
BDKD 
RECHTSANWÁLTE 

Rechtsgutachten zu Fragen des 

lnformationsfreiheitsgesetzes des Bundes (IFG) 

im Auftrag des 

- Bundesministeriums für Verkehr 

und digitale lnfrastruktur (BMVI) 

16.03.2016 

-



lnhaltsverzeichnis 

l. Auftragsgegenstand ...... ...................... ........... ................... .............. . .......... ................. 6 

11. Beantwortung des Fragenkatalogs ........ ........ .. . ........... ..... ...................... ............... ... 1 2  

1 .  Hinreichende Bestimmtheit des Antrags ............. . ....... . .......................................... 1 2  

1 .1 Welche Anforderungen sind hinsichtlich der Bestimmtheit eines Antrags nach 

dem IFG (sachlich/thernatisch, hinsichtlich betroffener Personen, zeitlich) zu stellen? 

1 2  

1 .2 Kann ein nicht konkretisierter Antrag rechtssicher abgelehnt werden? ....... ....... 1 6  

1 .3 Waren beispielsweise nachstehende Antrage ausreichend bestimmt? . ............. 1 7  

2. Zustandige Behorde ..... ....................... .... .. ............ .......... ....................... ............... 20 

2.1 Welche Anforderungen gelten, wenn zusatzlich Dokumente einer anderen 

Behorde (etwa aus dem Geschaftsbereich} beim Bundesministerium erfragt werden? 20 

2 .1 .1  Grundsatze ..................................................................................................... 20 

2.1 .2 Bundesministerium für Verkehr und digitale lnfrastruktur und nachgeordnete 

Behorden (Geschaftsbereich) .......................... .......... .. ............. ... ......... .... .... ............. 22 

2 .1 .3 Anfrage nach (zusatzlichen) Dokumenten einer anderen Behorde .............. 23 

2.2 Gilt insoweit eine Beschaffungspflicht? . ............... ....................... ..... . ................. 26 

2.3 Kann der Antragsteller auf die andere Behorde verwiesen werden? .. ................ 28 

2.4 1st überdies die im nachstehenden Beispiel gewünschte Auflistung geschuldet, 

wenn sie nicht bereits in der begehrten Weise vorliegt? ........... . .... .......... . .. .... .... .......... 30 

2.4.1 Rechtslage . . . . ........ ....... ... .............. .. .. ... . . .. ... . . ... . . ........................... ...... . ....... 30 

2.4.2 Losung des konkreten Falls ...... . ............. . .... .......... ....................... . .... ......... 37 

3. Laufende Verfahren im Sinne von § 3 Nummer 1 g) IFG (z. B. Ermittlungs-, 

Gerichts-, Disziplinarverfahren) .. .......... ............. .... ... ........... ......... ... . ........... .......... ........ 39 

3.1 . Hat die Behorde die bei ihr vorhandenen lnformationen nach IFG (oder auch 

nach dem Umweltinformationsgesetz, UIG) herauszugeben? Wie lange ist ggf. der 

lnformationszugang zu versagen? .............. .... ...... . .............. .... ..................... ...... .......... 39 

3.1 .1  Schutzzweck ...................... ..... .... ..... ... .................. ................................... .. . 39 

3.1 .2 "Beteiligung" der aktenführenden Behorde keine Voraussetzung für den 

Ausschluss nach § 3 Nr. 1 lit. g) IFG ....................... . ....................................... . ......... 40 

3.1 .3 Ermittlung der Gefahrdungslage ...... ........ ... ... ..... ... ............................... ..... .40 

3.1 .3.1 lnhaltlicher Bezug zum Ermittlungsverfahren ...... ....... . ................................ 41 

3.1 .3.2 Grundsatzliche Gefahrdungseignung ......................... . .......... . ... . ....... ... ....... 42 

3.1 .4 Gefahrdungslage bei Ermittlung im Ordnungswidrig-keitenverfahren ......... 42 

3.1 .5 Dauer des lnformationsausschlusses ................................. ....... . ........ . ........ 43 

2 



3.1.6 Dauer des lnformationsausschlusses im Ordnungswidrigkeitenverfahren ... 43 

3.1. 7 lnformationsausschluss nach § 8 Abs. 1 Nr. 3 UIG ..................................... 44 

3.2 Macht es einen Unterschied, ob die Behorde lnformationen unverlangt erhalten 

hat oder ob sie sich diese zu eigenen Zwecken, die nicht in der eigenen Durchführung 

eines Verfahrens nach § 3 Nummer 1 g) IFG durch die Behorde bestehen, beschafft hat 

(z.B .
. 
zur Prüfung politischen Handlungsbedarfs)? ............................... ......................... 44 

3.3 Welche Anforderungen sind an die Darlegung etwaiger Ausschlussgründe durch 

die Behorde zu stellen? ............................................................... ................................. 46 

3.3.1 Vermutungswirkung im Falle beigezogener Akten ....................................... 47 

3.3.2 Anforderungen der Rechtsprechung bei voller Darlegungslast ......... ......... .48 

4. Behordliche Entscheidungsprozesse ..................................................................... 50 

4.1 Unter welchen Voraussetzungen konnen EntwürfeNorlagen zu zwischenzeitlich 

abgeschlossenen und veroffentlichten Entscheidungen (ggf. teilweise) vom IFG -Zugang 

ausgeschlossen sein? .................... . ............................................................................. 50 

4.1.1 Schutzzweck ... .......................................... ..................................... ............. 50 

4.1.2 Begriff der Beratung ................................................................ .................... 51 

4.1.3 Prognose ......................................... . ............................... .. . . ....................... 52 

4.1.4 Anforderungen an die Fortdauer des Vertraulichkeitsschutzes ............ ....... 53 

4.1.4.1 Rechtsprechung zu Bundesministerien ............... ........................................ 53 

4.1.4.2 Rechtsprechung zu Sachverstandigengremien ........................................... 56 

4.1.5 Zusammenfassung der aus der Rechtsprechung für Vorlagen und Entwürfe 

der Bundesministerien abzuleitenden Kriterien für die Fortdauer des 

Vertraulichkeitsschutzes ................ ............ . . . . ... .. ........................ .............................. 56 

4.2 lnwieweit und wie lange konnen die in§ 3 Nr. 3b) bzw. § 41FG geregelten 

Ausschlussgründe auch bereits vergangene (abgeschlossene) TatbesUinde mit 

einschlieBen (zurückwirken)? .......................... ...... . ....................................................... 58 

4.2.1 § 3 Nr. 3 lit. b) IFG ..... ....... ........................................................................... 58 

4.2.2 § 4 IFG ........................................................................................................ 62 

4.3 Unter welchen Voraussetzungen, bezogen auf welche amtlichen lnformationen 

und wie lange kann ein lnformationszugang unter Bezugnahme auf den 

ungeschriebenen Ausschlussgrund ,Kernbereich der Exekutive" abgelehnt werden? In 

welchem Verhaltnis steht dieser Schutzgrund zu den in § 3 Nummer 3 b) bzw. § 4 IFG 

geregelten Ausschlussgründen? ........ .......................... ................................... .............. 66 

4.3.1 Rechtsprechung des BVerfG ............. .......................................................... 68 

4.3.2 Übertragung der MaBstabe des BVerfG auf den Auskunftsanspruch nach 

dem IFG 71 

4.3.2.1 Laufende Verfahren ........................................................................ ...... ....... 71 

3 



4.3.2.2 Abgeschlossene Vorgange ................................. ................. .... . .................. 73 

4.4 Andert sich etwas an der Rechtslage, wenn ein abgeschlossenes Verfahren 

wieder aufgegriffen wird? Sind dann auch bereits zum ursprOnglichen (zunachst 

abgeschlossenen) Vorgang gehorende lnformationen einem Zugang nach IFG 

entzogen? ..................................................................................................................... 76 

5. Belange Dritter (Datenschutz, Betriebs- 1 Geschaftsgeheimnisse) ............... .......... 78 

5.1 Unterstellt, die Betroffenen haben im Rahmen der Drittbeteiligung ausdrOcklich 

nicht in eine Herausgabe der sie betreffenden lnformationen eingewilligt: Unter welchen 

Voraussetzungen sind lnformationen Dritter (z.B. auBerhalb von behordlichen 

Anhorungen eingehende Schreiben von lnteressenverbanden, eirizelnen Unternehmen 

oder auch Privaten an die Hausleitung) vom IFG-Zugang ausgenommen? ...... ............ 78 

5 .1 . 1  § 5 Abs. 1 Satz 1 IFG ................ ........ . ............. ........ . ... . ...................... . ... . ... 80 

5.1 .1 . 1 . Schutzwürdiges lnteresse des Dritten am lnformationsausschluss ......... 81 

5.1 .1 .2 Abwagung .......................... ....... . ........................ ......................................... 87 

5.1 .2 § 5 Abs. 1 Satz 2 IFG Besondere personenbezogene Daten ...................... 89 

5. 1 .3 § 3 Nr. 7 IFG Vertrauliche lnformationen ............. . ...................... .... ............. 89 

5.2 Unter welchen Umstanden kommt eine Aussonderung (Schwarzung) 

personenbezogener Daten von Behordenbeschaftigten in Betracht, wenn man 

berücksichtigt, dass namentlich identifizierbare Behordenbeschaftigte insbesondere 

über das Internet zunehmend personlichen Anfeindungen ausgesetzt sind? Stünde 

bspw.- ohne dass etwa Betriebs-/Geschaftsgeheimnisse im Raume stehen- allein der 

Umstand einem IFG-Zugang entgegen, dass der Dritte nicht mochte, dass bekannt 

wird, dass er sich (und zu welchem Thema) an das BMVI gewandt hat (Stichwort: Recht 

auf informatidnelle Selbstbestimmung)? ....... ............ ...................... .......... .......... .......... 92 

5.2.1 Unter welchen Umstanden kommt eine Aussonderung (Schwarzung) 

personenbezogener Daten von Behordenbeschaftigten in Betracht, wenn man 

berOcksichtigt, dass namentlich identifizierbare Behordenbeschaftigte insbesondere 

Ober das Internet zunehmend personlichen Anfeindungen ausgesetzt sind? .. . ......... 92 

5.2.1 . 1  Bearbeiter .... . ......... ............ . ......................................... ......................... ...... 93 

5.2.1 .2 Ausdruck und Folge amtlicher Tatigkeit ........ .......................... . .. ......... . ....... 95 

5.2.1 .3 Ausnahmen ............ ... ...... ..... ........ . .. . . ...... ...... . ..... .......... . .. .... ............ ........... 95 

5.2.2 StOnde bspw.- ohne dass etwa Betriebs-/ Geschaftsgeheimnisse im 

Raume stehen - allein der Umstand einem IFG-Zugang entgegen, dass der Dritte 

nicht mochte, dass bekannt wird, dass er sich (und zu welchem Thema) an das BMVI 

gewandt hat (Stichwort: Recht auf informationelle Selbstbestimmung)? .... ............... 99 

5.3 lnwieweit und wie lange kann der lnhalt behordlicher Akten (Schreiben von oder 

an Dritte, Gesprachsprotokolle, Vermerke, Vorlagen, technische Protokolle) geschOtzt 

sein als Betriebs- oder Geschaftsgeheimnis? Welche Anforderungen sind hierbei an die 

Stellungnahmen der Drittbeteiligten und die Darlegung der Behorde zu stellen? ......... 99 

4 



5.3.1 lnwieweit und wie lange kann der lnhalt behordlicher Akten (Schreiben van 

oder an Dritte, Gesprachsprotokolle, Vermerke, Vorlagen, technische Protokolle) 

geschützt sein als Betriebs- oder Geschaftsgeheimnis? ............. ........... ................. 1 00 

5.3. 1 . 1  Unternehmensbezogenheit der lnformation ..................... ......................... 1 01 

5.3.1 .2 Fehlende Offenkundigkeit der lnforrnation ... ........... . ........... . ............. ........ 1 02 

5.3. 1 .3 Geheimhaltungswille .............................. .... . ........ ...................................... 1 03 

5.3.1 .4 Berechtigtes lnteresse an der Geheimhaltung .......................................... 1 04 

5.3.2 Welche Anforderungen sind hierbei an die Stellungnahmen der 

Drittbeteiligten und die Darlegung der Behorde zu stellen? .................................... 1 07 

6. UnverhaJtnismaBiger Verwaltungsaufwand ..................................................... ..... 1 08 

6.1 Ab wann ist ein für die Aussonderung/Schwarzung van teilweise zuganglich zu 

machenden lnformationen entstehender Verwaltungsaufwand unverhaJtnismaBig im 

Sinne van § 7 Abs. 2 Satz 1 ,  2. Fall IFG mit der Folge, dass die Behorde den 

lnformationszugang insgesamt versagen darf? ......... ................................................. 1 08 

6.1 . 1  Grundsatz ................................................................................................. 1 08 

6.1 .2 Verwaltungsaufwand .......................................................... . .............. ... .. ... 1 1 1  

6.1 .3 UnverhaltnismaBig .......... . ............. ............ ................. ....... . ..................... .. 1 1 3 

6.2 Wo liegt die Grenze des Zumutbaren? Welche Auswirkungen auf die übrigen 

Dienstgeschafte sind hinzunehmen oder hat die Behorde sich darauf verweisen zu 

lassen, si e müsse genug Personal vorhalten? .......................... ..... ............................. 1 1 6 

6.3 Welche Kriterien sind für die Frage der Unzumutbarkeit des 

Verwaltungsaufwandes heranzuziehen (nur Personalaufwand oder auch finanzieller 

oder Ressourcenaufwand, bspw. für externe Berater zur ldentifikation van 

Betriebsgeheimnissen)? Welche Kriterien sind hierzu in der Rechtsprechung entwickelt 

worden? In welchen Fallen hat die Rechtsprechung § 7 Absatz 2 Satz 1 ,  2. Fall IFG als 

Versagungsgrund akzeptiert? Wie ist die Erfolgsquote bei den bekannten 

Gerichtsentscheidungen? ............ ................ . . . ......... ....... . . . ... .... ........ . ... . ... ... ... . . . . ........ 1 1 9 

6.3.1 Welche Kriterien sind für die Frage der Unzumutbarkeit des 

Verwaltungsaufwandes heranzuziehen (nur Personalaufwand oder auch finanzieller 

oder Ressourcenaufwand, bspw. für externe Berater zur ldentifikation van 

Betriebsgeheimnissen)? .................. .. . ... . . ............. ....... .. . ................ . ........................ 1 20 

6.3.2 In welchen Fallen hat die Rechtsprechung § 7 Abs. 2 Satz 1 ,  2. Fall IFG als 

Versagungsgrund akzeptiert? . . . . ....... ... ..... .... .... . . . ... .. .. . . ........................................ . .  1 21 

6.3.3 Wie ist die Erfolgsquote bei den bekannten Gerichtsentscheidungen? ..... 1 28 

5 



l. Auftragsgegenstand 

Seit lnkrafttreten des lnforrnationsfreiheitsgesetzes des Bundes 

(IFG) werden zahlreiche Antrage auf lnformationszugang an das 

Bundesministerium für Verkehr und digitale lnfrastruktur (BMVI) 

gerichtet. Nicht erst seit Bekanntwerden der VW-Affare (i:ihnlich 

auch schon zuvor im Zusammenhang mit Fragen rund um die 

Festlegung der BER-Fiugrouten, ,Stuttgart 21 ", die Verschiebung 

der BER-Eroffnung etc.) erhalt das BMVI eine Vielzahl von IFG­

Antragen zu einem jeweils aktuellen und offentliche Aufmerksam­

keit erregenden Thema. Die Antrage sind in vielen Fallen sehr um­

fassend formuliert, die antragsgegenstandlichen Zeitraume erstre­

cken sich oft über mehrere Jahre. Das davon eñasste umfangrei­

che Aktenmaterial muss aufwandig auf ggf. zu beteiligende Dritte 

und auf etwaige IFG-Ausschlussgründe durchgesehen werden. Mit 

weiteren Antragen - auch zu anderen Themen von medialem lnte­

resse- ist zu rechnen. Nicht zuletzt vor diesem Hintergrund be­

steht graBes lnteresse daran, die IFG-Anwendung so rechtssicher 

wie moglich zu gestalten, um Rechtsstreitigkeiten, die weitere per­

sonelle Kapazitaten binden, nach Moglichkeit zu vermeiden. Aus­

legungsbedürftige Rechtsbegriffe und ggf. im Gesetz eroff.nete 

Ermessensspielraume konnen die Rechtsanwendung im Einzelfall 

jedoch schwierig gestalten. 

Als Handreichung für die IFG-Anwendung sallen daher im Rahmen 

eines neutralen Rechtsgutachtens konkrete Fragen der IFG­

Anwendung gektart werden. Von lnteresse ist dabei vor allem, 

wetche Auslegungsspielraume das IFG eroffnet, welche Vorgaben 

- auch unter Berücksichtigung hochst- und obergerichtlicher 

Rechtsprechung (insbesondere des OVG Berlin-Brandenburg) - zu 

beachten sind und wo besondere (auch veñahrensrechtliche) Risi­

ken bestehen. Ein solches Rechtsgutachten kann aufgrund seiner 

notwendigen Abstraktheit zwar nicht alle Besonderheiten der vom 
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BMVI zu bescheidenden konkreten Einzelfalle abdecken. Jedoch 

konnte der Standpunkt eines neutralen sachkundigen Dritten die 

Position des BMVI auch bei der konkreten Fallbearbeitung im Falle 

einer gerichtlichen Kontrolle starken. Aus der Sicht eines neutralen 

sachkundigen Dritten soll ein Fragenkatalog beantwortet werden. 

Ziel ist es, nach Auswertung von Fachliteratur und bereits ergan­

gener Rechtsprechung - insbesondere (aber nicht nur) der für das 

BMVI zustandigen Gerichte (VG Berlin, OVG Berlin-Brandenburg) -

móglichst konkrete verallgemeinerungsfahige Entscheidungskrite­

rien zum nachstehenden Fragenkatalog zusammenzustellen bzw. 

ggf. zu entwickeln, die als belastbare Arbeitshilfen für die zu bear­

beitenden IFG-Anfragen herangezogen werden konnen. Darüber 

hinaus sollen Argumente aufgezeigt werden, mit denen die Positi­

on des BMVI im Falle einer gerichtlichen Überprüfung von IFG­

Bescheiden gestützt und das erkennende Gericht überzeugt wer­

den kann. 
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Fragenkatalog zum lnformationsfreiheitsgesetz des Bundes OFG) 

1 .  Hinreichende Bestimmtheit des Antrags 

Welche Anforderungen sind hinsichtlich der Bestimmtheit eines 

Antrags nach dem 1 FG (sachlich/ thematisch, hinsichtlich betroffe­

ner Personen, zeitlich) zu stellen? Waren beispielsweise nachste­

hende Antrage ausreichend bestimmt? Kann ein nicht konkretisier­

ter Antrag rechtssicher abgelehnt werden? 

• "Nach dem IFG beantragen wir hiermit, uns ausnahmslos al/e 
mit dem Ausbau und·der geplanten lnbetríebnahme des Flug­
hafens Berlín Brandenburg in Zusammenhang stehenden 
schrifflichen lnformationen zur Verfügung zu stellen, die das 
Bundesministeríum [. . .  J erreicht haben - insbesondere die Ver­
treter des BMVBS im Aufsichtsrat der Flughafen Berlín Bran­
denburg GmbH. " 

• nlch miichte gern Eínsicht in die Akten (Beantragung, Planung, 
Budget, EntscheidungsbegrOndung usw.). die das ,bayrísch­
siichsische • Schaufenster [Eiektromobilltiitj betreffen. " 

• ,Für meinen Mandanten beantrage ich Akteneinsicht in den 
Aktienkaufvertrag sowie alle anderen Vertrage und alle dazu­
gehorenden Unterlagen über den Verkauf der ,Tank & Rast'". 

• "Für unsere Mandanten beantragen wlr Einslcht In den Rah­
menvertrag vom [. . .  ], den Aktienkaufvertrag vom [. . ./ betref­
fend den Verkauf der , Tank & Rast' sowle den Verllingerungs­
vertrag (ab [. . .  /) und al/e Verwa/tungsvorgiJnge, die durch den 
Verkauf ausgeltist wurden. lnsbesondere welche Betreiber­

pRichten die Kliufer zu erfüllen haben. " 

2. Zustandige Behorde 

Welche Anforderungen gelten, wenn zusatzlich Dokumente einer 

anderen Behorde (etwa aus dem Geschaftsbereich) beim Bun­

desministerium erfragt werden (s. nachstehendes Beispiel)? Gilt 

insoweit eine Beschaffungspflicht? Kann der Antragsteller auf die 

andere Behorde verwiesen werden? 1st überdies die im nachste­

henden Beispiel gewünschte Auflistung geschuldet, wenn sie nicht 

bereits in der begehrten Weise vorliegt? 

• "Hiermit beantragen wir auf der Grund/age des lnforrnations­
freiheitsgesetzes des Bundes die Obersendung des komplet­
ten Schrlftverkehrs (Faxe, Bríefe, E-Mails lnkl Anhlinge) zwi­
schen Mltarbeitern /hres Hauses (ínkl nachgeordneter BehOr­
den) und Vertretern der Automobilindustríe (Firmen, Verblinde 
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und deren Vertretetj zum Thema Emissionen von PKW und 
LKW seit dem Jahre 2007. Bitte Obersenden Sie uns in diesem 
Zusammenhang auch samtliche Unter/agen (Vor/agen, Proto­
kolle, Vermerke etc.) zu Gesprlichsterminen, die zu besagtem 
Thema in diesem Zeitraum stattgefunden haben. 

• DarOber hinaus erbitten wir auf der Grundlage des lnformati­
onsfreiheitsgesetz des Bundes, hilfsweise auf der Grund/age 
des Umwehinformationsgesetzes, Einsicht in die Ergebnisse 
stlchprobenartiger Untersuchungen von berelts zugelassenen 
PKW, die nach Auskunft lhrer BehOrde in der Vergangenheit 
vom Kraftfahrt-Bundesamt durchgefOhrt wurden (vgl 
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/0 
56/ 1805656.pdf - Antworten 20 und 21). mr bitten um eine 
Auflistung der Ergebnisse nach Herstellem und Modellen ge­
trennt" 

3. Laufende Verfahren im Sinne von § 3 Nummer 1 g) IFG (z.B. 

Ermittlungs-, Gerichts-, Disziplinarverfahren) 

• Beispiel: Die Staatsanwaltschaft oder eine Marktaufsichtsbe­
horde ermittelt im Unternehmen U. Die Behorde ist in diesem 
Ermittlungsverfahren (= Verfahren im Sinne von § 3 Nummer 1 
g) IFG) bislang nicht beteiligt, hat aber zum einen lnformatio­
nen (z. B. Ergebnisse unternehmensinterner Ermittlungen), die 
das Unternehmen U selbst mitgeteilt hat, zum anderen lnfor­
mationen aus sonstigen Quellen. 

Hat die Behorde die bei ihr vorhandenen lnformationen nach IFG 

(oder auch nach dem Umweltinformationsgesetz, UIG) herauszu­

geben? Wie lange ist ggf. der lnformationszugang zu versagen? 

Macht es einen Unterschied, ob die Behorde lnformationen unver­

langt erhalten hat oder ob sie sich diese zu eigenen Zwecken, die 

nicht in der eigenen Durchführung eines Verfahrens nach § 3 

Nummer 1 g) IFG durch die Behorde bestehen, beschafft hat (z.B. 

zur Prüfung politischen Handlungsbedarfs)? Welche Anforderun­

gen sind an die Darlegung etwaiger Ausschlussgründe durch die 

Behorde zu stellen? 

4. Behordliche Entscheidungsprozesse 

Unter welchen Voraussetzungen konnen EntwürfeNorlagen zu 

zwischenzeitlich abgeschlossenen und veroffentlichten Entschei­

dungen (ggf. teilweise) vom IFG-Zugang ausgeschlossen sein? 
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• Beispiel: Ein Antragsteller begehrt Zugang zu dem Verwal­
tungsvorgang, der im Rahmen der Beantwortung einer Kleinen 
Anfrage des Bundestages angelegt worden ist. Der Vorgang 
enthalt neben der Anfrage selbst und dem Begleitschreiben zur 
endgültigen Antwort auch den Antwort-Entwurf des zustandi­
gen Fachreferates mit Ánderungen der Vorgesetzten sowie des 
Kabinettreferates. 

lnwieweit und wie lange konnen die in § 3 Nummer 3b) IFG gere­

gelten Ausschlussgründe auch bereits vergangene (abgeschlosse­

ne) Tatbestande mit einschliéBen (zurückwirken)? 

• Beispiel: Antrag auf Dokumente aus einem (abgeschlossenen) 
Gesetzgebungsvorhaben vergangener Jahre, deren lnhalt teil­
weise aber gleichzeitig Gegenstand laufender oder zukünftiger 
Gesetzgebung/sonstiger behOrdlicher Entscheidun­
gen/Beratungen ist/sein kann? 

Unter welchen Voraussetzungen, bezogen auf welche arntlichen 

lnformationen und wie lange kann ein lnformationszugang unter 

Bezugnahme auf den ungeschriebenen Ausschlussgrund ,Kembe­

reich der Exekutive" abgelehnt werden? In welchem Verhaltnis 

steht dieser Schutzgrund zu den in § 3 Nummer 3 b) bzw. § 4 1 FG 

geregelten Ausschlussgründen? Ándert sich etwas an der Rechts­

lage, wenn ein abgeschlossenes Verfahren wieder aufgegriffen 

wird? Sind dann auch bereits zum ursprünglichen (zunachst abge­

schlossenen) Vorgang gehorende lnformationen einem Zugang 

nach IFG entzogen? Welche Anforderungen sind jeweils an die 

Darlegungen der Behorde zu stellen? 

5. Belange Dritter (Datenschutz, Betriebs-/ Geschaftsgeheimnisse) 

Unterstellt, die Betroffenen haben im Rahmen der Drittbeteiligung 

ausdrücklich nicht in eine Herausgabe der sie betreffenden lnfor­

mationen eingewilligt: Unter welchen Voraussetzungen sind lnfor­

mationen Dritter (z.B. auBerhalb von behordlichen Anhorungen ein­

gehende Schreiben von lnteressenverbanden, einzelnen Unter­

nehmen oder auch Privaten an die Hausleitung) vom 1 FG-Zugang 

ausgenommen? Stünde bspw. - ohne dass etwa Betriebs-/ Ge­

schaftsgeheimnisse im Raume stehen- allein der Umstand einem 
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IFG-Zugang entgegen, dass der Dritte nicht mochte, dass bekannt 

wird, dass er sich (und zu welchem Thema) an das BMVI gewandt 

hat (Stichwort: Recht auf informationelle Selbstbestimmung)? Un­

ter welchen Umstanden kommt eine Aussonderung (Schwarzung) 

personenbezogener Daten von Behordenbeschaftigten in Be­

tracht, wenn man berücksichtigt, dass namentlich identifizierbare 

Behordenbeschaftigte insbesondere über das Internet zunehmend 

personlichen Anfeindungen ausgesetzt sind? lnwieweit und wie 

lange kann der lnhalt behordlicher Akten (Schreiben von oder an 

dritte, Gesprachsprotokolle, Vermerke, Vorlagen, technische Pro­

tokolle) geschützt sein als Betriebs- oder Geschaftsgeheimnis? 

Welche Anforderungen sind hierbei an die Stellungnahmen der 

Drittbeteiligten und die Darlegung der Behorde zu stellen? 

6. UnverhaltnismaBiger Verwaltungsaufwand 

Ab wann ist ein für die Aussonderung/Schwarzung von teilweise 

zuganglich zu machenden lnformationen entstehender Verwal­

tungsaufwand unverhaltnismaBig im Sinne von § 7 Absatz 2 Satz 

1 ,  2. Faii iFG mit der Folge, dass die Behorde den lnformationszu­

gang insgesamt versagen darf? Wo liegt die Grenze des Zumutba­

ren? Welche Auswirkungen auf die übrigen Dienstgeschafte sind 

hinzunehmen oder hat die Behorde sich darauf verweisen zu las­

sen, sie müsse genug Personal vorhalten? Welche Kriterien sind 

für die Frage der Unzumutbarkeit des Verwaltungsaufwandes her­

anzuziehen (nur Personalaufwand oder auch finanzieller oder Res­

sourcenaufwand, bspw. Für externe Berater zur ldentifikation von 

Betriebsgeheimnissen)? Welche Kriterien sind hierzu in der Recht­

sprechung entwickelt worden? In  welchen Fallen hat die Recht­

sprechung § 7 Absatz 2 Satz 1 ,  2 .  Fall IFG als Versagungsgrund 

akzeptiert? Wie ist die Erfolgsquote bei bekannten Gerichtsent­

scheidungen? 

11 



11. Beantwortung des Fragenkatalogs 1 

1 .  Hinreichende Bestimmtheit des Antrags 

1 .1 Welche Anforderungen sind hinsichtlich der Bestimmtheit 

eines Antrags nach dem IFG (sachlichlthematisch, hin­

sichtlich betroffener Personen, zeitlich) zu stellen? 

§ 7 IFG regelt nach seiner amtlichen Überschrift ,Antrag und Ver­

fahren". Dabei werden in§ 7 Abs. 1 IFG kaum formelle2 Vorausset­

zungen an den Antrag formuliert: 

nÜber den Antrag auf lnformationszugang entscheidet 
die Behlirde, die zur VerfOgung über die begehrten ln­
formationen berechtigt ist. !m Fa// des § 1 Abs. 1 Satz 3 
ist der Antrag an die Behorde zu richten. die sich der na­
türlichen oder juristischen Person des Privatrechts zur 
ErfOI/ung ihrer offentlich-rechtlichen Aufgaben bedient 
Betrifft der Antrag Daten Dritter im Sinne von § 5 Abs. 1 
und 2 oder § 6, muss er begründet werden. Bei gleich­
f6rmigen A ntriigen von mehr als 50 Personen gelten die 
§§ 17 bis 19 des Verwaltungsverfahrensgesetzes ent­
sprechend. " 

lnsbesondere wird damit im IFG - anders als in § 4 Abs. 2 UIG3 

und § 4 Abs. 1 Satz 2 VIG4 oder beispielsweise in § 5 Abs. 1 Satz 3 

1 Urteile sind, soweit nicht anders angegeben, nach juris zitiert. 
2 So zutreffend Jastrow/Schlatmann, IFG, 2006, § 7 Rn. 18. 
3 ,Der Antrag muss erkennen /assen, zu welchen Umwehinformationen der Zugang 

gewünscht wird. 1st der Antrag zu unbestimmt, so ist der antragstellenden Person 
dies innerhalb eines Monats mitzuteilen und Gelegenheit zur Prazisierung des An­
trags zu geben. Kommt die antragstellende Person der Aufforderung zur Prlizisierung 
nach, beginnt der Lauf der Frist zur Beantwortung von Antr/igen emeut Die lnforma­
tionssuchenden sind bei der Stellung und Pr/izisierung von Antr/igen zu unterstüt­
zen." 

4 ,Der Antrag muss hinreichend bestimmt sein und insbesondere erkennen /assen, auf 
welche lnformationen er gerichtet ist." 

1 2  



IFG NRW5 - nicht das Gebot der hinreichenden Bestimmtheit des 

Antrags geregelt8• H ierzu heiBt es in der amtlichen Begründung: 

HRege/ungen zur Prlizis/erung des Antrags und zur Bera­
tung und Unterstützung durch die BehiJrde sind ange­
sichts § 25 VwVfG (iihnllch den §§ 13 bis 16 SGB 1) ent­
behrlich. 

Wegen der NichtftJrmlichkelt des Verwaltungsverfahrens 
(§ 10 VwVfG, § 9 SGB X) kann der Antrag schriftlich, 
mündlich - auch telefonisch - oder durch schlüssiges 
Handeln gestellt werden. Die elektronlsche Form steht 
der schriftllchen Form g/eich (§ 3a VwVfG). 

/m Einzelfa/1 darf die óffentliche Stelle jedoch einen 
schriftl/chen Antrag oder eine Konkretisierung des An­
trags ver/angen . . . .  " 

Daraus ergibt sich zwar, dass das IFG nicht ausdrücklich eine hin­

reichend bestimmte Antragstellung verlangt. Gleichwohl ergibt 

sich das Erfordernis einer hinreichenden Bestimmtheit oder zu­

mindest Bestimmbarkeit aus allgemeinen verwaltungsverfahrens­

rechtlichen Grundsatzen7, die in Anbetracht des Hinweises in der 

Gesetzesbegründung auf §§ 1 O, 25 VwVfG und die M()glichkeit, 

eine Konkretisierung des Antrags verlangen zu konnen, auch im 

Bereich des IFG Anwendung finden. 

Dabei dürfen an die inhaltliche Bestimmtheit jedoch keine hohen 

Anforderungen gestellt werden. Denn grundsatzlich kennt der An­

tragsteller die van ihm begehrten lnformationen nicht und kann sie 

5 "Er muss hinreichend bestimmt sein und insbesondere erkennen lassen, auf welche 
lnformationen er gerichtet ist." 

8 Schoch, IFG, 2009, § 7 Rn. 18; Sicko in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medien­
recht, 2014, § 7 IFG Rn. 13; Fluck in Fluck/Theuer, lnformationsfreiheitsrecht, § 7 IFG 
Rn. 42, 46; Mecklenburg/Poppelmann, IFG, 2006, § 7 Rn. 14. 

7 Rossi, IFG ,  2006, § 7 Rn. 11; Fluck in Fluck/Theuer, lnformationsfreiheitsrecht, § 7 
IFG Rn. 46; Ewer, Ansprüche nach dem lnfonnationsfreiheitsgesetz und ihre durch 
offentliche Belange bestimmten Grenzen, AnwBI. 2010, 456; a.A. Schoch, IFG, 2009, 
§ 7 Rn. 20, danach liegt die Prüzisierung nur im eigenen lnteresse des Antragstellers; 
nach Ansicht von Mecklenburg/Poppelmann, IFG, 2006, § 7 Rn. 1 4  folgt aus allge­
meinen verwaltungsrechtlichen Grundsatzen nur, dass für die Behorde erkennbar 
sein muss, was der Antragsteller will. 
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deshalb auch nicht exakt beschreiben8• Ob ein lnformationsantrag 

inhaltlich hinreichend bestimrnt ist, ist im Wege der Auslegung im 

konkreten Einzelfall zu prüfen und richtet sich nach den jeweils 

maBgeblichen Rechtsvorschriften9• Eine Nennung bestimmter Do­

kumente ist daher nicht zwingend erforderlich10• Erforderlich ist je­

doch grundsatzlich, dass der Antrag erkennen lasst, auf welche ln­

forrnatiónen er sich richtet, so dass der Behorde eine ldentifizie­

rung der Dokumente, zu denen der Antragsteller lnformationen 

begehrt, moglich ist und sie das lnformationsbegehren erfüllen 

kann11. Mit dem Antrag muss sich also die Art, der Urnfang und 

das Ziel der begehrten lnformation bestimmen lassen12• 

Zweifelhaft ist, ob ein Antragsteller dazu seine ldentitat preisgeben 

muss. Dies ist zwar in Fallen der Drittbeteiligung grundsatzlich der 

Fall, im Übrigen aber wohl keine zwingende Antragsvorausset­

zung13. Es darf also nicht grundsatzlich eine Auskunft deshalb 

verweigert werden, weil der Antragsteller nicht bereit ist, seine 

ldentitat preiszugeben. Gleichwohl dürfte es nicht ermessensfeh­

lerhaft sein, im Einzelfall einen schriftlichen Antrag zu verlangen14 

oder im Falle von mündlich gestellten Antragen, die nicht bereits 

durch eine gebührenfreie mündliche Auskunft erledigt sind, Name 

und Anschrift des Antragstellers zu erfassen und gegebenenfalls 

8 Rossi, IFG, 2006, § 7 Rn. 1 2; Fluck in Fluck!Theuer, lnformationsfreiheitsrecht, § 7 
IFG Rn. 46; VG Berlin, Urteil vom 1 9.06.2014, Az. 2 K 212.13, Rn. 48. 

9 OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 1 9.03.201 5, Az. OVG 12  B 26.14, Rn. 35 am 
Ende. 

10 Hessischer VGH, Beschluss vom 02.03.201 0, Az. 6 A 1 684.08, Rn. 29; soweit das 
VG Berlin dagegen mit Urteil vom 1 2.1 0.2009, Az. 2 A 20.08, Rn. 57, einen vollstre­
ckungsfahigen Antrag verlangt hat, dürfte das nicht für das Verwaltungsverfahren gel­
ten und erscheint diese Anforderung im IFG-Verfahren ohnehin zweifelhaft. · 

11 Hessischer VGH, Beschluss vom 02.03.201 0, Az. 6 A 1 684.08, Rn. 29; Schoch, IFG, 
2009, § 7 Rn. 20. 

12 VG Frankfurt, Urteil vom 23.01 .2008, Az. 7 E 1 487/07, Rn. 30. 
13 Berger in Berger/Partsch/Roth/Scheel, IFG, 2. Aufl., § 7 Rn. 8; Schoch, IFG, 2009, 

§ 7 Rn. 1 7; Sicko in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 2014, § 7 IFG Rn. 
1 1 f.; Fluck in Fluck/Theuer, lnformationsfreiheitsrecht, § 7 IFG Rn. 44; 
Piesker/Sicko/Ziekow, Vom Aktengeheimnis zur Verwaltungstransparenz?, LKRZ 
201 3, 360; a.A Rossi, IFG, 2006, § 7 Rn. 1 1 .  

14 Vgl. Gesetzesbegründung zu § 7 Abs. 1 ,  BT -Drs. 1 5/4493, S. 1 4. 
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einen Vorschuss bis zur Hohe der voraussichtlich entstehenden 

Kosten nach § 15 BGebG zu erheben15• 

lm Falle eines nicht hinreichend bestimmten Antrages darf dieser 

nicht ohne weitares zurückgewiesen werden. Vielmehr ist die Be­

horda nach allgemeinen verwaltungsverfahrensrechtlichen 

Grundsatzan zunachst gehalten, das Ziel des Antrags durch sinn­

entsprechende Deutung oder durch Nachfrage zu armitteln sowie 

den Antragsteller zu beraten und diesen ggf. zur Konkretisierung 

saines Antrags auf Verzeichnisse sowie Organisations- und Akten­

plana nach § 11 Abs. 1 und 2 IFG zu verweisen16• Ziel der Bera­

tung und Nachfrage muss dabei stets die Forderung des lnforma­

tionszugangs bzw. die Gewinnung einer bearbeitungsfahigen 

Grundlage sein, nicht aber die Behinderung des lnformationszu­

gangs17. 

Konnen Art und lnhalt der begehrten amtlichen lnformation trotz 

Auslegung und Nachfrage nicht erkannt werden, kann der Antrag 

ausnahmsweise abgelehnt werden. Soweit moglich, erscheint es 

aber auch in solchen Fallen vorzugswürdiger, eine lnformation zu 

erteilen, wenn auch mangels naherer Konkretisierung nur eine sehr 

allgemeine Antwort18• 

15 Vgl. Bundesministerium des lnneren, Anwendungshinweise zum lnformationsfrei­
heitsgesetz, Bekanntmachung vom 21 .1 1 .2005, GMBI 2005, 5.1348 zu Punkt 111. 6; zu 
beachten ist in diesem Zusammenhang das Urteil des OVG Berlin-Brandenburg vom 
19.03.201 5, Az. OVG 1 2  8 26.14, wonach Teil 8 Nr. 1 des Gebühren- und Anlagen­
verzeichnisses zu § 1 Abs. 1 IFGGebV nichtig ist. 

18 Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die lnforrnationsfreiheit (BfDI), BT­
Drs. 1 7/1350 S. 41 ; Rossi, IFG, 2006, § 7 Rn. 1 2; Ewer, Ansprüche nach dem lnfor­
mationsfreiheitsgesetz und ihre durch offentliche Belange bestimmten Grenzen, An­
wBI. 2010, 456; Fluck in Fluck!Theuer, lnformationsfreiheitsrecht, § 7 IFG Rn. 46; 
Mecklenburg/Poppelmann, IFG, 2006, § 7 Rn. 1 4; allerdings dient die Veroffentli­
chungspflicht nach § 1 1  IFG dazu, die wirksame Ausübung des lnformationszu­
gangsanspruches zu fordem, nicht sie zu beschranken, vgl. Schoch, IFG, 2009, § 1 1  
Rn. 22 und VG Berlín, Urteil vom 19 .06.201 4, Az. 2 K 212. 13, Rn. 48. 

17 Fluck in Fluck/Theuer, lnformationsfreiheitsrecht, § 7 I FG Rn. 47; Schoch, IFG, 2009, 
§ 7 Rn. 21 . 

18 Fluck in Fluck/Theuer, lnformationsfreiheitsrecht, § 7 IFG Rn. 47. 
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1st hingegen das Ziel des Antrages nachvollziehbar, kann ein un­

prazise gefasster 1 nformationsantrag 18 gleichwohl die Arbeitsfahig­

keit von Behorden storen, indem er die Behorde zur Durchführung 

arbeitsintensiver MaBnahmen zwingt. Dies führt dann zwar grund­

satzlich - soweit die Grenze des Rechtsmissbrauchs nicht über­

schritten ist - nicht zur Unzulassigkeit des Antrages, kann aber ei­

nen unverhaltnismaBigen Verwaltungsaufwand im Sinne des § 7 

Abs. 2 Satz 1 IFG begründen und somit zur Ablehnung des lnfor­

mationsbegehrens führen20• Dies wird insbesondere dann der Fall 

sein, wenn dem Antragsteller durch Nachfrage und die Erteilung 

weiterer lnformationen eine Prazisierung, insbesondere die Benen­

nung bestimmter bokumente, ermóglicht worden ist. 

1.2 Kann ein nicht konkretisierter Antrag rechtssicher abgEr 

lehnt werden? 

Ein nicht konkretisierter Antrag kann rechtssicher abgelehnt wer­

den, wenn Art und lnhalt der begehrten amtlichen lnformation trotz 

Auslegung, Nachfrage und ggf. Beratung nicht erkannt werden 

konnen, die Behorde also nicht weiB, wonach sie suchen sol l. 

Aber auch, wenn die Behorde weiB, wonach sie suchen soll, kann 

ausnahmsweise eine Ablehnung unter dem Gesichtspunkt des un­

verhaltnisma.Bigen Verwaltungsaufwandes nach § 7 Abs. 2 Satz 1 

IFG in Betracht kommen. Dies setzt jedoch einerseits einen be­

sonders erheblichen Verwaltungsaufwand und andererseits das 

Vorliegen weiterer zur Unverhaltnisma.Bigkeit führender Umstande 

(insbesondere Überforderung der Behorde) voraus. Eine darauf 

gestützte Ablehnung ist zwar denkbar, bleibt jedoch unter dem 

Gesichtspunkt rechtssicherer Zurückweisung mit erheblichen Risi-

18 Von Schoch, IFG,  2009, § 7 Rn. 22 und Fluck in Fluckffheuer, lnformationsfreiheits­
recht, § 7 IFG Rn. 47 als (grundsAtzlich zulassige) Ausforschungsantrage bezeichnet. 

20 Schoch, IFG, 2009, § 7 Rn. 22; Sicko in Gersdoñ/Paal, lnformations- und Medien­
recht, 2014, § 7 IFG Rn. 1 5; Hessischer VGH, Beschluss vom 02.03.2010, Az. 6 A 
1684.08, Rn. 29; VG Berlin, Urteil vom 1 9.06.201 4, Az. 2 K 212.1 3, Rn. 48. 
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ken verbunden. Soweit irgendwie m6glich, sollte daher in diesen 

Fallen eine - wenn auch nur sehr allgemeine - lnformation erteilt 

und versucht werden, den Antragsteller im Rahmen seiner verwal­

tungsverfahrensrechtlichen Mitwirkungspflicht - ggf. sukzessive -

zu einer weiteren Konkretisierung saines Antrages zu veranlassen. 

Zugleich ist - auch in anderen Fallen, in denen hohe Gebühren 

undloder Auslagen zu erwarten sind- daran zu denken, von dem 

Antragsteller nach § 15 BGebG einen angemessenen, aber auch 

ausreichenden Vorschuss zu verlangen. Danach kann eine Amts­

handlung, die auf Antrag vorzunehmen ist, von der Zahlung eines 

angemessenen Vorschusses oder von einer angemessenen Si­

cherheitsleistung bis zur Hohe der voraussichtlich entstehenden 

Kosten abhangig gemacht werderf1• Wenngleich in der Literatur 

angemerkt wird, dass dies zur Vermeidung einer prohibitiven Wir­

kung bezüglich der Wahrnehmung der lnformationszugangsfreiheit 

nur hochst ausnahmsweise in Betracht komm�2, erscheint eine 

solche Betrachtungsweise nicht überzeugend. Denn die Kosten 

müssen - sofern nicht § 2 IFGGebV (Befreiung und ErmaBigung) 

eingreift - ohnehin erhoben werden. 

1.3 Waren beispielsweise nachstehende Antrage ausreichend 

bestimmt? 

1 .3.1 ,Nach dem /FG beantragen wir hlermit, uns ausnshms/os 
al/e mit dem Ausbau und der geplanten /nbslrlebnahme 
des Flughafens Berlín Brandenburg in Zusammenhang 
stehenden schriftlichen lnformationen zur VerfOgung zu 
stel/en, die das Bundssministerium {. .. } erreicht haben -
insbesondere die Vertreter des BMVBS im Aufsichtsrat 
der Rughafen Berlín Brandenburg GmbH. .. 

Auf den ersten Blick konnte die Formulierung ,ausnahmslos alle 

eingegangenen schriftlichen lnformationen" hinreichend konkret 

21 Jastrow/Schlatmann, IFG, 2006, lnformationsgebührenverordnung Rn. 13. 
22 Schoch, IFG, 2009, § 1 0  Rn. 86. 
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sein. Jedoch sind derartige lnformationen unter anderem in Anbe­

tracht der Anknüpfungsmerkmale ,im Zusammenhang stehende 

schriftliche lnformationen" und ,erreicht" überhaupt nicht nach­

vollziehbar einzugrenzen, so dass die Behorde Art und lnhalt der 

begehrten lnformationen nicht rechtssicher nachvollziehen kann. 

In dem der Fragestellung zugrundeliegenden und vom OVG Berlin­

Brandenburg mit Urteil vom 28.01 .201 523 entschiedenen Fall hatte 

der Antragsteller auf entsprechende Bitte seinen Antrag auf lnfor­

mationszugang auch eingegrenzt; die begehrte Einsicht in die Auf­

sichtsratsdokumente war ihm dennoch zu Recht verwehrt worden, 

wie das OVG in dem vorbezeichneten Urteil entschieden hat. 

Zudem drangt sich hier - jedenfalls ohne weitere Prazisierung - die 

Frage nach einem unverhaltnismaBigen Verwaltungsaufwand nach 

§ 7 Abs. 2 Satz 1 IFG auf, die in Anbetracht des zu vermutenden 

Urnfangs der schriftlichen lnformationen sowie der dabei auch zu 

berücksichtigen Separierungen durchaus bejaht werden konnte. 

1 .3.2 .lch mOchte gem Einsicht in die Akten (Beantragung, Pla­
nung, Budget, Entscheidungsbsgrilndung usw.), die das 
,bayrisch-siichsische1 Schaufenster /Eiektromobilitiitj be­
tmffen." 

Der Antrag ist überwiegend hinreichend bestimmt, zumal der Ge­

genstand der Akten eingegrenzt wird. Soweit über die ausdrück­

lich erwahnten Punkte Beantragung, Planung, Budget, Entschei­

dungsbegründung durch ,usw ." unbestimmte weitere Dokumente 

zur Einsicht verlangt werden, ware von dem Antragsteller eine 

Konkretisierung Z!J fordern. 

23 OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 28.01 .201 5, Az. OVG 12  B 21 .13. 
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1 .3.3 ,Für meinen Mandanten beantrage ich Akteneinsicht in 
den Aktienkaufvertrag sowie al/e anderen VBitritge und al­
le dazugehélrenden Unterlagen über den VBikauf der 
, Tank & Rast'._ 

Der Antrag ist jedenfalls in Bezug auf den genannten Aktienkauf­

vertrag hinreichend bestimmt. Auch im Übrigen dürfte der Antrag 

nicht zu unprazise sein. lnsoweit nennt der Antragsteller zwar kei­

ne konkreten Dokumente, benennt aber den Bezugsgegenstand 

, Vertrage und alle dazugehorenden Unterlagen über den Verkauf 

der ,Tank & Rast'". Allenfalls konnte ,alle dazugehorenden Unter­

lagen" nicht hinreichend konkret sein. Dies rechtfertigt aber keine 

Zurückweisung des gesamten Antrags, sondern allenfalls eine 

Teilzurückweisung nach eñolgloser Nachfrage. 

1 .3.4 .Für unsere Mandanten beantragen wir Einsicht in den 
Rahmenvertrag vom {. •. }, den Aktisnkaufvsrlrag vom {. . .  ¡ 
betreffend den VBikauf der , Tank & Rast' sowie den Ver­
!Angerungsvertrag (ab {. •. }) und al/e VBIWaftungsVOI'{/Ange, 
die durch den Verkauf ausgeNJst wurrfen. lnsbesondere 
welche Betreiberpflichten die Káufer zu erlüllen haben. • 

Auch dieser Antrag ist jedenfalls in Bezug auf die ausdrücklich ge­

nannten Vertrage (Rahmenvertrag, Aktienkaufvertrag und Verlan­

gerungsvertrag) hinreichend bestimmt. lm Übrigen dürfte der An­

trag zu unprazise sein, soweit einerseits auf ,alle Verwaltungsvor­

gange, die durch den Verkauf ausgelost wurden" und andererseits 

auf ,Betreiberpflichten die Kaufer zu eñüllen haben" verwiesen 

wird. Denn insoweit bedañ es zunachst einer rechtlichen Klarung 

im Hinblick auf den Rechtsbegriff der Betreiberpflichten, obwohl 

eine Klarung einer Rechtsfrage, damit die begehrte lnformation 

überhaupt bestimmt werden kann, nicht vom lnformationsan­

spruch gedeckt ist24• Auch dies rechtfertigt aber keine Zurückwei­

sung des gesamten Antrags, sondern nur eine Teilzurückweisung 

nach eñolgloser Nachfrage. 

24 VG Frankfurt, Urteil vom 23.01 .2008, 7 E 1487.07, Rn. 30. 
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2. Zustiindige BehOrde 

2.1 Welche Anforderungen gelten, wenn zus4tzlich Dokumen­

te einer anderen BehOrde (etwa aus dem GeschAftsbe­

reich) beim Bundesministerium erfragt werden? 

2.1 .1 Grundsa.tze 

GemaB § 1 Satz 1 IFG hat jeder gegenüber ,den Beharden des 

BundeS' einen Anspruch auf Zugang zu amtlichen lnformationen. 

Da das IFG keine eigene Bestimmung des BehOrdenbegriffs bein­

haltet, gilt der funktionale Behordenbegriff des § 1 Abs. 4 VwVfG25, 

der für Zwecke des IFG im Sinne eines weiten Behordenverstand­

nisses ausgelegt wird28• Nicht notwendig ist es, dass das Verwal­

tungsveñahrensgesetz anwendbar sein muss. Vielmehr eñolgt der 

Rückgriff darauf nur zum Zwecke der Begriffsbestimmung27• 

Nach diesem weiten Behordenbegriff sind Behorden ohne Rück­

sicht auf die konkrete Bezeichnung als Behorde, Amt oder nach 

dem Behordenleiter usw. alle vom Wechsel der in ihnen tatigen 

Personen unabhangigen, mit hinreichender organisatorischer 

Selbststandigkeit ausgestatteten Einrichtungen, denen Aufgaben 

der offentlichen Verwaltung und entsprechende Zustandigkeiten 

zur eigenverantwortlichen Wahmehmung, das heiBt zum Handeln 

mit AuBenwirkung in eigener Zustandigkeit und im eigenen Na­

men, übertragen sind28• Entsprechend dem weiten Behordenver­

sta.ndnis hat beispielsweise das OVG Nordrhein-Westfalen mit Ur-

25 Schoch, IFG, 2009, § 1 Rn. 77 ff. 
211 Debus in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 2014, § 1 IFG Rn. 131 .  
27 OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 02.1 1 .2010, Az..  A 475.10, Rn. 47 
28 Kopp!Ramsauer, VwVfG, 1 6. Aufl. ,  § 1 Rn. 51 . 
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teil vom 02.11.201029 sogar die beim Bundesministerium für Er­

nahrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz gebildete Deut­

sche Lebensmittelbuch-Kommission trotz verschiedener Einfluss­

moglichkeiten des Ministeriums als eine hinreichend selbststandi­

ge Behorde des Bundes und damit selbst auskunftsverpflichtete 

Stelle angesehen. 

lrrelevant für die Einordnung als Behorde ist es, ob die Einrichtung 

bzw. Stelle sich bei der Erfüllung offentlicher Verwaltungsaufgaben 

offentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Handlungsformen be­

dien�. 

Dem Behordenbegriff unterfallen auch Beliehene, soweit sie ihnen 

übertragene offentlich-rechtliche Befugnisse und Zustandigkeiten 

aufgrund gesetzlicher Grundlage und entsprechendem Belei­

hungsakt wahrnehmen31• 

Soweit schlieBiich eine Behorde sich einer natürlichen Person oder 

juristischen Person des Privatrechts beispielsweise als Verwal­

tungshelfer zur Erfüllung ihrer offentlich-rechtlichen Aufgaben be­

dient, stehen diese zwar nach § 1 Abs. 1 Satz 3 1 FG einer Behorde 

im Sinne dieser Vorschrift gleich, jedoch richtet sich der Anspruch 

nicht gegen diese Privaten, wie sich aus § 7 Abs. 1 Satz 2 IFG 

ergibt. Nach dieser Vorschrift ist der Antrag auf lnformationszu­

gang an die Behorde zu richten, die sich der natürlichen oder juris­

tischen Person des Privatrechts zur Erfüllung ihrer offentlich­

rechtlichen Aufgaben bedien�. 

29 OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 02.1 1 .2010, Az.. A 475.10 Rn. 52 ff. 
30 Debus in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 201 4, § 1 IFG Rn. 131. 
31 Scheel in Berger/Partsch/Roth/Scheel, IFG, 2. Aufl., § 1 Rn. 31 . 
32 Debus in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 2014, § 1 IFG Rn. 145. 
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Beratende Gremien, die nicht Teil einer Behé>rde sind, sind nach 

Punkt 111 3 der Anwendungshinweise des BMI33 nicht zur lnformati­

on verpflichtet, wobei allerdings Unterlagen bei der Behorde, der 

ein Gremium (zum Beispiel ein Beirat) zugeordnet ist, nachgefragt 

werden konnen, sofern die Behorde ebenfalls über eine Ausferti­

gung der Unterlagen verfügt. Dies wird allerdings in der Literatur 

kritisch gesehen und die Auffassung vertreten, auch rein gut­

achterlich beratenden Stellen sei die BehOrdeneigenschaft zuzuer­

kennen34. lm Anwendungsbereich des UIG gelten Gremien, die die 

Regierung und andere Stellen der offentlichen Verwaltung beraten, 

als Teil der Stelle, die deren Mitglieder beruft (§ 2 Abs. 1 Satz 2 

UIG). 

2.1.2 Bundesministerium für Verkehr und digitale lnfrastruktur 

und nachgeordnete Behorden (Geschaftsbereich) 

Der Anspruch auf Zugang zu amtlichen lnformationen richtet sich 

u.a. gegen die unmittelbare Bundesverwaltung, zu der als oberste 

Bundesbehorden die Bundesministerien und soweit vorhanden ihr 

Verwaltungsunterbau (Bundesmittelbehorden, untere Bundesbe­

horden) wie z. B. die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des 

Bundes (Art. 89 GG) gehoren35• 

Die einzelnen Untergliederungen der Bundesministerien, wie etwa 

Referate, Unterabteilungen und Abteilungen, sind mangels eigener 

Zustandigkeiten zum auBenverbindlichen Handeln keine Behor­

den, sondern lediglich Teil der Behorde bzw. des jeweiligen Bun­

desministeriums36. 

33 Bundesministerium des lnneren, Anwendungshinweise zum lnformationsfreiheitsge-
setz, Bekanntmachung vom 21 .1 1 .2005, GMBI 2005, S.1346 ff. 

34 Debus in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 201 4, § 1 IFG Rn. 135. 
35 Scheel in Berger/Partsch/Roth/Scheel, IFG, 2. Aufl. ,  § 1 Rn. 38. 
38 Rossi, IFG, 2006, § 1 Rn. 46. 
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Verpflichtet werden auch die Bundesoberbehorden, also die den 

Bundesministerien unmittelbar nachgeordneten Behorden, die 

sachlich für bestimmte Aufgabenbereiche und für das gesarnte 

Bundesgebiet zustandig sind und keinen weiteren Unterbau ha­

ben, wie zum Beispiel das Kraftfahrt-Bundesamt, das nach § 1 

Abs. 1 KBAG als Bundesoberbehorde errichtet worden ist und 

nach § 1 Abs. 3 KBAG dem Bundesministerium für Verkehr unter­

stehf7. 

Die im Geschaftsbereich des Bundesministeriurns für Verkehr und 

digitale lnfrastruktur (BMVI) angesiedelten nachgeordneten Behor­

den wie 

• das schon erwahnte Kraftfahrt-Bundesamt, 

• das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung, 

• das Bundesamt für Güterverkehr, 

• die Bundesanstalt für Gewasserkunde, 

• die Bundesstelle für Fluguntersuchung, 

• das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie, 

• die Bundesanstalt für IT -Dienstleistungen, 

• die Bundesstelle für Seefahrtuntersuchung und 

• die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes 

gehoren mithin zu den Bundesbehorden im Sinne des IFG. 

2.1.3 Anfrage nach (zusatzlichen) Dokumenten einer anderen 

Behorde 

Klarungsbedürftig ist, wie mit Antragen nach dem 1 FG zu verfahren 

ist, die zwar beim Bundesministerium für Verkehr und digitale lnf­

rastruktur gestellt werden, jedoch zusatzlich Dokumente einer an­

deren Behorde betreffen, also etwa Unterlagen und Vorgange 

nachgeordneter Behorden. 

37 Scheel in Berger/Partsch/Roth/Scheel, IFG, 2. Aufl., § 1 Rn. 47. 
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Anspruchsverpflichtet ist die jeweilige Behorde38, wobei - anders 

als in § 2 Abs. 4 Satz 1 UIG39 - § 2 Nr. 1 IFG nicht ausdrücklich da­

rauf abstellt, ob die lnformationen bei der Behorde vorhanden 

sind. Dies wird jedoch als ungeschriebenes Tatbestandsmerkmal 

vorausgesetzt40 und auch aus dem Zweck des IFG, an dem vor­

handenen Bestand der lnformationen der Verwaltung zu partizipie­

ren, hergeleitet. Rossi 41 leitet daraus weiter ab, dass solche lnfor­

mationen nicht dem Zugangsanspruch unterfallen, die nicht Be­

standteil der eigenen Vorgange werden sollen. Was Bestandteil 

des eigenen Vorgangs werden solle bzw. zu sein habe, bestimme 

sich nach den Regeln der ordnungsgemaBen Aktenführung, die in­

soweit durchaus Spielraume eroffneten, was zu den Akten zu 

nehmen sei42• Kodifizierter MaBstab für die Aktenführung ist die 

Registraturrichtlinie für das Bearbeiten und Verwalten von Schrift­

gut In Bundesministerien (RegR)43• lm Ergebnis gilt, dass das 

,Nicht - Vorhandensein" von lnformationen, für die der Zugang 

begehrt wird, in der Regel zur Unbegründetheit eines auf den Er­

lass eines begünstigenden Verwaltungsaktes über den lnformati­

onszugang gerichteten Verpflichtungsantrages führt44• 

Wird also wie im Beispielsfall beim BMVI ein Antrag gestellt, der 

den Zugang zu lnformationen, namlich konkret Einsicht in die Er­

gebnisse stichprobenartiger Untersuchungen von PKW durch das 

KBA betrifft, die nicht beim Ministerium sondern nur beim KBA 

vorhanden sind, ist gegenüber dem Ministerium ein Anspruch 

grundsatzlich - vorbehaltlich der nachstehend zu erorternden Be­

schaffungspflicht - nicht gegeben. 

38 Vgl. die Zusammenstellung der anspruchsverpflichteten Stellen mit Stand 12.1 0.2005 
bei Rossi, IFG, 2006, S. 21 1 ff. 

39 § 2 Abs. 4 Satz 1 UIG: ,Eine informationspflichtige Ste/le vertügt über UmweHinfor-
mationen, wenn diese bei ihr vorhanden sind oder für sie bereitgehalten werden." 

40 Debus in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 2014, § 2 IFG Rn. 24. 
41 Rossi, IFG, 2006, § 2 Rn. 1 2. 
42 Rossi, IFG, 2006, § 2 Rn. 1 2  gibt als Beispiel die Frage an, ob ein Gesprachsvermerk 

gefertigt wird oder nicht. Es dürften jedoch lnformationszugangsansprüche nicht 
durch eine ,Parallelaktenführung" unterlaufen werden. 

43 Scheel in Berger/Partsch/Roth/Scheel, IFG, 2. Aufl., Rn. 43. 
44 OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 31 .05.201 1 ,  Az. OVG 12N 20.1 O, Rn. 1 O. 
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Falls allerdings die lnformationen nicht nur beim KBA, sondern pa­

rallel auch beim Ministerium vorhanden sind, stellt sich die Frage 

nach der Verfügungsberechtigung, denn gemaB § 7 Abs. 1 Satz 1 

IFG bestimmt sich die Zustandigkeit der Behorde danach, ob sie 

zur Verfügung über d ie begehrten lnforrnationen berechtigt ist. Et­

was anderes würde nur dann gelten,  wenn das UIG eingreift, denn 

nach § 2 Abs. 4 Satz 1 UIG verfügt eine informationspfl ichtige 

Stelle über Umweltinformationen schon dann, , wenn diese bei ihr 

vorhanden sind. . .  " . 

Auf der Grundlage des IFG entfaltet jedoch das Merkmal der Ver­

fügungsberechtigung Bedeutung in den Fallen, in denen eine Be­

horda Daten von anderen erhalten hat und somit mehrere Behor­

den über denselben Datensatz verfügen45• Es ist insoweit zwischen 

tatsachlicher Verfügungsmeglichkeit und Verfügungsberechtigung 

zu unterscheiden46• Wahrend das KBA als Urheber der lnformation 

unproblematisch verfügungsbefugt ware, würde s ich d ie Frage 

nach der Verfügungsbefugnis des Ministeriums hinsichtlich der 

dort parallel vorhandenen lnformationen stellen. Wie das BVerwG47 

ausgeführt hat, ist bei der Entscheidung der Behorde über den ln­

formationszugang anders als bei § 2 Abs. 4 Satz 1 UIG das Kriteri­

um der Verfügungsberechtigung n icht schon dann gegeben, wenn 

eine lediglich faktische Verfügungsmeglichkeit gegeben ist. 

§ 7 Abs. 1 Satz 1 IFG betrifft nach allgemeiner Auffassung nicht 

nur die Frage, an wen der Antrag gerichtet werden muss (AuBen­

verhaltnis zum Antragsteller), sondern trifft auch eine Regelung im 

lnnenverhaltnis unterschiedlicher Behorden, und zwar im Sinne ei­

ner Verfahrenskonzentration dahingehend, dass alleine die Behor-

45 Sicko in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 2014, § 7 IFG Rn. 24. 
-46 Husein, Die lnformationsfreiheitsgesetze der Lünder Berlin, Brandenburg, Sachsen, 

Sachsen-Anhalt und Thüringen, LKV 201 0, 337, 339. 
47 BVerwG, Urteil vom 03.1 1 .201 1 ,  Az.. 7 e 4.1 1 ,  Rn. 27. 
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de entscheidet, die eine besondere Sachnahe aufweist48. Ob mit 

dieser Begründung eine alleinige Verfügungsbefugnis und Zustan­

digkeit des KBA bejaht werden konnte, ist allerdings zweifelhaft, 

auch wenn im Beispielsfall die besondere Sachnahe beim KBA líe­

gen dürfte. Zu berücksichtigen ist die Gesetzesbegründung49, wo­

nach ,maBgebend <ist>, ob die Behi:Jrde Ober diese lnformation 

kraft Gesetzes oder - gegebenenfal/s stillschwelgender - Verein­

barung ein eigenes VerfOgungsrecht erhlllt." Da das KBA dem Mi­

nisterium kraft Gesetzes unterstellt ist, begründen Unterlagen, ln­

formationen und Vorgange, die das KBA aufgrund des gesetzli­

chen Unterstellungsverhaltnisses dem BMVI übermittelt, eine ei­

gene Verfügungsberechtigung des Ministeriums hinsichtlich dieser 

Unterlagen, so dass von der Zustandigkeit beider Behorden aus­

zugehen ist. 

2.2 Gilt insoweit eine Beschaffungspflicht? 

Sofern im Beispielsfall die Ergebnisse stichprobenartiger Untersu­

chungen von PKW nicht beim Ministerium vorhanden sind, konnte 

sich die Frage einer Beschaffungspflicht stellen, also ob das Minis­

terium bei anderen Behorden, konkret hier beim KBA, das Vorhan­

densein einschlagiger lnformationen ermitteln und diese beschaf­

fen müsste. 

Das BVerwG hat in einer Entscheidung vom 27.05.201 350 den Leit­

satz aufgestellt, dass aus § 1 Abs. 1 Satz 1 IFG keine Verpflich­

tung der um lnformationszugang angegangenen Behorde zur Be­

schaffung von lnformationen folgt, die sich noch niemals in deren 

Besitz befunden haben. Das BVerwG hat in diesem Zusammen­

hang auch darauf abgestellt hat, dass im lnformationsfreiheitsge­

setz keine Rechtsgrundlage bestünde, um gegenüber Behorden 

48 Sicko in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 2014, § 7 IFG Rn. 23. 
49 BT-Drs. 15/4493, S.14. 
50 BVerwG, Beschluss vom 27.05.2013, Az.. 7 B 43.12, Rn. 1 1 .  
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und Pr ivaten, die im Besitz der lnformation sind, ein Herausgabe­

verlangen durchsetzen zu konnen. Zwar würde im Beispielsfall das 

Unterstellungsverhaltnis die Beschaffung der lnformationen beim 

KBA erm6glichen. Dies andert jedoch nichts an dem grundsatzli­

chen Erfordemis, dass die lnformationen bei der Behorde über­

haupt vorhanden sein müssen, was nicht der Fall ist, wenn sie nur 

bei einer - wenn auch nachgeordneten - Behorde vorhanden sind. 

Dementsprechend hat auch das OVG Berlin-Brandenburg mit Be­

schluss vom 31 .05.201 1 51 entschieden, dass es keine generelle 

Verpflichtung der auskunftspflichtigen Stellen gibt, nicht vorhan­

dene Akten zu beschaffen oder wieder zu beschaffen. 

Es entspricht auch allgemeiner Meinung in der Literatur, dass das 

IFG zulasten der BehOrden grundsatzlich keine lnformationsbe­

schaffungspflicht bei anderen Behorden normiert52• Lediglich im 

lnnenbereich der eigenen Behorde hat der den Antrag bearbeiten­

de Mitarbeiter zu prüfen , ob die gewünschten lnformationen in der 

Behorde vorhanden sind und sich diese lnformationen gegebenen­

falls zu besorgen53• 

Eine Ausnahme ist gegeben, wenn sich die Behorde eines Privaten 

bedient, woraus sich eine Beschaffungspflicht gemaB § 1 Abs. 1 

Satz 3 i. V. m. § 7 Abs. 1 Satz 2 IFG ergibt. Ferner ist eine Wieder­

beschaffungspflicht für solche lnformationen denkbar, die erst 

nach Antragstellung nicht mehr bei der Behorde vorhanden sind54• 

Auch nach dem UIG besteht im Übrigen keine Verpflichtung der in­

formationspflichtigen Stellen zur aktiven Beschaffung von Informa­

tienen. Diese lnformationen sind nur vorhanden, wenn sie tatsach­

lich und dauerhaft vorliegen und Bestandteil des Verwaltungsvor-

51 OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 31 .05.201 1 ,  Az. OVG 1 2  N 20.1 O, Rn. 13. 
52 Schoch, IFG, 2009, § 1 Rn. 29; Rossi, IFG, 2006, § 2 Rn. 1 5. 
53 Rossi, IFG,  2006, § 2 Rn. 1 6. 
54 Debus in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 2014, § 1 IFG Rn. 1 56. 
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gangs geworden sind55• Ein gleiches gilt für das VIG, für das eben­

falls gilt, dass die Behorden grundsatzlich keine lnformationsbe­

schaffungspflicht trifft56• 

2;3 Kann der Antragsteller auf die andere BehOrde verwiesen 

werden? 

Soweit beim Ministerium die angefragten zusatzlichen Dokumente 

nicht vorhanden sind und deswegen keine Verfügungsbefugnis 

und Zustandigkeit i .S. von § 7 Abs.1 Satz 1 IFG gegeben ist, kann 

entsprechend Punkt 1 1 1  5 der Anwendungshinweise des BMI zum 

IFG auf die andere Behorde verwiesen werden: 

, Wird die unzustandige BehOrde angegangen, sol/ der 
Antragsteller auf die zustlindlge BehOrde hingewiesen 
werden. Eine unmittelbare Abgabe an diese ist mtJglich, 
aber nicht geboten. Die Zust/Jndigkeit ergibt sich sus § 7 
Abs. 1 Satz 1; verfügungsberechtigt ist regelmiJ/Jig die 
federfOhrende BehOrde. Ergibt sich, dass ein Antrag pa­
ra/le/ bei mehreren BehOrden eingegangen sein kann, 
empfiehlt sich eine Abstimmung mit den Obrigen be­
troHenen Beh6rden, um ein eínheitliches Vorgehen zu 
fOrdem. " 

Die vorgenannte Verfahrensweise entspricht auch der Gesetzes­

begründung, wonach die falschlich angegangene Behorde nach 

§ 25 VwVfG auf ihre Unzustandigkeit hinweist57• Was die in den 

Anwendungshinweisen als Soii-Vorschrift ausgestaltete Pflicht zur 

Angabe der zustandigen Behorde angeht, so stellt sich die Frage, 

wie zu verfahren ist, wenn die zustandige Behorde nicht bekannt 

is�. So wird die Auffassung vertreten, die Beratungspflicht nach 

§ 25 VwVfG verlange, dass die unzustandige Behorde "im Regel­

fall" verpflichtet sei, einen Hinweis zur zustandigen Stelle zu ge-

55 Karg in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 2014, § 3 UIG Rn.1 20. 
58 BT -Drs. 1 5/4493, S.1 4. 
57 BT -Drs. 1 5/4493, S.1 4. 
58 Sicko in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 201 4, § 7

.
1FG Rn. 29. 
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ben59, wahrend nach anderer Meinung eine Ermittlungspflicht ver­

neint wird80• Letzterer Auffassung ist der Vorzug zu geben, jeden­

fans für die Falle, in denen die Ermittlung der tatsachlich zustandi­

gen Behorde eine aufwandige rechtliche Prüfung voraussetzt, die 

auch von der Auskunfts- und Beratungspflicht von § 25 VwVfG 

nicht verlangt sein dürfte. Es verhalt sich hier anders als im Sozial­

recht, wo nach § 1 6  Abs. 1 Satz 1 SGB 1 Antrage, die insbesonde­

re bei einem unzustandigen Leistungstrager gestellt werden, un­

verzüglich an den zustandigen Leistungstrager weitergeleitet wer­

den müssen. Notwendige Voraussetzung der Weiterleitungspflicht 

ist es, dass vorab der zustandige Leistungstrager ermittelt wird. 

Eine Spezialregelung enthalt im Übrigen § 4 Abs. 3 UIG, wonach 

dann, wenn der Antrag bei einer informationspflichtigen Stelle ge­

stellt wird, die nicht über die Umweltinformationen veñügt, diese 

den Antrag an die über die begehrten lnformationen veñügende 

Stelle weiterleitet, wenn ihr diese bekannt ist. 

Soweit die lnformationen nicht nur bei der nachgeordneten Behor­

de, sondem auch beim Ministerium selbst vorhanden sind, kann 

zwar grundsatzlich keine Unzustandigkeit geltend gemacht wer­

den. Gleichwohl dürfte es sachgerecht und für den Antragsteller 

kein Nachteil sein, wenn ihm mitgeteilt wird, dass mit der Bearbei­

tung seines geltend gemachten Antrags die nachgeordnete Be­

horda als Urheber der lnformationen, zu denen Zugang begehrt 

wird, beauftragt und sein Antrag an diese Behorde weitergeleitet 

worden sei. Datenschutzrechtliche Bedenken werden im Übrigen 

im Fall der Weiterleitung überwiegend vemeint81• 

58 Schoch, IFG, 2009, § 7 Rn. 30. 
80 Rossi, IFG, 2006, § 7 Rn. 20. 
81 Vgl. die Nachweise bei Sicko in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 201 4, 

§ 7 IFG Rn. 30. 
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2.4 1st überdies die im nachstehenden Beispiel gewünschte 

Auflistung geschuldet, wenn sie nicht bereits in der be­

gehrten Weise vorliegt? 

.Hiermit beantragen wir auf der Grundlage des lnformati­
onsfreiheitsgesetzes des Bundes die Obersendung des 
kompletten Schriftverkehrs (Faxe, Briefe, E-Mails in/d. An­
Mnge) zwischen Mlt.a!beltem lhres Hauses (in/d. nachge­
ordneter BsMrden) und Vertretsm der Automobilindustrie 
(Firmen, Verblnde und deren Vertreter) zum Thema Emis­
sionen von PKW und LKW seit dem Jahre 2007. Bitte 
Obersenden Sie uns in diesem Zusammenhang auch 
sarntliche Unterlagen (Vorfagen, Protokolle, Vennerke 
etc.) zu Gesprlichsterminen, die zu besagtem Thema in 
diesem Zeitraum stattgefunden haben. Darüber hinaus 
erbltten wir auf der Grundlage des lnformatíonsfrelheits­
gesetz des Bundes, hilfsweise auf der Grundlage des 
Umweltinformationsgeset Einsicht in die Ergebnisse 
stichprobenartiger Untersuchungen von berelfs zuge/as­
senen PKW, die nach Auskunft lhrer BehOrde in der Ver­
gangenheit vom Kraftfalrt-Bundssamt durchgefiJhrt wur­
den (vgl http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/181056/ 
1805656.pdf - Antworten 20 und 21). Wir bitten um eine 

Auflistung der Ergebnisse nach H61Sfe/lern und Modellen 
getrennt " 

Nach der vorgegebenen Fallgestaltung liegen die stichprobenartig 

vorgenommenen Untersuchungsergebnisse nicht dem BMVI vor, 

so dass schon aus diesem Grund eigentlich ven vornherein kein 

Anspruch gegenüber dem Ministerium gegeben ware, natürlich 

auch nicht ein solcher auf Aufbereitung von lnformationen in Form 

einer Auflistung der Ergebnisse nach Herstellern und Modellen. 

Es stellt sich die Frage, ob gegenüber dem KBA ein solcher An­

spruch auf Schaffung einer noch nicht vorgenommenen und nicht 

vorhandenen Auflistung bestünde. 

2.4.1 Rechtslage 

Legt man die Begriffsbestimmungen des § 2 Nr. 1 IFG zu Grunde, 

so ist eine amtllche lnformation jede amtlichen Zwecken dienende 

Aufzeichnung. Sofern eine Auflistung der Ergebnisse nach Herstel-
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lern und Modellen nicht aufgezeichnet ist, konnte man aufgrund 

des Wortlauts des Gesetzes eigentlich annehmen, dass eine noch 

nicht vorhandene Auflistung dann auch nicht verlangt werden 

kann. 

In der Literatur wird der Grundsatz vertreten, dass das IFG nicht 

dazu verpflichtet, Akten für Antragsteller aufzubereiten oder gar zu 

kommentieren62• Auch ein im Auftrag des lnnenausschusses des 

Deutschen Bundestages erstelltes Gutachten63 vom 22.05.201 2 

führte aus, dass kein Anspruch auf eine nach bestimmten Kriterien 

des Antragstellers geordnete Zusammenstellung von vorhandenen 

lnformationen oder auf die Herausgabe in einer bestimmten Soft­

ware bestehe. 

Debus64 sieht es als problematisch an, inwieweit lnformation 

schon als vorhanden zu bewerten sind, wenn noch Aufbereitun­

gen, insbesondere Ermittlungen von einzelnen lnformationen aus 

lnformationsaggregaten und umgekehrt, eñorderlich sind. Dazu 

habe sich bislang keine klare Linie herausgebildet. Auch wenn dies 

derzeit nicht explizit geregelt sei, soll nach Auffassung des Autors 

letztlich im Einzelfall die Wertung entscheidend sein, ob die Aufbe­

reitung der Daten für die Verwaltung im Hinblick auf die Zielset­

zung des IFG noch verhaltnismaBig sei. 

Das BVerwG hat in dem den lnformationszugang zur Verwendung 

der Sachmittelpauschale durch Abgeordnete betreffenden Urteil 

vom 27.1 1 .201 4 65 entschieden, dass der Antragsteller/Kiager einen 

62 Jastrow/Schlatmann, IFG, 2006, § 2 Rn. 2 .  
63 Ziekow/Debus/Musch, Evaluation des Gesetzes zur Regelung des Zugangs zu ln­

formationen des Bundes - lnformationsfreiheitsgesetz des Bundes (IFG), 201 2, S. 
1 71 .  

64 Debus in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 201 4,  § 2 IFG Rn. 26. 
85 BVerwG, Urteil vom 27.1 1 .2014,  Az. 7 C 20.12, Rn. 36 f. 
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Anspruch auf anonymisierte Auskünfte zu folgenden Fragen ha­

be66: 

" 1. Wie v/ele iPods wurden insgesamt von Abgeordneten des 
Deutschen Bundestages erworben? 
2. Welche Anzahl an Abgeordneten hat welche Anzahl von 
iPods abgerechnet? 

4. Welche Kosten sind durch den Ankauf der iPods insgesamt 
entstanden? 
5. me viele dieser iPods wurden von der Fa. B. GmbH gelie­
fert? 
6. Wie viele Abgeordnete des Deutschen Bundestages haben 
einen oder mehrere iPods über die Sachmiffelpauschale des 
Bundestages abgerechnet?" 

Zu dem Einwand, dass die Auskünfte u.a. eine Zusammenstellung 

bzw. rechnerische Auswertung von Daten erfordern würden, hat 

das BVerwG67 folgendes ausgeführt: 

"Es trifft zwar zu, dass sich der lnformationsanspruch 
grundsiitzlich auf den bei der informationspflichtigen 
Behórde vorhandenen Bestand beschrankt. Die Behorde 
trifft keine /nformationsbeschaffungspflicht, und sie ist 
nicht gehalten, begehrte lnformationen durch Untersu­
chungen erst zu generieren . . .  Um eine so/che lnformati­
onsbeschaffung geht es hier aber nicht. Die Unterlagen 
zur Nutzung der Sachleistungspauschale durch die Ab­
geordneten liegen der Beklagten - gegliedert nach den 
jeweillgen Sachleistungskonten der einzelnen Abgeord­
neten - vor. Ohne Bedeutung ist insoweit, dass die Ab­
rechnung der iPods . . .  nicht ohne Weiteres aus den Un­
ter/agen erkennbar ist, weil sich die abgerechneten Er­
werbsvorgílnge hinter Code-Nummsrn und Typ­
Nummem verbergen. Die folglich erforderliche "nach­
triigliche Rekonstruktion" der Sachinformationen ist eine 
reine Übertragungsleistung, die als Vorbedingung des 
lnformationszugangs lediglich ein in verwaltungstechni­
schen Erwiigungen wurzelndes Zugangshindernis besei­
tigt. Wenn angesichts des lnformationsinteresses und 
des insofem spezifizierten Zugangsantrags nicht nur die 
vorhandenen Unterlagen zu einem oder wenlgen Abge-

66 BVerwG, Urteil vom 27.1 1 .2014, Az. 7 e 20. 12, Rn. 1 2; vgl. auch OVG Berlin­
Brandenburg, Urteil vom 1 2.01 .201 6, Az. OVG 6 N 52. 15  zur lnanspruchnahme der 
Sachleistungspauschale durch Abgeordnete des Bundestages. 

87 BVerwG, Urteil vom 27.1 1 .201 4, Az. 7 e 20.12 ,  Rn. 37. 
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ordneten, sondem die zu al/en Abgeordneten von der 
Bundestagsverwa/tung zu überprüten sind, erhoht sich 
zwar der organisatorische und zeitliche Aufwand für die 
Beantwortung des Antrags, am Vorhandsnseln der ln­
formation ándert sich aber nichts. Allein die Addition 
gleichartiger lnformationen ist keine vom lnformatlons­
anspruch nlcht umfasste lnha/1/lche Aufbereilung von ln­
formationen. Dies gilt nicht nur für die Ermlttlung der An­
zahl der erworbenen iPods oder der betroffenen Abge­
ordneten - die Vor/age einer Strichliste ist keine emsthaft 
zu erwágende Altemative -, sondern auch für die Ermitt­
lung der erstatteten Gesamtkosten. Denn deren Ermitt­
lung ist angesichts /elstungsfáhiger Computerprogram­
me nicht aufwándiger als die Auflistung der jeweiligen 

Einze/betráge. " 

In die gleiche Richtung gehen die Ausführungen des OVG Berlin­

Brandenburg in der das Bundeskanzlerarnt (Einladung zum 

Abendessen) betreffenden Entscheidung vom 20.03.201268 im 

Hinblick auf die Sammelrechnung der Kanzlerküche des Bundes­

kanzlerarntes: 

,Den Klágern steht nach § 1 Abs. 1 Satz 1 IFG auch ein 
Anspruch auf Zugang zu der in der mtJndlichen Verhand­
lung vor dem Senat vorgelegten Sammelrechnung der 
Kanzlerküche des Bundeskanzlersmtes einschlieBiich 
Anlagen mil Ausnahme der zu schWárzenden personen­
bezogenen Daten zu. lnsoweit ist die Berufung der K/á­
ger begründet . . .. Die Kliiger haben in ihrem Antrag vom 
7. Juli 2009 deutlich gemacht, dass sie sich über al/e 
Umstánde des von der Bundeskanzlerin veranstalteten 
Abendessens lm Bundeskanzlsramt lnformleren wollen. 
Zu diesen Umsfiinden gehóren wie unter Nr. 12 des An­
trages ausdrücklich aufgeftJhrt, auch Abrechnungen 
über die Kosten des Abendessens. Zwar trifft es zu, 
dass sich die vorge/egte Sammelrechnung auf einen 
Zeitraum vom 16. bis 30. Apnl 2008 bezieht und damit 
nicht nur Lebensmitte/lieferungen für die Veranstaltung 
am 22. April 2008, sondem zu einem groBen Teil auch 
Wareneinkáufe für andere Ereignisse ausweist Dieser 
Umstand beruht jedoch allein auf der von der Bek/agfen 
gewiihlfen Form der Abrechnung und kann nicht zu ei­
nem Ausschluss des lnformafionsbegehrens der Kliiger 
führen. lnsbesondere iindert die Abrechnungsweise der 
Beklagten nichts daran, dass in der Sammelrechnung, 

68 OVG Berlin-Brandenburg, Az. 1 2  8 27.1 1 ,  Rn. 29. 
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wovon sich der Senat durch Einsichtnahme im Termin 
IJberzeugen konnte, auch Rechnungspositionen enthal­
ten sind, die sich zeitlich und inhahlich konkret auf die 
Veranstaltung des Abendessens im Bundeskanzleramt 
beziehen. Das BegehffJfl der Kliiger ist insoweit nicht 
wie vom Verwahungsgericht angenommen, auf die Er­
stellung einer neuen lnformation durch Auswertung der 
Sammelrechnung gerichtet lnwieweit die K/iiger tat­
s/Jchlich in der Lage sind, die Rechnungsposition im 
Einzelnen nachzuvollziehen, ist für die rechtliche Beur­
teilung ihres Anspruchs auf lnformationszugang uner­
heblich. Entscheidend ist dass sich ihr AntragsbegehffJfl 
auch auf die Kosten des Abendessens erstreckt, die in 
der Samme/rechnung in der vorliegenden Form enthal­
ten sind Der Anspruch auf lnformationszugang kann in­
soweit nicht von einer bestimmten Abrechnungstechnik 
abhiingen. " 

Wie das OVG Berlin-Brandenburg ausgeführt hat, war der An­

spruch nicht auf Erstellung einer neuen lnformation durch Auswer­

tung der Sammelrechnung gerichtet und kam es nicht darauf an, 

ob die Antragsteller (Kiager) tatsachlich in der Lage waren, die 

Rechnungspositionen im Einzelnen nachzuvollziehen. 

In einer Entscheidung vom 01 .07.201 1 69  hat das OVG Nordrhein­

Westfalen darauf abgestellt, dass die lnformationen nicht in der 

Akte enthalten waren und keine Verpflichtung bestünde, sie erst 

durch eine Auswertung zu ermitteln : 

,Entgegen der Ansicht des K/iigers kann er seinen Aus­
kunftsanspruch auch nicht mit Erfo/g auf § 4 Abs. 1 IFG 
NRW stützen. Nach dieser Vorschrift hat jede natürliche 
Person nach Ma8gabe dieses Gesetzes gegeniJber den 
in § 2 IFG NRW genannten Stellen einén Anspruch auf 
Zugang zu den bei der Stelle vorhandenen amtlichen ln­
formationen. lnformationen im Sinne dieses Gesetzes 
sind al/e in Schrift-, Bild-, Ton- oder Datenverarbeitungs­
form oder auf sonstigen lnformationstriigern vorhande­
nen /nformationen, die im dienstlichen Zusammenhang 
er/angt wurden (§ 3 Satz 1 IFG NRW). Vorhanden i. S. d 
§ 4 Abs. 1 IFG sind so/che lnformatio_nen, die Bestand­
teil der Verwahungsunterlagen sind Die Begrenzung des 
Zugangsanspruchs auf vorhandene lnformationen be-

69 OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 01 .07.201 1 ,  Az. 6 A 1492.1 O, Rn. 1 8. 
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deutet zugleich, dass die Behorde nicht verpflichtet ist, 
die dem Auskunftsbegehren entsprechenden lnformati­
onen "im Auftrag" eines Antragstellers erst zu schaffen, 
um dann Zugang zu ihnen zu gewahren . . .. Danach sind 
die vom Kliiger nachgefragten Angaben über die Hnanzi­
ellen Auswirkungen eines Wechse/s in das Beamtenver­
hiJitnis (u.a. Besoldungsdienstalter, Beso/dungsgruppe 
und Zu/agen) keine vorhandenen lnformationen. Sie sind 
nicht in der Personalakte des Klagers enthalten, sondern 
konnen erst durch eine Auswertung der darin enthalte­
nen Daten unter Berücksichtigung der einschl/igigen 
Rechtsvorschriften durch die Behórde ermittelt werden. " 

Das VG Minden schlieBiich hat mit Urteil vom 05.08.201 570 zu der 

gleichen Problematik für das IFG NRW folgendes ausgeführt: 

"Nicht , vorhanden" . . .  sind lnformationen erst, wenn das 
lnformationsbegehren auf eine über das schlichte Zu­
sammentragen von Datenmaterial hlnausgehende wer­
tende Aufarbeitung von Unterlagen durch die BehOrde 
mil dem Ergebnis der Herstellung von komplett neuen 
Datensatzen mil neuem Erkenntnisgeha/t gerichtet ist . . .  
Zwar sind die lnformationen . . .  nicht berelts in der Per­
sonalakte. . .  enthalten, sondem müssen zunachst aus 
den In der AuBenstelle . . .  zu jedem Unternehmen geführ­
ten - und damit vorhandenen - Listen herausgesucht 
und zusammengestellt werden. Elne über das schllchte 
Zusammentragen von Datenmaterial und die Addltion 
hinausgehende wertende Aufarbeitung von Unter/agen 
mit dem Ergebnis der Herstellung von komplett neuen 
Datensiitzen mil neuem Erkenntnisgeha/t ist damit aber 
nicht verbunden. " 

lm Ergebnis ist davon auszugehen ist, dass das IFG keine inhaltli­

che und keine wertende lnformationsaufbereitungspflicht schafft, 

allerdings das Zusammentragen von Datenmaterial einschlieBiich 

der Addition von gleichartigen lnformationen, insbesondere wenn 

Letzteres durch die vorhandene EDV-Technik ohne weiteres mog­

lich ist, noch vom Anspruch auf 1 nformationszugang erfasst ist. Für 

die Richtigkeit dieses Ergebnisses spricht auch folgendes: 

70 VG Minden, Urteil vom 05.08.201 5, Az.. 7 K 2267.1 3, Rn. 25 ff. 
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Auch das VIG kennt keine lnformationsaufbereitungspflichf1 . Dies 

gilt ebenfalls für das UIG, zu dem Karg zutreffend ausführt, dass 

lnformationen im Sinne von § 2 Abs. 4 UIG auch dann nicht vorlie­

gen, wenn zwar die informationspflichtige Stelle über Rohdaten 

verfügt, der Anspruch sich jedoch auf eine Auswertung oder Mit­

teilung des Ergebnisses einer weitergehenden Ver- bzw. Bearbei­

tung richtet, welche zum Zeitpunkt der Beantragung nicht vorliegt. 

In diesem Fall müsste die inforrnationspflichtige Stelle über die 

Auskunftserteilung hinaus aktiv werden, wobei es um eine vom 

Anspruch gemaB § 3 Abs. 1 UIG nicht gedeckte Beschaffungs­

handlung gehen würde72• 

Auch die Rechtslage zu Art. 1 O EMRK (Anspruch auf freie Mei­

nungsauBerung) gibt im Übrigen erst recht keinen Anspruch auf 

eine lnformationsaufbereitung, wie das BVerwG in seinem Urteil 

vom 20.02.2013 73 ausgeführt hat: 

"Es kann offen bleiben, ob das vom Kliiger erwiihnte Ur­
teil des Europiiischen Gerichtshofs für Menschenrechte 
vom 14. April 2009 in der Sache "Tarsasag a 
Szabadsagjogokert vs. Ungarn" (RS 37374/05) in dem 
Sinne zu verstehen ist, dass der Gerichtshof jedenfalls für 
den Bereich der Presse und bestimmter Nichtregierungs­
organisationen Art. 10 EMRK auf der Tatbestandsebene 
ein a/lgemeines - und nicht nur auf speziRsche Fal/grup­
pen beschr/inktes - Recht auf Zugang zu Verwa/tungsin­
formationen entnimmt. Ebenso kann offen bleiben, inwie­
fern sich zwischen der Schrankenregelung in Art. 10 Abs. 
2 EMRK auf der einen und nationa/en Ausschlusstatbe­
stiinden wie §§ 3 l IFG oder § 4 Abs. 2 BlnPrG bzw. den 
tatbestandlichen Schranken des verfassungsmittelbaren 
Anspruchs aus Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG auf der anderen 
Seite überhaupt Deckungslücken mit der Folge auftun, 
dass in bestimmten Konstellationen ein nach nationalem 
Recht ausgeschlossenes Auskunftsrecht im Lichte der 
Europ/iischen Menschenrechtskonvention begründet sein 
kann. Die Ableitung eines Auskunftsanspruchs des Klii­
gers aus Arl. fO EMRK scheiterl schon daran, dass diese 
Bestimmung nach dem vorerwiihnten Urteil des Gerichts-

71 Rossi in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 201 4, § 2 VIG Rn.1 3. 
72 Karg in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 2014, § 2 UIG Rn.1 20. 
73 BVerwG, Urteil vom 20.02.2013, Az.. 6 A 2. 12, Rn. 33 
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hofs (Rn. 36) eine Herausgabe von Verwaltungsinformati­
onen jedenfalls dann nicht gebletet, wenn diese nicht auf­
bereitet und unmittelbar verfOgbar sind ("ready and 
avaHable''}, sondern durch eigene Recherchen der Behi:Jr­
de erst zusammengestellt werden müssten ("requlre the 
col/ection of any data by the Government"). 

2.4.2 Losung des konkreten Falls 

In der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage, die mit 

Schreiben des Bundesministeriums vom 24.07.2015 übermittelt 

wurde74, wurde ausgeführt, dass das KBA im Ein- bis Zweijahres­

rhythmus stichprobenartig die Ergebnisse der Fahrzeughersteller 

aus der Überprüfung von in Betrieb befindlichen Fahrzeugen (ISC) 

überprüft. Zusatzlich zu den in der Gesetzgebung vorgeschriebe­

nen Abgasemissionen würden bei den ISC-Prüfungen durch die 

Hersteller die C02-Emissionen ermittelt und durch das KBA be­

wertet. 

In welcher Form die Prüfung und Bewertung der Ergebnisse der 

Fahrzeughersteller beim KBA vorliegen, kann der Sachverhalts­

schilderung nicht entnommen werden. Unterstellt, dass die Her­

steller unterschieden nach ihren einzelnen Pkw-Modellen die ent­

sprechenden Untersuchungsergebnisse an das KBA liefern und 

die Prüfung sowie Bewertung durch das KBA ebenfalls getrennt 

nach Herstellern und Modellen erfolgt, würde es sich bei der be­

gehrten Auflistung der Ergebnisse nach Herstellern und Modellen 

nur um die Zusammentragung von vorhandenem Datenmaterial 

und die Addition gleichartiger lnformationen handeln. Dies dürfte 

wohl noch vom Anspruch auf lnformationszugang erfasst sein, so­

fern nicht der Anspruch aus sonstigen Gründen wie insbesondere 

einem unverhaltnismaBigen Verwaltungsaufwand (§ 7 Abs. 2 Satz 

1 IFG) zu verneinen ware. 

74 BT -Drs. 1 8/5656, S. 8. 
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Sollte hingegen die Auflistung der Ergebnisse nach den ge­

wünschten Kriterien eine wertende Aufbereltung von DatensAtzen 

im Sinne der Schaffung eines vollig neuen Datensatzes mit neuem 

Erkenntnisgehalt erforderlich machen, ware ein Anspruch zu ver­

neinen. 
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3. Laufende Verfahren im Sinne von § 3 Nummer 1 g) IFG 

(z. B. Ermittlungs-, Gerichts-, Disziplinarverfahren) 

Beispiel: Die Staatsanwaltschaft oder eine Marldaufsichts­
bshtirde ermittelt im Unternehmen U Die Behlirde ist in 
diesem Etmittlungsverfahren (= Verfahren im Sinne von § 3 
Nummer 1 g) IFG) bislang nicht bsteiligt, hat aber zum ei­
nen lnfonnationen (z. B. Ergebnisse untemehmensintemer 
Ermittlungen), die das Untemshmen U selbst mitgeteilt 
hat, zum anderen lnformatlonen sus sonstigen Que/len. 

3.1. Hat die Beharde die bei ihr vorhandenen lnformationen 

nach IFG (oder auch nach dem Umweltinformationsge­

setz, UIG) herauszugeben? Wie lange ist ggf. der lnforma­

tionszugang zu versagen? 

Untar der Pramisse, dass das BMVI hinsichtlich der vorhandenen 

lnformationen verfügungsbefugt ist, ist der Zugangsanspruch nach 

§ 1 Abs. 1 Satz 1 IFG durch § 3 Nr. 1 lit. g) IFG und § 8 Abs. 1 

Nr. 3 UIG ausgeschlossen, wenn das Bekanntwerden der lnforma­

tion nachteilige Auswirkungen auf die Durchführung strafrechtli­

cher oder ordnungswidrigkeitenrechtlicher Ermittlungen haben 

kann. 

3.1 .1 Schutzzweck 

Schutzzweck der Ausschlussregelung ist, die Beeintrachtigung 

staatlicher Ermittlungstatigkeit zu verhindern75• Beschuldigten, Be­

troffenen Om Ordnungswidrigkeitsverfahren), Zeugen oder sonsti­

gen Dritten soll nicht die Moglichkeit eroffnet werden, relevante ln­

formationen zu erlangen, die sie zur Verdunkelung oder Beeinflus-

75 BVerwG, Urteil vom 27.1 1 .2014, Az. 7 C 1 8.12,  Rn. 16; Schoch, IFG, 2009, § 3 Rn. 
75. 
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sung von Zeugen oder sonstigen nachteiligen Einwirkungen auf 

die Sachverhaltseñorschung nutzen konnen76• 

3.1 .2 ,Beteiligung" der aktenführenden Behorde keine Voraus­

setzung für den Ausschluss nach § 3 Nr. 1 lit. g) IFG 

Für die Frage, wann lnformationen aufgrund eines laufenden Er­

mittlungsveñahrens von der Weitergabe ausgeschlossen sind, 

greift das BVerwG nicht auf das in Teilen des Schrifttums zu § 3 

Nr. 1 lit. g) IFG genannte Kriterium der "Beteiligung" der aktenfüh­

renden Behorde77 zurück. Danach wird für a lle in § 3 Nr. 1 lit .  g) 

IFG aufgeführten Veñahren eine ,Beteiligung" der Behorde vo­

rausgesetzt, allerdings ohne nahere Begründung und ohne den 

Begriff der "Beteiligung" zu prazisieren. Würde man etwa im Hin­

blick auf strafrechtliche oder ordnungswidrigkeitenrechtliche Er­

mittlungsverfahren den Ausschlussgrund auf die Verfahrensbetei­

ligten beschranken, würde dies dem Regelungsziel der Vorschrift 

widersprechen. Die nachteiligen Auswirkungen auf das Ermitt­

lungsverfahren traten unabhangig davon ein, aus welcher Quelle 

sie bekannt geworden sind. lnwiefern die aktenführende Behorde 

selbst in das Ermittlungsveñahren involviert ist, ist dafür unerheb­

lich. Versteht man den Begriff hingegen untechnisch, ist er als Ab­

grenzungskriterium wenig aussagekraftig. Auch in der Gesetzes­

begründung findet sich der Begriff ,Betei ligung" nicht76• 

3.1 .3 Ermittlung der Gefcihrdungslage 

Dementsprechend ist nach der Rechtsprechung des BVerwG für 

die Ermittlung der Gefahrdungslage ausschlieBiich entscheidend, 

ob aufgrund der konkreten Umstande die Beeintrachtigung der 

76 BVerwG, Urteil vom 27.1 1 .2014,  Az. 7 e 1 8.12, Rn. 16.  
77 Vgl. Roth in Berger/Partsch/Roth/Scheel, IFG, 2. Aufl. ,  § 3 Rn. 73; Schoch, IFG, 

2009, § 3 Rn. 77; Jastrow/Schlatmann, IFG, 2006, § 3, Rn. 48. 
76 BT-Drucksache 1 5/4493 vom 1 4.1 2.2004, S. 1 0. 
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staatlichen Strafrechtspflege mit hinreichender Wahrscheinlichkeit 

zu erwarten ist. Dafür ist eine auf konkreten Tatsachen beruhende 

prognostische Bewertung eñorderlich79• Diese eñolgt in zwei 

Schritten : Die lnformationen müssen 

1. einen inhaltlichen Bezug zum Ermittlungsveñahren haben 

und 

2 .  eine grundsatzliche Gefahrdungseignung aufweisen. 

Der Umstand, dass Akten von der Ermittlungsbehorde bereits bei­

gezogen worden sind, findet lediglich auf der Ebene der Darle­

gungsanforderungen Berücksichtigung. Er ist jedoch nicht Voraus­

setzung für das Eingreifen des Ausschlussgrundes nach § 3 Nr. 1 

g) IFG. Vielmehr stellt das BVerwG80 ausdrücklich fest: 

nDer Anwendungsbereich des § 3 Nr. 1 Buchst. g Alt 3 
IFG ist demnach nicht auf die Akten zu beschriinken, die 
die ErmittlungsbehOrden bereits beigezogen hat " 

3.1 .3.1 lnhaltlicher Bezug zum Ermittlungsverfahren 

Als erster Schritt· zur Ermittlung der Gefahrdungslage ist zu prüfen, 

ob die lnformationen der aktenführenden Behorde einen inhaltli­

chen Bezug zum Gegenstand der Ermittlungen haben81• Liegen ihr 

bereits Angaben der Staatsanwaltschaft zum strafrechtlichen Vor­

wuñ vor, lasst sich dies im Allgemeinen in der aktenführenden Be­

horde selbst feststellen. So war der vom BVerwG entschiedene 

Fall gelagert. Hat die aktenführende Behorde von der Staatsan­

waltschaft noch keine Angaben zum strafrechtlichen Vorwuñ er­

halten, ist das Eingreifen von § 3 Nr. 1 lit. g) IFG damit nicht aus­

geschlossen, aber dann kann sie nur mit Hilfe der Ermittlungsbe­

horde feststellen, ob überhaupt die Grundvoraussetzung des Aus­

schlussgrundes gegeben ist . 

79 BVerwG, Urteil vom 27.1 1 .201 4, Az. 7 e 1 8.12,  Rn. 1 7. 
80 BVerwG, Urteil vom 27. 1 1 .2014,  Az. 7 C 1 8.1 2,  Rn. 28. 
81 BVerwG, Urteil vom 27.1 1 .201 4, Az.. 7 e 1 8.12,  Rn. 1 7; Hessischer VGH, Urteil vom 

21 .03.2012, Az. 6 A 1 1 50.1 O, Rn. 38. 
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3.1.3.2 Grundsatzliche Gefahrdungseignung 

Die daran anschlieBende Beurteilung der Gefahrdungseignung, 

namlich ob und inwieweit das Bekanntwerden der lnformationen 

nachteilige Auswirkungen auf das konkrete Ermittlungsverfahren 

haben kann, ist der aktenführenden Behorde allein nicht maglich. 

Sie erfordert ein Zusammenwirken mit der Ermittlungsbehorde, 

denn eine substantiierte Gefahrdungsprognose kann nur aus dem 

Gesamtzusammenhang des Ermittlungsverfahrens und auf der 

Basis ermittlungstaktischer Erfahrung erfolgen82• Es bleibt jedoch 

Aufgabe der aktenführenden Behorde, die mit Hilfe der Ermitt­

lungsbehorde gewonnene Einschatzung der nachteiligen Auswir­

kungen gegenüber dem Antragsteller vorzutragen83• 

Sind Akten bereits beigezogen, so greift nach der Rechtsprechung 

des BVerwG in Bezug auf diese Akten eine Vermutungswirkung, 

dass eine Gefahrdung des Untersuchungszwecks vorliegt, mit der 

Folge, dass die Anforderungen an die Darlegung des Ausschluss­

grundes durch die aktenführende Behorde herabgesetzt sind84• 

3.1.4 Gefahrdungslage bei Ermittlung im Ordnungswidrig­

keitenverfahren 

Für Ermittlungen einer Marktüberwachungsbehorde im Ordnungs­

widrigkeitsverfahren gilt das soeben zur zweistufigen Prüfung der 

Gefahrdungslage Gesagte entsprechend, mit dem Unterschied, 

dass Ermittlungsbehorde nicht die Staatsanwaltschaft, sondern 

gemaB § 35 OWiG die jeweilige Marktüberwachungsbehorde ist. 

82 BVerwG, Urteil vom 27.1 1 .201 4, Az. 7 e 1 8.12, Rn. 18; BGH, Beschluss vom 
1 1 .1 1 .2004, Az. 5 StR 299.03, Rn. 36. 

83 BVerwG, Urteil vom 27. 1 1 .2014, Az. 7 e 1 8.12, Rn. 1 9. 
84 BVerwG, Urteil vom 27.1 1 .201 4, Az. 7 e 1 8.12,  Rn. 25, 28. 
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3.1 .5 Dauer des lnformationsausschlusses 

Der lnformationszugang darf zunachst bis zum Abschh.iss des Er­

mitt lungsverfahrens versagt werden. Das im Beispiel genannte 

staatsanwaltliche Ermittlungsverfahren endet mit der Einstellung 

des Verfahrens (§§ 1 53 ff. StPO oder § 1 70 Abs. 2 StPO) oder mit 

Erhebung der offentlichen Klage (§ 1 70 Abs. 1 StPO). Nach dem 

Verfahrensende lebt der Antrag des Antragstellers nicht wieder 

auf, sondern er muss erneut einen Antrag stellen85• 

Mit Erhebung der offentlichen Klage beginnt das Gerichtsverfah­

ren. In diesem Fall kann der lnformationsanspruch dann ebenfalls 

nach § 3 Nr. 1 lit. g) IFG, aber nun unter dem Gesichtspunkt nach­

teiliger Auswirkungen auf die Durchführung eines laufenden Ge­

r ichtsverfahrens ausgeschlossen sein86• Der Ausschluss ist dann 

allerdings auf die für den Schutz des laufenden Gerichtsverfahrens 

relevanten Gründe zu stützen, die infolge der unterschiedlichen 

Zielr ichtungen nicht mit denen des Ermittlungsverfahrens identisch 

sein müssen87• 

3.1 .6 Dauer des lnformationsausschlusses im Ordnungswidrig­

keitenverfahren 

Das ordnungswidrigkeitenrechtliche Ermittlungsverfahren endet 

mit der Einstellung (§ 46 Abs. 1 OWiG i. V.  m. § 1 70 Abs. 2 StPO) 

oder dem Erlass eines BuBgeldbescheides (§ 65 OWiG). Geht es 

mit Einlegung des Einspruchs in das gerichtliche Verfahren über, 

r ichtet sich der Ausschlussgrund ebenso wie beim Übergang vom 

85 Schoch, IFG, 2009, § 4, Rn. 40. 
88 Schoch, IFG, 2009, § 3 Rn. 83; Jastrow/Schlatmann, IFG, 2006, § 3, Rn. 53-57. 
87 BVerwG, Urteil vom 27.1 1 .2014, Az. 7 C 18.12, Rn. 40; VG Frankfurt, Urteil vom 

26.03.201 0, k. 7 K 243.09.F, Rn. 33; Jastrow/Schlatmann, IFG, 2006, § 3, Rn. 57, 
61 : Roth in Berger/Partsch/Roth/Scheel, IFG, 2. Aufl. ,  § 3 Rn. 80. 
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strafrechtlichen Ermittlungsverfahren ins Gerichtsverfahren nach 

§ 3 Nr. 1 lit. g) Alt. 1 IFG (laufendes Gerichtsverfahren)88• 

3.1 . 7 lnformationsausschluss nach § 8 Abs. 1 Nr. 3 UIG 

Der Anspruch auf Herausgabe von Umweltinformationen ist bei 

Eingreifen der Voraussetzungen des § 8 Abs. 1 Nr. 3 UIG ausge­

schlossen. Er geht der Regelung des IFG als Spezialvorschrift vor. 

Da § 3 Nr. 1 lit. g) IFG dem § 8 Abs. 1 Nr. 3 UIG nachgebildet wur­

de, greift der Ausschlussgrund unter denselben Voraussetzungen, 

wie sie soeben für das IFG vorgestellt wurden89• In Abweichung zu 

§ 3 Nr. 1 lit. g) IFG wird in § 8 Abs. 1 Nr. 3 UIG allerdings statt 

,Bekanntwerden" das Wort ,Bekanntgeben" verwendet. Hieraus 

ergibt sich ein gegenüber § 3 Nr. 1 lit. g) IFG erweiterter Anwen­

dungsbereich. Beim Bekanntgeben kommt es nicht nur darauf an, 

dass durch die Kenntnisnahme der lnformation die M6glichkeit 

nachteiliger Auswirkungen besteht, sondern auch darauf, wer die 

lnformation bekanntgibt. Nachteilige Auswirkungen konnen unter 

Umstanden auch dadurch entstehen, dass gerade eine bestimmte 

Behorde die lnformation herausgibt90• 

3.2 Macht es einen Unterschied, ob die Beh6rde lnfonnatio­

nen unverlangt erhalten hat oder ob sie sich diese zu ei­

genen Zwecken, die nicht in der eigenen Durchführung 

eines Verfahrens nach § 3 Nummer 1 g) IFG durch die 

BehOrde bestehen, beschafft hat (z.B. zur Prüfung politi­

schen Handlungsbedarfs)? 

Für das Eingreifen des Ausschlusstatbestandes nach § 3 Nr . 1 

lit. g) IFG macht es keinen Unterschied, ob die Behorde lnformati-

88 Schoch, IFG, 2009, § 3 Rn. 84. 
88 Schoch, IFG, 2009, § 3 Rn. 72; Schirmer in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medi­

enrecht, 201 4, § 3 IFG Rn. 38. 
80 Schirmer in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 2014, § 3 1FG Rn. 38. 
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onen unverlangt erhalten hat oder ob sie sich diese zu eigenen 

Zwecken - auBerhalb eines von ihr durchgeführten Verfahrens im 

Sinne des § 3 Nr. 1 lit. g) IFG - verschafft hat. 

Allerdings besteht ein Herausgabeanspruch nur, soweit es sich 

dabei um amtliche lnformationen im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1 

1 FG handelt. Dafür müssen si e amtlichen Zwecken dienen und bei 

der Beharde a ls Aufzeichnung vorhanden sein. 

Ob eine Aufzeichnung amtlich ist, beurteilt sich daher nach ihrer 

Zweckbestimmung. Sie muss von der Behorde im Zusammenhang 

mit ihrer amtlichen Tatigkeit festgehalten worden sein. Eindeutig 

ausgeschlossen sind Notizen und Entwürfe, sowie lnformationen, 

die nur privaten Zwecken dienen91 • Nach einhelliger Meinung in 

Rechtsprechung und Literatur kommt es für die amtliche Zweck­

bestimmung nicht auf die Art der Verwaltungsaufgabe oder die 

Handlungsform der Verwaltung an. Auch dem Wortlaut des Geset­

zes oder der Gesetzesbegründung lasst sich danach keine derarti­

ge Beschrankung entnehmen92• Die Verwendung zu amtlichen 

Zwecken besteht unabhangig davon, ob die Unterlagen von einem 

privaten Dritten oder einer anderen Behorde stammen93• 

lnformationen, die sich die Behorde ,zu eigenen Zwecken" ver­

schafft hat, sind damit in Erfüllung einer amtlichen Tatigkeit ange­

fallen. Sie werden zur Erfüllung der behordlichen Aufgaben des 

BMVI eingesetzt. Davon sind auch die im Beispiel erwahnte Prü­

fung von politischem Handlungsbedarf sowie sonstige Vorberei­

tungen und Planungen für behordliches Tatigwerden erfasst. Die 

Vorbereitung von Gesetzen wird in der Gesetzesbegründung aus-

91 BT-Drs. 1 5/4493, S. 9; Schoch, IFG, 2009, § 2 Rn. 38. 
92 VG Berlin, Urteil vom 10.1 0.2007, Az. 2 A 1 02.06/2 A 101 .06, Rn. 25; Schoch, IFG, 

2009, § 2 Rn. 38; Jastrow/Schlatmann, IFG, 2006, § 2, Rn. 7; Rossi, IFG, 2006, § 2 
Rn. 9; Roth in Berger/Partsch/Roth/Scheel, IFG, 2. Aufl., § 2 Rn. 1 9; Debus in Gers­
dorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 2014, § 2 IFG Rn. 1 O. 

93 VG Hamburg, Urteil vom 27.08.201 0, Az. 7 K 619.09, Rn. 30; VG Stuttgart, Urteil vom 
1 7.05.201 1 ,  Az. 1 3  K 3505.09; VG Braunschweig, Urteil vom 1 7.10.2007, Az. 5 A 
1 88.06, Rn. 1 9. 
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drücklich als wesentlicher Teil der Verwaltungstatigkeit van Bun­

desministerien aufgeführt94. 

Aber auch unverlangt zugegangene lnfarmatianen werden dann 

amtliche lnfarmatianen, wenn sie van der Behorde im Rahmen ih­

rer amtlichen Tatigkeit festgehalten werden95• MaBgebend sind 

dabei die Regeln der ordnungsgemABen Aktenführung, insbeson­

dere der Registraturrichtlinie . Werden die lnformationen Bestand­

teil irgendeines Vorganges bei dar Behorde, dann handelt es sich 

um amtliche lnfarmationen96• 

Etwas anderes ergibt sich nur dann, wenn die lnfarmatianen der 

Behorde nicht dauerhaft zugehen. Sind sie nur varübergehend 

beigezogen, dann handelt es sich nicht um amtliche lnfarmatia­

nen97. 

Bei van Dritten übermittelten lnformatianen ist auBerdem zu prü­

fen, ab es sich um vertraulich erhabene ader übermittelte Informa­

tioneo handelt, für die der Ausschlussgrund des § 3 Nr. 7 IFG ein­

greift. 

3.3 Welche Anforderungen s ind an die Darlegung etwaiger 

AusschlussgrOnde durch d ie Beh6rde zu stellen? 

Die kankrete Moglichkeit einer Beeintrachtigung des betreffenden 

Verfahrens muss anhand einer nachvallziehbaren Prognase varge­

tragen werden. Die Rechtsprechung fardert, dass die Pragnase 

durch Beschreibung der Umstande zu belegen ist, die den Aus-

114 BT-Orucksache 1 5/4493 vom 14.1 2.2004, S. 7. 
85 Schoch, IFG, 2009, § 2 Rn. 41 . 
911 Schoch, IFG, 2009, § 2 Rn. 38; BT Drucksache 1 5/4493 vom 14. 1 2.2004, S. 9; Bun­

desministerium des lnneren, Anwendungshinweise zum lnformationsfreiheitsgesetz, 
Bekanntmachung vom 21 .1 1 .2005, GMBI 2005, S. 1 346, 1348. 

97 Schoch, IFG, 2009, § 2 Rn. 43; Jastrow/Schlatmann, IFG, 2006, § 2, Rn. 7; Roth in 
Berger/Partsch/Roth/Scheel, IFG, 2. Aufl. ,  § 2 Rn. 30; BT Drs. 1 5/4493 vom 
1 4.1 2.2004, S. 7. 
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schluss rechtfertigen und sich den verschiedenen Teilen der nicht 

herausgegebenen Unterlagen zuordnen lassen muss98• Gleichzeitig 

darf die Begründung jedoch nicht auf den lnhalt der geschützten 

lnformation schlieBen lassen. Die Gefahrdungslage muss daher mit 

einem hinreichenden Abstraktionsgrad beschrieben werden99• Dies 

führt zu der schwierigen Situation, das Schutzbedürfnis der lnfor­

mation konkret darlegen zu sallen, ihren lnhalt aber nur verallge­

rneinemd umschreiben zu durfen100• 

lm Hinblick auf das staatsanwaltliche Ermittlungsverfahren lassen 

sich der Rechtsprechung des BVerwG hierfür folgende Kriterien 

entnehrnen: 

3.3.1 Vermutungswirkung im Falle beigezogener Akten 

Sind von der Staatsanwaltschaft bereits Akten beigezogen war­

den, so gilt im Regelfall die Vermutung, dass die darin enthaltenen 

lnformationen zum Schutz der weiteren Ermittlungen noch nicht 

herausgegeben werden dürfen. Die Anforderungen an die Darle­

gung des Ausschlussgrundes sind dann herabgesetzt. Die Behor­

de genügt ihrer Darlegungslast, indem sie eine Einschatzung der 

Staatsanwaltschaft vorlegt, dass neue Ermittlungsansatze denkbar 

sind und der Untersuchungszweck durch Preisgabe der begehrten 

lnformationen gefahrdet würde. Allerdings sallen besondere Um­

stande des Einzelfalles dazu führen konnen, dass diese Vermu­

tungswirkung nicht eingreift, mit der Folge, dass die Behorde die 

valle Darlegungslast trifft. lm hier entschiedenen Fall beruhten sie 

darauf, dass sich aufgrund des Vartrags der Parteien in den vor­

hergehenden 1 nstanzen des Rechtsstreits u m den 1 nformationszu-

98 BVerwG, Urteil vom 27.1 1 .201 4, Az. 7 C 1 8.12, Rn. 25f.; Hessischer VGH, Urteil vom 
21 .03.2012, Az. 6 A 1 1 50.1 0, Rn. 401. 

99 OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 20.03.2012, Az. OVG 12 8 27.1 1 ,  Rn. 37. 
100 Schirmer in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 2014, § 3 IFG Rn. 42. 
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gang Zweifel an der Schutzwürdigkeit der lnformationen ergeben 

hatten101• 

Bei noch nicht beigezogenen Akten tragt die Behorde die volle 

Darlegungslast. Sie muss auf Basis der von der Staatsanwalt­

schaft erhaltenen Einschatzung das Vorliegen moglicher nachteili­

ger Auswirkungen in substantiierter Form darlegen und zwar so­

wohl im Hinblick auf den Bezug zum Ermittlungsverfahren als auch 

zur Gefahrdungseignung der Unterlagen. Zur Verdeutlichung wird 

im Folgenden aufgeführt, wann es nach der bisherigen Rechtspre­

chung im Rahmen staatsanwaltlicher Ermittlungsverfahren eines 

erhohten Begründungsaufwandes zum Ausschluss bestimmter 

Unterlagen bedurft hatte: 

3.3.2 Anforderungen der Rechtsprechung bei voller Darle­

gungslast 

Bei umfanglichen lnformationszugangsbegehren ist eine auf die 

einzelnen Teile eines Aktenbestands bezogene, differenzierte Dar­

stellung des einschlagigen Ausschlussgrundes erforderlich102• Ein 

teilweiser lnformationszugang ist in § 3 Nr. 1 lit. g) I FG hingegen 

nicht vorgesehen103• 

Die Vorlage eines Schreibens der Staatsanwaltschaft, wonach 

noch keine Akteneinsicht gewahrt wurde und das Bekanntwerden 

der in den Aktenbanden vorhandenen lnformationen die Versa­

gung der Akteneinsicht unterlaufen würde, genügt nicht104• 

Bei Unterlagen, die aus dem Unternehmen stammen, bei dem die 

Ermittlungen durchgeführt werden, muss die Schadlichkeit des 

Bekanntwerdens naher begründet werden, weil der Untersu-

101 BVerwG, Urteil vom 27.1 1 .201 4, Az. 7 e 18.12, Rn. 25f. 
102 BVerwG, Urteil vom 27.1 1 .201 4, Az. 7 e 18.12,  Rn. 1 9. 
103 Schoch, IFG, 2009, § 3 Rn. 98. 
104 Hessischer VGH,  Urteil vom 21 .03.201 2, Az. 6 A 1 1 50.10, Rn. 48. 

48 



chungszweck nur dann beeintrachtigt werden kann, wenn die ent­

sprechende lnformation bislang nicht an AuBenstehende gelangt 

oder dem Beschuldigten selbst bekannt sind105• 

Wird für Unterlagen der Ausschlussgrund des § 9 Abs. 3 IFG in 

Anspruch genommen, weil der Antragsteller sich die darin enthal­

tenen lnformationen aus allgemein zuganglichen Quellen beschaf­

fen kann, muss er lautert werden, warum sich in den Unterlagen 

gleichzeitig lnformationen befinden kOnnen, die zum Schutz des 

Ermittlungsverfahrens nicht bekannt werden dürfen 106• 

Berücksichtigt wurde auch die Dauer des Ermittlungsverfahrens. 

Bei langer Dauer und gründlicher Untersuchung ist zu begründen, 

warum bisher nicht beigezogene Akten nun doch ermittlungsrele­

vant sind und vom Ausschlussgrund des § 3 Nr. 1 lit. g) IFG erfasst 

werden. Dies kann sich beispielsweise aus neuen Ermittlungsan­

satzen ergeben. Eine vage Erwartung der ErmittlungsbehOrde ist 

ausreichend107 • 

Das gleiche gilt für lnformationen die jünger sind als die strafrecht­

lich zu würdigenden Vorgange108• 

Die prognostische Einschatzung selbst ist dabei verwaltungsge­

richtlich nur eingeschrankt überprüfbar. Sie umfasst nur, ob die 

BehOrde von einem zutreffend und vollstandig ermittelten Sach­

verhalt ausgegangen ist, ob sie die Prognose nachvollziehbar be­

gründet hat und ob sie keine offensichtlich fehlerhafte, insbeson­

dere in sich widersprüchliche Einschatzung getroffen hat109• 

105 BVerwG, Urteil vom 27: 1 1 .2014,  Az. 7 e 1 8.12,  Rn. 27. 
106 BVerwG, Urteil vom 27. 1 1 .2014,  Az. 7 e 1 8.12,  Rn. 26. 
107 BVerwG, Urteil vom 27.1 1 .2014,  Az. 7 e 1 8.12 ,  Rn. 28. 
106 BVerwG, Urteil vom 27. 1 1 .2014 ,  Az. 7 e 1 8. 1 2, Rn. 32. 
109 BVerwG, Urteil vom 27.1 1 .201 4, Az. 7 e 1 8. 12, Rn. 20; Schirmer in Gersdorf/Paal, 

lnformations- und Medienrecht, 201 4, § 3 1FG Rn. 42. 
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4. BehOrdliche Entscheidungsprozesse 

4.1 Untar welchen Voraussetzungen konnen Entwür­

feNorlagen zu zwischenzeitlich abgeschlossenen und 

veroffentlichten Entscheidungen (ggf. teilweise) vom IFG­

Zugang ausgeschlossen sein? 

Beispiel: Ein Antragstel/er begehrt Zugang zu dem Ver­
waltungsvorgang, der im Rahmen der Beantwortung einer 
Kleinen Anfrage des Bundestages ange/egt worden ist 
Der Vorgsng enthalt neben der Anfrage se/bst und dem 
Beg/eitschreiben zur endgOitigen Antwort auch den Ant­
wort-Entwurf des zustiJndigen Fachreferates mit Ande­
rungen der Vorgesetzten sowie des Kabinettrefetates. 

GemaB § 3 Nr. 3 1it . b) IFG besteht der Anspruch auf lnformations­

zugang nicht, wenn und solange die Beratungen von Behorden 

beeintrachtigt werden. Geschützt ist die ,notwendige Vertraulich­

keit" der Beratungen van Behorden, auch wenn diese Formulie­

rung im Gesetzestext, anders als in § 3 Nr. 3 lit. a) IFG, nicht er­

wahnt wird110• Dabei bilden weder der Abschluss der Beratungen 

noch des laufenden Verfahrens oder Vorgangs, in dessen Rahmen 

die Beratungen stattfinden, eine zeitliche Obergrenze für die Fort­

dauer des Vertraulichkeitsschutzes. Dieser besteht vielmehr so­

lange, wie dies zur Gewahrleistung des Schutzzwecks der Vor­

schrift erforderlich ist111• 

4.1 .1 Schutzzweck 

Schutzzweck ist die Gewahrleistung eines unbefangenen und 

freien Meinungsaustauschs sowohl bei zwischen- und innerbe-

1 1 0  BVerwG, Urteil vom 03. 1 1 .201 1 ,  Az. 7 e 3.1 1 ,  Rn. 31 ; OVG Nordrhein-Westfalen, 
Urteil vom 1 5.01 .2014, Az.. 8 A 467.1 1 ,  Rn. 86; BT-Drs.1 5/4493, S. 10; Schoch, IFG, 
2009, § 3 Rn. 1 21 ;  Schirmer in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 201 4, 
§ 3 1FG Rn. 132. 

1 1 1  BVerwG, Urteil vom 03.1 1 .201 1 ,  Az.. 7 e 4.1 1 ,  Rn. 3 1 ;  Urteil vom 03.1 1 .201 1 ,  Az.. 7 
e 3.1 1 ,  Rn. 31 ; Beschluss vom 18.07.201 1 ,  Az.. 7 B 1 4.1 1 ,  Rn. 5.  
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hordlichen Beratungen als auch bei Beratungen zwischen Exekuti­

ve und Legislativa sowie zwischen Behorden und sonstigen Ein­

richtungen, damit deren EffektiviUit und Funktionsfahigkeit nicht 

beeintrachtigt wird112• 

4.1 .2 Begriff der Beratung 

Der Begriff der ,Beratung" und damit der Umfang des Schutzob­

jektes ist von der Rechtsprechung für § 3 Nr. 3 lit. b) IFG zwar 

noch nicht abschlieBend entwickelt und konkretisiert, aber über 

den ,Begriffskem"113 besteht in Rechtsprechung und Literatur 

weitgehend Einigkeit. 

Das BVerwG hat bisher keine umfassende inhaltliche Ausfüllung 

dieses Rechtsbegriffs vorgenommen, wie es sie für § 8 Abs. 1 Satz 

1 Nr. 2 UIG entwickelt hat. Diese Vorschrift hat den Schutz der 

Vertraulichkeit von Beratungen der informationspflichtigen Stelle 

zum Gegenstand .  Das BVerwG hat sich auch noch nicht dazu ge­

auBert, inwieweit dieser Beratungsbegriff auf § 3 Nr. 3 lit. b) IFG 

übertragbar ist. Seinen b isherigen Entscheidungen lasst sich je­

doch entnehmen, dass der Willensbildungsprozess in jedem Fall 

geschützt ist114• 

Teile der Rechtsprechung, darunter das VG Berlin und das OVG 

des Landes Nordrhein-Westfalen greifen auf die zum UIG entwi­

ckelte Begriffsbestimmung zurück. Schutzobjekt des § 3 Nr. 3 

lit. b) IFG ist danach der eigentliche Vorgang der behordlichen 

Entscheidungsfindung, d.h. die Besprechung, Beratschlagung und 

Abwagung, mithin der eigentliche Vorgang des Überlegens115• 

112 OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 1 5.01 .2014, Az. 8 A 467.1 1 ,  Rn. 86; Schoch, 
IFG, 2009, § 3 Rn. 1 23; Schirmer in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 
201 4, § 3 IFG Rn. 1 33. 

1 13 Schoch, IFG, 2009, § 3 Rn. 1 22. 
114 BVerwG, Urteil vom 03.1 1 .201 1 ,  Az. 7 e 4.1 1 ,  Rn. 32. 
1 15 OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 02.1 1 .2010,  Az. 8 A 475.1 0, Rn. 91f. ;  VG Ber­

lín, Urteil vom 25.02.201 6, Az. VG 2 K 180.14, S. 6 Urteilsausfertigung (nicht rechts-
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In der Literatur wird auf die vom BVerwG zum UIG entwickelte Be­

griffsbestimmung verwiesen, aber überwiegend ohne sich ab­

schlieBend auf den Umfang der Übertragbarkeit festzulegen116• 

Rossi befürwortet einen Rückgriff117, Schoch steht dem kritisch 

gegenüber118• 

Entwürfe und Vorlagen zu Entscheidungen fallen somit in jedem 

Fall unter den Begriff der Beratungen, wenn sie den Willensbil­

dungsprozess im Zusammenwirken unterschiedlicher Beteiligter 

dokumentieren. lm Hinblick auf den im Beispiel genannten Ant­

wort-Entwurf des zustandigen Fachreferates lasst sich dies mit der 

Abstimmung zwischen dem Kabinettreferat und dem Fachreferat 

begründen, deren Verlauf anhand der Anderungen nachvollziehbar 

wird. Maglicherweise lasst sich anhand der vom Kabinettreferat 

vorgenommenen Anderungen darüber hinaus auch der Abstim­

mungs- und Entscheidungsfindungsprozess mit eventuell zu betei­

ligenden Fachabteilungen anderer Ministerien ablesen. 

4.1 .3 Prognose 

Sowohl im Hinblick auf das Vorliegen einer rroglichen Beeintrach­

tigung der Vertraulichkeit als auch im Hinblick auf die Dauer des 

Vertraulichkeitsschutzes bedarf es einer Prognose, ob und inner­

halb welchen Zeitraums sich das Bekanntwerden der lnformation 

nachteilig auf die behordlichen Beratungen auswirken kann. Erfor­

derlich ist eine ernsthafte konkrete Gefahrdung der geschützten 

Vertraulichkeit behordlicher Beratungen. Bei der Beurteilung der 

kraftig); Urteil vom 09.06.201 1 ,  Az. 2 K 46. 1 1 ,  Rn. 23, Urteil vom 22.1 0.2008, Az. 2 A 
1 1 4.07, Rn. 1 9. 

1 1 6  Schirmer in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 201 4, § 3 IFG Rn. 1 33 f.; 
Jastrow/Schlatmann, IFG, § 3 Rn. 76; nur in Auseinandersetzung mit der Rechtspre­
chung, die auf das UIG zurOckgreift: Roth in Berger/Partsch/Roth/Scheel, IFG, 2. 
Aufl. ,  § 3 Rn. 30f. 

1 1 7  Rossi, IFG, 2006, § 3 Rn. 45. 
1 1 8  Schoch, IFG, 2009, § 3 Rn. 121ft. 
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Wahrscheinlichkeit ist auf die vom BVerwG für das Gefahrenab­

wehrrecht entwickelte Differenzierung des Wahrscheinlichkeits­

grades zurückzugreifen. Danach sind an die Wahrscheinlichkeit ei­

ner Beeintrachtigung umso geringere Anforderungen zu stellen, je 

groBer und folgenschwerer die moglicherweise eintretende Beein­

trachtigung ist1 19• 

4.1 .4 Anforderungen an die Fortdauer des Vertraulichkeits­

schutzes 

Da die geforderte Prognose einzelfallbezogen sein muss, ist auch 

die dazu ergangene Rechtsprechung stark vom jeweiligen Einzel­

fall gepragt. Dies berücksichtigend sind den Entscheidungen den­

noch einige grundlegende Anforderungen im Hinblick auf die Fort­

dauer des Vertraulichkeitsschutzes zu entnehmen. 

Eine Beeintrachtigung der notwendigen Vertraulichkeit von Bera­

tungen kann über den Abschluss des Vorgangs hinaus andauern, 

wenn die früheren Beratungen Rückschlüsse auf den Ablauf des 

Entscheidungsfindungsprozesses zulassen, sodass sie Vorwirkung 

für spatere Beratungen entfalten und das Wissen um eine spatere 

Offenlegung der einzelnen Beitrage zum Beratungsprozess die of­

fene Meinungsbildung und den freien Meinungsaustausch beein­

tr�chtigen kann. Wann das der Fall ist, soll sich nach den "konkre­

ten Verhaltnissen des jeweiligen Sachbereichs" beurteilen120• 

4.1 .4.1 Rechtsprechung zu Bundesministerien 

In Bezug auf die hausinternen Vorlagen für einen dem Bundesjus­

tizministerium vom BVerfG erteilten Prüfauftrag hat das BVerwG 

entschieden, dass Beratungen im Rahmen der Gesetzesvorberei­

tung nicht generell vertraulich bleiben müssen. In dieser Entschei-

1 1 9  8VerwG, 8eschluss vom 1 8.07.201 1 ,  Az. 7 8 1 4.1 1 ,  Rn. 1 1 .  
120 8VerwG, 8eschluss vom 1 8.07.201 1 ,  Az. 7 8 1 4.1 1 ,  Rn. 7. 
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dung wird die Fortdauer der Vertraulichkeit von Beratungen zum 

Schutz der Funktionsfahigkeit der Regierung im Rahmen des § 3 

Nr. 3 lit. b} I FG und nicht als gesonderter ungeschriebener Aus­

nahmegrund des Kernbereichs exekutiver Eigenverantwortung ge­

prüft. Für eine Fortdauer der Vertraulichkeit müssen die befürchte­

ten negativen Auswirkungen auf die Funktionsfahigkeit der Regie­

rung infolge der Beeintrachtigung des Beratungsprozesses anhand 

der jeweiligen Umstande des Einzelfalls nachvollziehbar belegt 

werden. Nicht ausreichend ist die Begründung, in Bezug auf künf­

tige Vorbereitungen des Gesetzes bestehe die Gefahr, dass die 

Offenheit des der Regierungsentscheidung vorgelagerten Abstim­

mungsprozesses beeintrachtigt werde und es zu einer Versteine­

rung dieses Prozesses komme, weil ein Abweichen von Bewertun­

gen dann schwierig sei121 • 

Für Vermerke und Stellungnahmen zum Entscheidungsvorgang, 

welche rechtliche Einschatzung der Hausleitung zur Notwendigkeit 

der Bundesratsbeteiligung prasentiert werden soll ,  hat das VG 

Berlin entschieden, dass die Befürchtung, die Behordenmitarbeiter 

würden bei zukünftigen Gesetzesvorhaben ihre Rechtsauffassung 

nicht mehr auBern, für eine Gefahrdung des Schutzgutes nicht 

ausreicht. Sie sei fernliegend, da es gerade Aufgabe der Behar­

denmitarbeiter sei, Stellungnahmen zu Rechtsfragen abzugeben122• 

Diese, obergerichtlich nicht überprüfte, Argumentation greift aller­

dings zu kurz. Sie berücksichtigt nicht, dass Stellungnahmen, 

Vermerke oder sonstige Ausarbeitungen von Mitarbeitern eines 

Bundesministeriums haufig nur einen kleinen Baustein innerhalb 

eines komplexen Verfahrens darstellen. Das Gesamtverfahren wird 

unter Umstanden durch vielfaltige politische lnteressen, Verhand­

lung zwischen Ressorts und weitere Einflussfaktoren bestimmt, die 

auBerhalb des Einflussbereichs des einzelnen Mitarbeiters liegen. 

121 BVerwG Urteil vom 03.1 1 .201 1 ,  Az. 7 C 3.1 1 ,  Rn. 31 f. 
122 VG Berlin, Urteil vom 09.06.201 1 ,  Az. 2 K 46. 1 1 ,  Rn. 23. 

54 



Wird sein Vermerk nun im Kontext dieses Gesamtverfahrens verof­

fentlicht, lasst sich sein Entstehungszusammenhang aufgrund des 

komplexen Bedingungsgeflechts für AuBenstehende nicht nach­

vollziehen. Das birgt die Gefahr, dass der einzelne Verfasser einer 

Stellungnahme oder ahnlicher Unterlagen von der Offentlichkeit 

letztlich in einem Umfang personlich verantwortlich gemacht wird, 

die seinem tatsachlichen Beitrag sowohl anteilsmMig als auch in­

haltlich überhaupt nicht entspricht. Dies kann zum einen weitrei­

chende Konsequenzen für den Betroffenen haben und zum ande­

ren dazu führen, dass Ausarbeitungen von Behordenmitarbeitem 

nicht an der Sache orientiert sind, sondern vor allem darauf abzie­

len, sich für den Falle einer spateren Veroffentlichung unangreifbar 

zu machen, mithin sich maglichst wenig festzulegen. 

Der Gedanke, dass die Entschlussfreudigkeit des Amtswalters für 

die Funktionsfahigkeit der Verwaltung von erheblicher Bedeutung 

ist, liegt auch der Ausgestaltung der Amtshaftung gemaB § 839 

BGB i. V. m. Art. 34 GG zugrunde. Der Amtswalter wird aus die­

sem Grund bei leichtem Verschulden vor personlichen EinbuBen 

geschützt123• Wenn die Entschlussfreudigkeit sogar ein Beweg­

grund für die Haftungsübemahme durch den Staat ist, so ist sie 

auch und erst recht im Rahmen der Beeintrachtigung von Bera­

tungen zu berücksichtigen. 

Beide Entscheidungen zeigen, dass die Rechtsprechung in Bezug 

auf Vorlagen und Entwürfe von Ministeriumsmitarbeitern für die 

Fortdauer des Vertraulichkeitsschutzes eine Begründung fordert, 

mit der die Beeintrachtigung der offene Meinungsbildung und des 

freien Meinungsaustauschs infolge der spateren Offenlegung der 

einzelnen Beitrage zum Beratungsprozess konkretisiert wird. 

123 Ossenbühl, Staatshaftungsrecht, 5. Aufl. ,  S. 9. 
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4.1 .4.2 Rechtsprechung zu SachversUindigengremien 

Von der Rechtsprechung wird die Fortdauer des Vertraulichkeits­

schutzes bisher fOr Sachverstandigengremien wie die Deutsche 

Lebensmittelbuch-Kommission oder die Standige lmpfkommission 

(STIKO) bejaht, die sehr heterogen mit Reprasentanten verschie­

dener Verkehrskreise besetzt sind und im lnteresse der Allgemein­

heit auf einer analytisch-sachlichen Diskussion basierende Leitli­

nien erarbeiten sollen. Dies setzt ein hohes MaB an Kompromiss­

bereitschaft voraus. DafOr soll gewahrleistet sein, dass der lnhalt 

der Beratung auch nicht in die interessenorientierte offentliche 

Diskussion gelangt. Andernfalls besteht die BefOrchtung, dass 

Stellungnahmen als Ausdruck mangelnder Unabhangigkeit gedeu­

tet werden oder Wortbeitrage und Beratungsgegenstande einge­

führt werden, die nur bezwecken, den tatsachlichen oder ange­

nommenen Erwartungen der reprasentierten Kreise gerecht zu 

werden. Zu berOcksichtigen ist dabei, dass in den Entscheidungen 

nur geringe Anforderungen an· den ·Grad der Wahrscheinlichkeit 

der Beeintrachtigung gestellt wurden, weil eine Beeintrachtigung 

aufgrund der zugewiesenen Aufgaben und der reprasentativen Zu­

sammensetzung der Kommission als besonders schwerwiegend 

eingestuft wurde124• 

4.1 .5 Zusammenfassung der aus der Rechtsprechung fOr Vor­

lagen und Entwürfe der Bundesministerien abzuleitenden 

Kriterien für die Fortdauer des Vertraulichkeitsschutzes 

Die von der Rechtsprechung im Hinblick auf die Sachverstandi­

gengremien angeführten Gründe für die Fortdauer des Vertraulich­

keitsschutzes sind aufgrund der unterschiedlichen Verhaltnisse der 

Sachbereiche zwar nicht unmittelbar auf Vorlagen und Entwürfe 

anzuwenden, aber sie geben Hinweise, auf welche Aspekte des 

124 OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 02.1 1 .2010, Az. 8 A 475 . 10, Rn. 107 f. ; VG 
Berlin, Urteil vom 22.1 0.2008, Az. 2 A 1 1 4.07, Rn. 23 f. 
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jeweiligen Beratungsvorgangs sich eine solche Konkretisierung 

insbesondere stützen kann. 

Zunachst ist der Grad der Wahrscheinlichkeit einer Beeintrachti­

gung zu ermitteln und darzulegen. Dieser richtet sich nach dem 

Gewicht des offentlichen lnteresses an einem ungestorten Verlauf 

des in Frage stehenden behordlichen Willensbildungsprozesses. 

Dabei sind lnhalt und Ziel der Beratung zu berücksichtigen. Für die 

Formulierung von Leitsatzen der Lebensmittelbuch-Kommission 

wurde ein erhebliches offentliches lnteresse aufgrund ihrer Bedeu­

tung für den Rechtsverkehr angenommen. Die Beratung zur Vor­

bereitung eines wichtigen Gesetzesvorhabens dürfte daher ohne 

weiteres von erheblichem offentlichem lnteresse sein. Bei der Vor­

bereitung einer kleinen Anfrage müsste dies naher begründet wer-. 

den. 

Weiterhin ist von Bedeutung, wie sehr die Erreichung des Bera­

tungszwecks von der Beratungssituation abhangt. Für die Erarbei­

tung und den einstimmigen Beschluss von Leitsatzen wurde in der 

Entscheidung des OVG Nordrhein-Westfalen darauf abgestellt, 

dass es von hohem offentlichem lnteresse ist, dass die Beratun­

gen auf einer analytisch-sachlichen Ebene bleiben. In Bezug auf 

Vorlagen und Entwürfe ware hier zu begründen, warum der Ent­

scheidungsprozess in dem sie erstellt werden, gerade in einer be­

stimmten Weise erfolgen muss, also beispielsweise von parteipoli­

tischer Einflussnahme freigehalten werden muss oder besondere 

Entscheidungsfreude erfordert. 

Sodann ist zu begründen, ob und warum eine erhohte Anfalligkeit 

der Beratungsbeteiligten für die unerwünschte Einflussnahme Drit­

ter besteht. lm Falle der Lebensmittelbuch-Kommission setzt sich 

das Gremium aus reprasentativen Vertretern verschiedener Ver­

kehrskreise zusammen, bei denen tatsachliche oder vermeintliche 

Abhangigkeiten zu interessierten Kreisen bestehen, denen Kom-
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promisspositionen moglicherweise schwer vermittelbar sind. Für 

Vorlagen und Entwürfe der Ministerialverwaltung lieBe sich etwa 

darauf abzustellen, inwieweit unterschiedliche Ressorts, Abteilun­

gen oder Referate mit maglicherweise gegenlaufigen lnteressen 

oder im Falle mehrerer beteiligter Ressorts unterschiedlichen poli­

tischen Leitungen an der Beratung beteiligt sind. 

4.2 lnwieweit und wie lange koonen die in § 3 Nr. 3b) IFG ge­

regelten Ausschlussgründe auch bereits vergangene (ab­

geschlossene) Tatbestiinde mit einschlieBen (zurOckwir­

ken)? 

Beisplel: Antrag auf Dokumente aus einem (abgsschlosse­
nen) Gess�ngsvolhabsn vergangener Jahre, deren 
lnhalt tei/weise aber glelchzeitlg Gegenstand laufender o­
der zukflnftlger Gesetzgebunglsonstiger behórd/ieher Ent­
scheidungsniSeratungen isVssin kann? 

4.2.1 § 3 Nr. 3 lit b) IFG 

Bereits abgeschlossene Tatbestande, wie die im Beispiel genann­

ten Dokumente aus einem abgeschlossenen Gesetzgebungsvor­

haben, konnen dann vom Ausschlussgrund des § 3 Nr. 3 lit. b) IFG 

erfasst werden, wenn sie die notwendige Vertraulichkeit · spater 

stattfindender Beratungen konkret gefahrden konnen. 

Dies ist zum einen unter den in Ziffer 4. Frage 1 dargestellten Vo­

raussetzungen für einen nachtraglichen Veroffentlichungsschutz 

von Unterlagen gegeben, die bestimmte, für die Einflussnahme 

Dritter besonders anfalliger Beratungsprozesse dokumentieren. 

Zum anderen ist davon auszugehen, dass Beratungen, die im 

Rahmen eines abgeschlossenen Verfahrens stattgefunden haben, 

auch weiterhin oder wieder geschützt sind, wenn im Rahrnen eines 

neuen Entscheidungsprozesses auf sie zurückgegriffen wird und 
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die notwendige Vertraulichkeit der nunmehrigen Beratungen durch 

eine Veroffentlichung gefahrdet würde. 

Die Gefahrdung des unbefangenen freien Meinungsaustausches 

und der ungestorten Willensbildung ergibt sich, wenn die früheren 

Beratungen Rückschtüsse auf den Ablauf des Entscheidungsfin­

dungsprozesses im neuen Verfahren zulassen (Vorwirkung). Bei 

einer Herausgabe der lnformationen besteht dann die Gefahr, dass 

interessierte Kreise mithilfe dieser Kenntnisse von auBen gezielt 

auf die Beratungen einwirken. 

Vom BVerwG wurde ein solcher Fati bisher nicht entschieden. Es 

hat allerdings klar gestellt, dass der Schutz des § 3 Nr. 3 lit. b) IFG 

nicht notwendig mit dem Abschluss des jeweiligen Vorgangs en­

det. Aus der Rechtsprechung der OVG ergibt sich, dass der 

Schutzzweck der Vorschrift insbesondere auch solche Falle er­

fasst, in denen Unterlagen zu früheren Beratungen konkrete Rück­

schlüsse auf die Willensbildung in laufenden oder künftigen Bera­

tungen zulassen. 

Das OVG Berlin-Brandenburg hat entschieden, dass der Schutz­

zweck des § 3 Nr. 3 lit. b) I FG im Hinblick auf lnformationen aus 

einem früheren, inzwischen abgeschlossenen Verfahren erfüllt ist, 

wenn zu befürchten ist, dass bei ihrem Bekanntwerden der be­

hordliche Entscheidungsprozess nicht mehr ergebnisoffen und 

ohne Einflussnahme van auBen durchlaufen werden kann 125• 

Das OVG Nordrhein-Westfalen zieht für den Schutzzweck des § 3 

Nr. 3 lit. b) IFG die Gesetzesbegründung zum Schutz der Vertrau­

lichkeit von Beratungen heran. Dort heiBt es126: 

,Bei europaischen und internationalen Verhandlungen 
muss die Bundesregierung in der Lage sein, deutsche 

125 OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 28.05.2013,  Az. OVG 12  S 23.13, Rn. 1 3. 
126 BT-Drs. 1 5/4493, S. 10. 
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lnteressen so wirksam wie m(Jglich zu vertreten und fle­
XIbel auf unvorhersehbare Verhandlungsabliiufe zu rea­
gieren. Zu diesem Zweck ist es in der Praxis off notwen­
dig, mehrere Verhand/ungslinien autzubauen und Rück­
fallposltionen zu erarbeiten. Würden entsprechende Po­
sitionen im Vorfeld bekannt, kann dies die Verhand­
lungsposition der Bundesregierung schwiichen." 

Dieser allgemeine Gedanke ist nach Rechtsprechung des OVG 

Nordrhein-Westfalen nicht auf internationale Verhandlungen be­

schrankt, sondern auch auf die Beratungen im 
'
Sinne des § 3 Nr. 3 

lit. b) IFG anwendbar127• Mit dieser Auffassung, dass Kenntnisse 

von - unter anderem auch taktischen - Positionierungen im Rah­

men früherer Entscheidungsprozesse Dritten ermaglichen, auf den 

innerbehordlichen Willensbildungsprozess einzuwirken, wird die 

Begründung des OVG Berlin-Brandenburg bestatigt. 

Dementsprechend müssen solche Beratungsdokumente vom 

Schutz des § 3 Nr. 3 lit. b) IFG eñasst sein, die Rückschlüsse auf 

das taktische Vorgehen auch in Bezug auf den neuen Vorgang zu­

lassen. Dies konnen auch Beratungsdokumente aus bereits abge­

schlossenen Vorgangen sein. Damit die konkrete Gefahr besteht, 

dass Rückschlüsse gezogen werden konnen, die die Vertraulich­

keit von Beratungen in einem neuen Verfahren beeintrachtigen, 

muss es sich um Beratungen handeln, die einen sehr ahnlichen ln­

halt zum Gegenstand haben und in dem die Beratungsprozesse 

weitgehend parallel laufen. Die Parallelen konnen etwa darin be­

stehen, dass dieselben Akteure an der Beratung beteiligt sind und 

die Beratungen in der gleichen Weise ablaufen oder ihnen die glei­

che Vorgehensweise zugrunde liegt. 

In  dem vom OVG Berlin-Brandenburg entschiedenen Fall hatte der 

Antragsteller sogar angekündigt, auf den Willensbildungsprozess -

hier in Bezug auf die rechtliche Beurteilung eines Feststellungsan­

trages - offentlich Einfluss nehmen zu wollen. Diese Ankündigung 

127 OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 1 5.01 .2014, Az. 8 A 467.1 1 ,  Rn. 90-94. 
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schrankt die Übertragbarkeit der Entscheidung auf andere Kons­

tellationen keineswegs ein. Vielmehr macht sie offensichtlich, wie 

Dokumente früherer Beratungen für die Einflussnahme auf laufen­

de Beratung verwendet werden sellen. In Fallen, in denen eine sol­

che Ankündigung fehlt, bedeutet dies nicht, dass eine entspre­

chende Gefahr nicht vorhanden ist, sondern lediglich, dass die 

Darlegungslast der Behorde sich auf den Vortrag dieser Meglich­

keit erstreckt. 

Fraglich ist, wie Unterlagen aus früheren Vorgangen zu behandeln 

sind, die nicht den Beratungsprozess selbst dokumentieren. Dies 

hangt letztlich davon ab, wie weit der Beratungsbegriff verstanden 

wird. Das BVerwG hat bisher offen gelassen, ob der zum UIG ent­

wickelten dreigliedrigen Beratungsbegriff auch auf das IFG zu 

übertragen ist. In diesem Falle ware nur der Beratungsvorgang 

selbst schutzwürdig, Beratungsgegenstand und Beratungsergeb­

nis hingegen nicht. Gegen eine Übertragung spricht, dass der 

Schutzzweck des § 3 Nr. 3 lit. b) I FG in vielen Fallen auch durch 

die Veroffentlichung von Unterlagen zur Beratungsvorbereitung 

gefahrdet werden kann. Diese sind von reinen Tatsachengrundla­

gen oder Sachinformationen oft nur schwer abzugrenzen. Daher 

lehnt Schoch den generellen Ausschluss des Beratungsgegen­

stands aus dem Beratungsbegriff ab128• 

Da eine Prognose eine konkrete Gefahrdung infolge der Veroffent­

lichung ergeben muss, lassen sich die behindernden oder hem­

menden Auswirkungen auf die Beratungen im Rahmen laufender 

Gesetzgebungs- oder Entscheidungsverfahren mit geringerem 

Begründungsaufwand darlegen, als bei zukünftigen Verfahren. Ven 

vornherein ausgeschlossen sind sie hingegen nicht. Die konkrete 

Gefi:ihrdung hangt vielmehr davon ab, welcher Beratungsablauf 

zum Zeitpunkt der Antragsbescheidung mit einiger Wahrschein­

lichkeit vorhersehbar ist. Handelt es sich um die bloBe Moglichkeit, 

128 Schoch, IFG, 2009, § 3 Rn. 124. 
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dass die lnformationen aus einem früheren Verfahren in einem 

spateren Verfahren verwendet werden, dann besteht lediglich ein 

Schutz, soweit die Voraussetzungen der Vorwirkung abgeschlos­

sener Beratungen eingreifen. Liegen hingegen konkretere Planun­

gen hinsichtlich der Einleitung eines Gesetzgebungsverfahrens 

oder sonstiger MaBnahmen vor und ist der Beratungsablauf in die­

sem Stadium bereits vorhersehbar, dann lasst sich die Schutzwür­

digkeit begründen. 

4.2.2 § 4 1FG 

Die Vorschrift dient dem Schutz der ungestorten behordlichen 

Entscheidungsfindung und damit der Funktionsfahigkeit der Ver­

waltung. Ziel ist es, die Effektivitat des Verwaltungshandelns zu 

schützen, um den Erfolg einer MaBnahme nicht durch vorzeitiges 

Bekanntwerden zu gefahrden. Dazu gehort auch, dass das Prinzip 

der Einheit der Verwaltung gewahrt bleibt. Die Verwaltungsent­

scheidung soll nicht infolge des NachauBendringens internar Mei­

nungsverschiedenheiten als Entscheidung einer bestimmten Per­

son erscheinen, sondern als Entscheidung der zustandigen Stelle 

insgesamt129, um damit auch die Durchsetzungskraft und Akzep­

tanz der Entscheidung zu erhohen. Die Gesetzesbegründung be­

zieht weiterhin die Gewahrleistung einer vollstandigen und unbe­

fangenen Aktenführung in den Regelungszweck des § 4 IFG mit 

ein 130• Di es zeigt, dass der Gesetzgeber hier nicht von vornherein 

bestimmte Aktenbestandteile oder Dokumententypen aus dem 

Schutz herausnehmen wollte, sondern alle Aktenbestandteile bei 

Vorliegen der Voraussetzungen geschützt sein sallen. 

Geschützt sind entscheidungsvorbereitende MaBnahrnen, namlich 

Entwürfe zu Entscheidungen sowie Arbeiten und Beschlüsse zu ih­

rer unmittelbaren Vorbereitung. Anders als in § 3 Nr. 3 1it. b) IFG ist 

129 Debus in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 201 4, § 4 IFG Rn. 1 f. 
130 BT-Drucksache 1 5/4493, S. 1 2. 
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der Schutz nicht von vomherein auf Unterlagen begrenzt, die 

Rückschlüsse auf den Beratungsvorgang zulassen, sondem er­

streckt sich auf alle Unterlagen, aus denen mit der erforderlichen 

Unmittelbarkeit eine Entscheidung entwickelt wird131 • Der mit § 4 

Abs. 1 Satz 1 IFG bezweckte Schutz ist zeitlich begrenzt und en­

det spatestens mit dem Abschluss des Verfahrens132• 

Dokumente aus einem abgeschlossenen Verfahren konnten somit 

dann vom Schutzgegenstand des § 4 Abs. 1 Satz 1 IFG erfasst 

sein, wenn sie nicht nur unmittelbar zur Vorbereitung von Ent­

scheidungen in diesem abgeschlossenen Verfahren gedient ha­

ben, sondem darüber hinaus auch im Rahmen eines weiteren, 

noch nicht abgeschlossenen Verfahrens zur Vorbereitung von Ent­

scheidungen zu dienen bestimmt sind und die erforderliche Unmit­

telbarkeit gegeben ist. 

Ob lnformationen aus einem abgeschlossenen Verfahren auch in 

einem spateren Verfahren geschützt sein konnen, hangt somit von 

der Auslegung des Begriffs der ,unmittelbaren Vorbereitung" ab. 

Welche Konstellationen davon umfasst sind, ist in der Rechtspre­

chung noch nicht abschlieBend geklart. Das OVG Berlin­

Brandenburg hat entschieden, dass alle Vorarbeiten und Ausarbei­

tungen erfasst sind, aus denen die zu treffende Entscheidung ent­

wickelt werden son. Für die Unmittelbarkeit kommt es danach 

nicht auf den Zeitpunkt ihrer Entstehung oder ihrer ursprünglichen 

Zweckbestimmung an. Vielmehr versteht es den Begriff der unmit­

telbaren Vorbereitung funktional, sodass allein entscheidend ist, 

dass die Vorarbeiten aufgrund ihrer im neuen Verfahren erfolgten 

Zweckbestimmung der unmittelbaren Vorbereitung einer konkret 

bevorstehenden behordlichen Entscheidung dienen 133• Das 

BVerwG hat die Meglichkeit, dass Unterlagen aus einem abge-

131 Schoch, IFG, 2009, § 4 Rn. 1 9. 
132 BVerwG, Urteil vom 03.1 1 .201 1 ,  Az. 7 C 3.1 1 ,  Rn. 28; Beschluss vom 1 8.07.201 1 ,  

Az. 7 B 14.1 1 ,  Rn. 5. 
133 OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 28.05.2013, Az. OVG 1 2  S 23.1 3, Rn. 5. 
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schlossenen Veñahren auch im Rahmen eines weiteren, noch 

nicht abgeschlossenen Entscheidungsprozesses von Bedeutung 

sein und damit vom Schutzumfang des § 4 Abs. 1 Satz 1 IFG er­

fasst sein konnen, noch nicht abschlieBend entschieden. In der 

dortigen Konstellation scheiterte der Schutz an einer fehlenden 

Vereitelungsmeglichkeit durch die lnformationsherausgabe134• In 

anderen Gerichtsentscheidungen wurde bisher nur über Unterla­

gen entschieden, die erstmals im Rahmen des jeweiligen Veñah­

rens verwendet wurden, ohne den zeitlichen Zusammenhang zwi­

schen Entscheidung und Vorbereitung zu thematisieren. 

Der Auffassung des OVG Berlin-Brandenburg, wonach es für die 

Unmittelbarkeit der Vorbereitung nicht auf zeitliche Begrenzungen 

ankommt, sondern eine funktionale Betrachtung vorzunehmen ist, 

ist zu folgen. Weder der Gesetzeswortlaut, noch die Gesetzesbe­

gründung lassen erkennen, dass für die Unmittelbarkeit eine zeitli­

che Eingrenzung vorgesehen ist135• Dies würde auch dem Schutz­

zweck der Norm entgegenstehen. Wird in einem nachfolgenden 

Veñahren für Unterlagen aus einem früheren Vorgang die Zweck­

bestimmung getroffen, dass aus ihnen oder jedenfalls auch aus 

ihnen die Entscheidung im neuen Veñahren entwickelt werden soll, 

dann sind sie für die Entscheidungsvorbereitung genauso von Be­

deutung, wie neu erstellte Unterlagen. Durch ihre Veroffentlichung 

würde die behordliche Entscheidungsfindung gestort, unabhangig 

davon, ob die Zweckbestimmung schon beim Erstellen des Do­

kumentes vortag oder erst spater eñolgte. Die Beschrankung des 

Schutzes von mehñach verwendeten Unterlagen auf ihr Ur­

sprungsveñahren ware eine formalisierende Betrachtungsweise, 

die der Verwaltungspraxis nicht entspricht und einer effizienten 

Verwaltungsarbeit entgegensteht 136• 

134 BVerwG, Urteil vom 03.1 1 .201 1 ,  Az. 7 C 3.1 1 ,  Rn. 28. 
13aBT-Drucksache 1 5/4493, S. 1 2. 
138 So aber wohl Schoch, IFG, 2009, § 4 Rn. 32. 

64 



Femer muss die Gefahr bestehen, dass durch die Herausgabe der 

Unterlagen, die zur unmittelbaren Entscheidungsvorbereitung die­

nen, der Erfolg der Entscheidung oder der bevorstehenden MaB­

nahme vereitelt wird137• Es muss eine Kausalitat zwischen der Of­

fenbarung der vorbereitenden Unterlagen und der Vereitelung des 

Erfolgs der Entscheidung oder MaBnahme gegeben sein138• Auch 

bei der Gefahrdung handelt es sich um eine Prognose auf die hin- . 

sichtlich des Grades der Wahrscheinlichkeit der zum Gefahrenab­

wehrrecht entwickelte Grundsatz anzuwenden ist, dass an die 

Wahrscheinlichkeit einer Schutzgutbeeintrachtigung umso gerin­

gere Anforderungen zu stellen sind, je groBer die zu erwartende 

Beeintrachtigung ist. Auch hier sind also die Anforderungen an die 

Darlegung umso weniger streng, je gewichtiger die zu erwartende 

Beeintrachtigung für die Allgemeinheit ist 139• 

Bei laufenden Gesetzgebungsverfahren oder sonstigen laufenden 

behordlichen Entscheidungsprozessen steht eine MaBnahme oder 

eine Entscheidung, deren Vereitelung zu befürchten ist, unmittel­

bar bevor. 

lm Hinblick auf zukünftige Gesetzgebungs- oder sonstige Ent­

scheidungsvorgange lasst sich ein Schutz vor lnformationsheraus­

gabe durch § 4 Abs. 1 Satz 1 IFG hingegen nicht ohne weiteres 

begründen. Zum einen fehlt es dann an der zweckbestimmenden 

Einbeziehung der Unterlagen aus dem vorherigen Verfahren. Et­

was andares kann nur dann gelten, wenn die Unterlagen von vom­

herein zur Vorbereitung mehrerer, nacheinander geplanter, aber 

erst zum Teil verwirklichter Entscheidungsverfahren bestimmt wa­

ren. Zum anderen steht auch noch keine MaBnahme oder Ent­

scheidung so sicher bevor, dass die Gefahr einer Vereitelung ihres 

137 OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 28.05.201 3, Az. OVG 1 2  S 23.1 3, Rn. 1 0; 
Schoch, IFG, 2009, § 4 Rn. 23; Debus in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medien­
recht, 201 4, § 4 IFG Rn. 1 6. 

138 Schoch, IFG, 2009, § 4 Rn. 23 f. 
139 OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 28.05.2013 ,  Az. OVG 12 S 23.1 3, Rn. 1 0; De­

bus in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 201 4, § 4 IFG Rn. 20 
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Erfolges ausreichend konkret begründet werden konnte. lm Vor­

feld eines Verfahrens ware dann allerdings zu überlegen, auf die 

Entscheidung über die Einleitung des Verfahrens abzustellen. Die 

Unterlagen aus dem abgeschlossenen Veñahren würden dann der 

Vorbereitung dieser Entscheidung dienen. Eine solche Vorge­

hensweise war allerdings noch nicht Gegenstand gerichtlicher 

Entscheidungen. 

Zu beachten ist, dass § 4 Abs. 1 Satz 1 IFG keinen absoluten 

Schutz gew8hrt. Durch die Formulierung ,soweit" ist nicht der ge­

samte Vorgang von der lnformationsherausgabe ausgeschlossen, 

sondern nur die Aktenbestandteile, die vom Schutzzweck eñasst 

werden. Lassen sich die geschützten Bestandteile in einem Do­

kument eindeutig von den nicht geschützten trennen, dann sind 

diese Teile unkenntlich zu machen und der Rest des Dokuments 

herauszugeben 140• 

4.3 Unter welchen Voraussetzungen, bezogen auf welche 

amtlichen lnformationen und wie lange kann ein lnforma­

tionszugang unter Bezugnahme auf den ungeschriebenen 

Ausschlussgrund ,Kembereich der Exekutive" abgelehnt 

wercten? In welchem Verhaltnis steht dieser Schutzgrund 

zu den in § 3 Nummer 3 b) bzw. § 4 IFG geregelten Aus­

schlussgründen? 

Unter Berufung auf die Gesetzesbegründung zu § 4 IFG141 ist all­

gemein anerkannt, dass neben den in §§ 3 bis 6 IFG normierten 

Ausschlussgründen im Bereich des Regierungshandelns der un­

geschriebene Ausschlussgrund des ,Kernbereichs exekutiver Ei­

genverantwortung" besteht 142• 

140 Schoch, IFG, 2009, § 4 Rn. 30. 
141 BT -Drs. 1 5/4493, S. 12. 
142 BVerwG, Urteil vom 03.1 1 .201 1 ,  Az. 7 e 4.1 1 ,  Rn. 35; Az. 7 e 3.1 1 ,  Leitsatz, Rn. 31 ; 

Schoch, IFG, 2009, Vorbemerkung §§ 3-6, Rn. 20f., § 4 Rn. 45; Debus in Gers­
dorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 201 4, § 4 Rn. 41 f. 
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Diese Rechtsfigur ist vom BVeñG aus dem Grundsatz der Gewal­

tenteilung entwickelt worden. Zur Wahrung der Funktionsfahigkeit 

und Eigenverantwortung der Regierung wird ein lnitiativ-, Bera­

tungs- und Handlungsbereich angenommen, der auch von parla­

mentarischen Untersuchungsausschüssen oder im Rahmen par­

lamentarischer Anfragen grundsatzlich nicht ausforschbar ist143• 

Nach Rechtsprechung des BVerwG muss dieser Schutz der Re­

gierungstatigkeit mindestens in  demselben Umfang gegenüber 

Auskunftsansprüche
.
n von Bürgern gelten. Andernfalls würde er im 

Verhaltnis der Verfassungsorgane untereinander unterlaufen und 

ins Leere gehen144• 

Mithin bezeichnet die vom BVeñG bisher vorgenommene Ausfor­

mung des Kernbereichs exekutiver Eigenverantwortung den Min­

destschutz vor lnformationsansprüchen Dritter, der im Ergebnis 

auch im Rahmen des IFG zu gelten hat. 

Dabei ist das BVerwG der Auffassung, dass dieser Schutz teilwei­

se bereits durch die geschriebenen Ausschlussgründe des 1 FG 

abgedeckt ist und auf den verfassungsunmittelbaren Ausschluss­

grund des Kernbereichs exekutiver Eigenverantwortung erst im 

Falle von Schutzlücken zurückzugreifen ist145• Über den vom 

BVerwG vorgesehenen Rückgriff im Falle von Schutzlücken gelten 

auch bei dieser Vorgehensweise die verfassungsunmittelbaren 

Grenzen des lnformationsanspruchs. 

143 BVerfG, Urteil vom 1 7.07.1 984, Az.. 2 BvE 1 1 .83, 2 BvE 1 5.83, Rn. 1 27f.; Beschluss 
vom 30.03.2004, Az. 2 BvK 1 .01 , Rn. 43f.; Urteil vom 1 7.06.2009 Az. 1 7.06.2009, Az. 
2 BvE 3.07, Rn. 1 22f. 

144 BVerwG, Urteil vom 03. 1 1 .201 1  , Az. 7 e 3.1 1 ,  Rn. 30. 
145 BVerwG, Urteil vom 03.1 1 .201 1 ,  Az.. 7 e 3.1 1 ,Leitsatz, Rn. 31 . 
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4.3.1 Rechtsprechung des BVeñG 

Entscheidend ist demnach, welche MaBstabe das BVeñG bisher 

für den Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung entwickelt hat. 

Für den Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung wird danach 

beispielhaft die Willensbildung der Regierung selbst genannt, so­

wohl hinsichtlich der Erorterung im Kabinett als auch bei der Vor­

bereitung von Kabinetts- und Ressortentscheidungen, die sich 

vornehmlich in ressortübergreifenden und -internen Abstim­

mungsprozessen vollziehen 148• 

Auf diese Beschreibung des Schutzbereichs greift auch die Geset­

zesbegründung zurück147• 

In der Rechtsprechung des BVerfG hat er bisher folgende Konkre­

tisierung erfahren: 

Eine Pflicht der Regierung zur Herausgabe von lnformationen be­

steht danach in der Regel nicht, wenn dies zu einem Mitregieren 

Dritter bei Entscheidungen führen kann, die in der alleinigen Kom­

petenz der Regierung liegen 148• Diese Moglichkeit besteht bei ln­

formationen aus dem Bereich der Vorbereitung von Regierungs­

entscheidungen regelmaBig, solange die Entscheidung noch nicht 

getroffen ist. Die Kontrollkompetenz erstreckt sich daher grund­

satzlich nur auf bereits abgeschlossene Vorgange. Laufende Ver­

handlungen und Entscheidungsvorbereitungen sind zur Wahrung 

146 BVerfG, Urteil vom 1 7.07.1 984, Az.. 2 BvE 1 1 .83, 2 BvE 1 5.83, Rn. 1 27f.; Beschluss 
vom 30.03.2004, Az. 2 BvK 1 .01 , Rn. 43f.; Urteil vom 1 7.06.2009 Az. 2 BvE 3.07, Rn. 
122f. 

147 BT -Drs. 1 5/4493, S. 12. 
148 BVerfG, Urteil vom 1 7.06.2009 Az.. 2 BvE 3.07, Rn. 1 23. 
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eigenverantwortlicher Kompetenzausübung der Regierung ge­

schützt149. 

Aber auch in Bezug auf abgeschlossene Vorgange besteht kein 

unbegrenzter Anspruch auf lnformationsherausgabe aus dem Be­

reich der Vorbereitung von Regierungsentscheidungen. lnformati­

onen aus dem Vorfeld von Regierungsentscheidungen sind nach 

Abschluss des Verfahrens nicht mehr in demselben MaBe ge­

schützt, wie vor dem Verfahrensabschluss, d.h. in der Phase, in 

dar die Kenntnisnahme Dritter diesen einen unmittelbaren Einfluss 

auf die Entscheidung verschaffen würde. Ein lnformationsan­

spruch konnte durch seine einengende Vorwirkung die Regierung 

in der ihr zugewiesenen selbststandigen Funktion beeintrachti­

gen150. 

lnformationsrechta zu abgeschlossenen Vorgangen scheidan da­

nach nicht grundsatzlich immer dann aus, wenn es sich um Aktan 

aus dem Bereich dar Willensbildung der Regierung, einschliaBiich 

der vorbereitenden Willensbildung innerhalb des Ressorts und dar 

Abstimmung zwischen ihnen handelt. Dem parlamentarischen Zu­

griff konnen grundsatzlich auch lnformationen aus dem Bereich 

der regierungsintemen Willensbildung unterliegen, damit das Par­

lament dem Grundsatz der Gewaltenteilung entsprechend seine 

Kontrollrechte gegenüber der Regierung wirksam ausüben kann 151 . 

Es muss daher unter Berücksichtigung der Umstanda des Einzel­

fallas festgestellt werden, ob die Gefahr besteht, dass die Heraus­

gaba solcher lnformationen zu einer einengenden Vorwirkung führt 

und die Funktionsfahigkeit der Regierung beeintrachtigt. Diese Ge-

148 BVerfG, Urteil vom 1 7.07.1 984, Az. 2 BvE 1 1 .83, 2 BvE 1 5.83, Rn. 127f.; Beschluss 
vom 30.03.2004, Az. 2 BvK 1 .01 , Rn. 45f. ; Urteil vom 1 7.06.2009 Az. 2 BvE 3.07, Rn. 
124f. 

150 BVerfG, Urteil vom 1 7.07.1 984, Az. 2 BvE 1 1 .83, 2 BvE 1 5.83, Rn. 127f.; Beschluss 
vom 30.03.2004, Az.. 2 BvK 1 .01 , Rn. 45f., BVerfGE 1 1 0, 199; Urteil vom 1 7.06.2009 
Az. 2 BvE 3.07, Rn. 1 24f. 

151 BVerfG, Beschluss vom 1 7.06.2009, Az. 2 BvE 3.07, Rn. 125. 
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fahr ist nachvollziehbar und substantiiert zu begründen. Der 

Rechtsprechung des BVerfG lassen sich dabei diese hier beispiel­

haft dargestellten MaBstabe entnehmen: Vermerke, die über Ver­

handlungen - auch auf Referentenebene - gefertigt werden und 

etwaige Konfliktpunkte benennen, erfüllen diese Voraussetzung. 

Demgegenüber begründen Rückschlüsse auf die Durchsetzungs­

f8higkeit einer Verhandlungspartei keine solche Gefahr152• 

Sodann muss eine fallbezogene Abwagung zwischen dem parla­

mentarischen lnformationsinteresse153 auf der einen und der Ge­

fahr einer Beeintrachtigung der Funktionsf8higkeit der Regierung 

auf der anderen Seite erfolgen154• Erst wenn diese zugunsten der 

Regierung ausfallt, ist die Herausgabe ausgeschlossen. 

Für die Abwagung legt das BVerfG folgende Kriterien zugrunde: 

lnformationen aus dem Bereich dar Vorbereitung von Regierungs­

entscheidungen, die Aufschluss über den Prozess der Willensbil­

dung geben, sind umso schutzwürdiger, je naher sie der gubema­

tiven Entscheidung stehen. So kommt den Erorterungen im Kabi­

nett besonders hohe Schutzwürdigkeit zu. Je weiter ein lnformati­

onsbegehren in den innersten Bereich der Willensbildung der Re­

gierung eindringt, desto gewichtiger muss das lnformationsbegeh­

ren sein. Die vorgelagerten Beratungs- und Entscheidungsablaufe 

sind demgegenüber einer parlamentarischen Kontrolle in einem 

geringeren MaBe entzogen. Besonders hohes Gewicht kommt 

dem lnformationsinteresse zu, soweit es um die Aufdeckung mog­

licher RechtsverstOBe und vergleichbarer Missstande innerhalb der 

Regierung geht155• 

152 BVerfG, Beschluss vom 30.03.2004, Az. 2 BvK 1 .01 , Rn. 66-69. 
153 Da hier aus einer Entscheidung des BVerfG zitiert wird, bezieht sich das Zitat auf 

das parlamentarische lnformationsinteresse. 
154 BVerfG, Beschluss vom 1 7.06.2009, Az. 2 BvE 3.07, Rn. 145, BVerfGE 124, 78; Be-

schluss vom 30.03.2004, Az. 2 BvK 1 .01 , Rn. 53. 
· 

155 BVerfG, Urteil vom 1 7.06.2009 Az. 2 BvE 3.07, Rn. 1 27. 
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4.3.2 Übertragung der MaBstabe des BVeñG auf den Aus­

kunftsanspruch nach dem IFG 

Für die Anwendung des Kernbereichs exekutiver Eigenverantwor­

tung im Rahmen eines Auskunftsanspruchs nach IFG lasst sich 

daraus Folgendes entnehmen: 

4.3.2.1 L.aufende Verfahren 

lm laufenden Verfahren oder wahrend der Vorbereitung einer Ka­

binetts- oder Ressortentscheidung fallen solche Unterlagen in den 

Anwendungsbereich des Ausschlussgrundes, die zum Bereich der 

Willensbildung der Regierung gehoren. Wie aus dem Beschluss 

des BVerfG vom 30.03.2004 hervorgeht, ist es wahrend des lau­

fenden Entscheidungsvorgangs nicht notwendig, dass die Unter­

lagen Rückschlüsse auf den Prozess der Willensbildung zulassen, 

sondern lediglich, dass sie zur Vorbereitung der Regierungsent­

scheidung verwendet werden. MaBgeblich ist, inwieweit es im Fal­

le einer VerOffentlichung zum Mitregieren Dritter kommen kann 

und AuBenstehenden die Moglichkeit eroffnet wird, in laufende 

Verhandlungen oder Entscheidungsvorbereitungen einzugreifen. 

Dabei kann es bereits ausreichen, dass der Regierung infolge der 

Veroffentlichung die Bestimmung des Zeitpunktes, zu dem eine 

Entscheidung fallen soll, aus der Hand genommen werden konn­

te1se. 

Erfasst sind demnach etwa vorbereitende Vermerke und Stellung­

nahmen auf Referentenebene, oder Ministervorlagen zur Vorberei­

tung auf Entscheidungen oder Verhandlungen 157 ebenso wie die 

156 BVerfG, Beschluss vom 30.03.2004, Az. 2 BvK 1 .01 , Rn. 44, 1 1  O, 1 99 unter Verweis 
auf BVerfG, Urteil vom 1 7.07.1 984, Az. 2 BvE 1 1 .83, 2 BvE 15.83, Rn. 1 27f. 

157 BVeñG, Beschluss vom 30.03.2004, Az. 2 BvK 1 .01 , Rn. 62-69. 
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Vorbereitung auf die Entscheidung in welcher Weise eine parla­

mentarische Anfrage beantwortet wird158• 

Wahrend eines laufenden Vorgangs ist es für das Eingreifen des 

Ausschlussgrundes ausreichend, dass es sich um Unterlagen aus 

dem Bereich der Willensbildung der Regierung handelt159• Aller­

dings muss ihr Bezug zur Regierungsentscheidung nachvollzieh­

bar dargelegt werden 180• 

Die zum Anwendungsbereich des Kernbereichs exekutiver Eigen­

verantwortung gehOrenden Unterlagen sind vor Abschluss eines 

Vorgangs weitgehend bereits vom Schutz des § 3 Nr. 3 b) und § 4 

Abs. 1 Satz 1 IFG eñasst. Schutzlücken, die einen Rückgriff auf 

den Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung eñordern, sind al­

lerdings im Hinblick auf Unterlagen denkbar, die für die Willensbil­

dung in der Regierung von Bedeutung sind und daher ,zum Be­

reich der Willensbildung der Regierung" gehoren, sich aber zum 

einen nicht oder nicht eindeutig unter das Tatbestandsmerkmal 

,Beratung" im Sinne des § 3 Nr. 3 b) IFG subsumieren lassen und 

denen zum anderen die für § 4 Abs. 1 Satz 1 IFG notwendige Un­

mittelbarkeit der Vorbereitung fehlt. Dies kann insbesondere bei 

solchen im Ministerium erstellten Unterlagen gegeben sein, die 

von der Regierung als Beratungsgrundlage zur Entscheidungsfin­

dung herangezogen werden ohne von vornherein zur Vorbereitung 

einer bestimmten Entscheidung vorgesehen zu sein. Ein weiterer 

Anwendungsbereich des Kernbereichs exekutiver Eigenverantwor­

tung ergabe sich dann, wenn sich die oben dargestellte Ansicht 

durchsetzen sollte, wonach in Anlehnung an den zum UIG entwi­

ckelten Beratungsbegriff des BVerwG der Beratungsbegriff nicht 

den Beratungsgegenstand und das Beratungsergebnis eñasst. Da 

es bei Unterlagen, die vornehmlich Tatsachengrundlagen beinhal­

ten, nicht ohne weiteres ersichtlich ist, warum sie zum Bereich der 

158 BVerfG, Urteil vom 1 7.06.2009 Az.. 2 BvE 3.07, Rn. 1 74. 
159 BVerfG, Urteil vom 1 7.06.2009 Az.. 2 BvE 3.07, Rn. 1 72. 
160 BVerfG, Urteil vom 1 7.06.2009 Az. 2 BvE 3.07, Rn. 1 75. 
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Willensbildung der Regierung gehoren, muss der Bezug dieser 

Dokumente zur betreffenden Regierungsentscheidung nachvoll­

ziehbar dargelegt werden. 

4.3.2.2 Abgeschlossene VorgAnge 

Bei abgeschlossenen Vorgangen konnen hingegen nur solche ln­

formationen geschützt sein, bei deren Veroffentlichung die Gefahr 

einer einengenden Vorwirkung besteht. Sie müssen daher Rück­

schlüsse auf die Willensbildung innerhalb der Regierung zulassen 

und die Befürchtung einer spateren Veroffentlichung muss den 

Willensbildungsprozess in der Regierung beeintrachtigen konnen. 

Hier dürfte es kaum Konstellationen geben, die sich nicht bereits 

unter § 3 Nr. 3 lit. b) IFG subsumieren lassen. Dabei lasst sich auf 

die Anforderungen an die Begründungserfordernisse in Entschei­

dungen des BVerfG zurückgreifen, von denen zwei soeben bei­

spielhaft dargestellt wurden. 

Vom BVerwG ist bisher ausdrücklich offen gelassen worden, in 

welcher Weise bei Schutzlücken hinsichtlich abgeschlossener 

Vorgange die verfassungsunmittelbaren Grenzen des Herausga­

beanspruchs über den Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung 

geschützt werden 161 • Daher ist ebenfalls ungeklart, ob und wenn ja 

auf welche Weise die vom BVerfG in Bezug auf die Kontrollrechte 

des Parlaments geforderte Abwagung auch im Rahmen eines An­

spruchs nach IFG vorzunehmen ist. Der Ausschlussgrund des 

Kernbereichs exekutiver Eigenverantwortung scheiterte in den bis­

her entschiedenen Fallen bereits am Fehlen vorrangig zu prüfender 

Voraussetzungen. 

181 BVerwG, Urteil vom 03. 1 1 .201 1 ,  Az. 7 e 4.1 1 ,  Rn. 34; Az. 7 e 3.1 1 ,  Leitsatz, Rn. 31 ; 
Debus in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 2014, § 4 IFG Rn. 41 . 
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Es bleibt daher abzuwarten, wie der Kernbereichsschutz hinsicht­

lich abgeschlossener Vorgange durch die Rechtsprechung ausge­

formt wird. 

Zu klaren ware insbesondere, inwieweit die vom BVerfG entwickel­

ten Abwagungsgrundsatze zum Verhaltnis zwischen Parlament 

und Regierung auf das Verhaltnis Antragsteller und Regierung 

übertragbar sind. Bisher hat das BVerwG lediglich auf die vom 

BVerfG entwickelten Abwagungskriterien hingewiesen, wonach ln­

formationen umso schutzwürdiger sind, je naher sie der gubernati­

ven Entscheidung, insbesondere der Erorterung im Kabinett ste­

hen. Dazu, ob die zugrundeliegende Abwagung auch im Rahmen 

eines Anspruchs nach dem IFG vorzunehmen ist oder ob dieser 

Beeintrachtigungsgrad an anderer Stelle zu berücksichtigen ist, 

hat es hingegen keine Ausführungen gemacht162• 

In Bezug auf eine solche Abwagung ware jedenfalls zu berücksich­

tigen, dass die Grenzen des lnformationsanspruchs gegenüber der 

Regierung verfassungsunmittelbar sind, wahrend das Recht auf ln­

formationszugang des Bürgers, anders als die Kontrollrechte des 

Parlaments, keinen unmittelbaren verfassungsrechtlichen Schutz 

genieBen. Einen verfassungsunmittelbaren Anspruch auf lnforma­

tionszugang aus nicht allgemein zuganglichen Quellen lasst sich 

nicht unmittelbar aus den Grundrechten ableiten163• Er ist vielmehr 

nur einfachgesetzlich legitimiert. Verfassungsrechtlich gesichert ist 

die Kontrollfunktion des Parlaments. Eine solche kommt dem An­

tragsteller gegenüber der Regierung nicht zu. In die Abwagung 

wird jedoch der Grund des parlamentarischen lnformationsbegeh­

rens mit einbezogen. Demgegenüber ist der Anspruch nach IFG 

voraussetzungslos. Der Verwendungszweck ist meist nicht be­

kannt. Diese Aspekte müssten zugunsten des lnteresses an der 

Funktionsfahigkeit der Regierung gewichtet werden. 

162 BVerwG, Urteil vom 03.1 1 .201 1 ,  Az. 7 e 3.1 1 ,  Rn. 30 f. 
183 Schoch, IFG, 2009, Einleitung, Rn. 52f. 
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Das VG Berlin hat in einer kürzlich ergangenen Entscheidung164 die 

vom BVerfG entwickelten Abwagungsgrundsatze auf den Aus­

kunftsanspruch nach IFG übertragen. lm konkreten Fall hatte ein 

Journalist Zugang zu einem Kabinettsprotokoll begehrt, das den 

Entwurf zu einer inzwischen in Kraft getretenen Gesetzesanderung 

betrifft. Das lnforrnationsbegehren wurde erst in der Klage, also 

nicht bereits im Antrag oder im Widerspruch, begründet. Er wolle 

wissen, warum das Kabinett dem Entwurf, der nach einhelliger 

Auffassung unvernünftig sei, zugestimmt habe und ob es zu sach­

fremder Einflussnahme durch Lobbyverbande gekommen sei. Das 

Gericht hat die Ausführungen des Klagers dahingehend ausgelegt, 

dass sein Begehren dem Zweck diene, die ,gesellschaftliche De­

batte um die Sinnhaftigkeit" des betreffenden Gesetzes zu unter­

stützen. Unter Heranziehung der van ihm so ausgelegten Begrün­

dung hat das VG das lnformationsinteresses gegenüber dem lnte­

resse an der Funktionsfahigkeit der Regierung gewichtet. Dabei 

hat es insbesondere auf das vom BVerfG entwickelte Kriterium der 

Aufdeckung moglicher RechtsverstoBe165 zurückgegriffen, das es 

jedoch nicht als ausreichend dargelegt ansah. 

An dieser Entscheidung zeigt sich, dass die Abwagungsgrundsat­

ze des BVerfG nur bedingt auf den Anspruch nach IFG übertragbar 

sind. Da der Antrag auBer bei personenbezogenen Daten nicht be­

gründet werden muss und Antragsgründe moglicherweise erst im 

Widerspruchs- oder Klageverfahren vorgetragen werden, konnte 

die informationspflichtige Stelle die Antragsgründe bei Entschei­

dung über den Antrag nicht in ihre Abwagung einbeziehen. Zudem 

ware für die Abwagung entscheidend, welche Antragsgründe die 

Widerspruchsbehorde oder das Gericht aus dem Vorbringen des 

Klagers herausliest, da der Antragsteller nicht gezwungen ist, aus­

drückliche Antragsgründe zu formulieren. Werden keine Antrags-

164 VG Berlin, Urteil vom 25.02.2016, Az. VG 2 K 1 80.14, noch nicht rechtskraftig. 
185 BVerfG, Urteil vom 1 7.06.2009, Az. 2 BvE 3.07, Rn. 1 27. 
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gründe genannt, dann kann nur eine Abwagung zwischen dem 

konkret begründeten lnteresse an der Funktionsfahigkeit der Re­

gierung und dem abstrakten lnteresse am lnformationszugang ge­

troffen werden. Eine solche Abwagung dürfte in der Regel zu Las­

ten des lnformationsinteresses ausgehen. lnwieweit bei der Abwa­

gung zu berücksichtigen ist, dass es sich beim lnformationsan­

spruch nach IFG nur um einen einfachgesetzlichen Anspruch han­

delt, der einem verfassungsrechtlich gesicherten Anspruch gegen­

übersteht, wurde vom VG allerdings nicht problematisiert. 

4.4 Andert sich etwas an der Rechtslage, wenn ein abge­

schlossenes Verfahren wieder aufgegriffen wird? Sind 

dann auch bereits zum ursprünglichen (zunachst abge­

schlossenen) Vorgang gehorende lnformationen einem 

Zugang nach IFG entzogen? 

Wird ein abgeschlossenes Verfahren wieder aufgegriffen, so han­

delt es sich danach emeut um ein laufendes Verfahren. Die im 

Vorgang enthaltenen Unterlagen sind dann gemaB § 4 Abs. 1 IFG 

geschützt, wenn sie auch die neue Entscheidung unmittelbar vor­

bereiten. Wie bereits oben unter 4.2.2 dargelegt, kann es für den 

Begriff der Unmittelbarkeit nach dem Schutzzweck der Norm nicht 

allein auf den zeitlichen Zusammenhang zwischen Entscheidung 

und Erstellen der vorbereitenden Unterlagen ankommen, sondem 

auf die zum Zeitpunkt der Entscheidung über das Herausgabever­

langen bestehende Zweckbestimmung. lm Rahmen eines Wieder­

aufgreifens wird die ursprüngliche Zweckbestimmung aktualisiert, 

soweit die Unterlagen auch für die neue Entscheidung relevant 

sind. Entwürfe zur ursprünglichen Entscheidung dürften im wie­

deraufgegriffenen Verfahren als Arbeiten zur unmittelbaren Vorbe­

reitung einzuordnen sein, soweit sie zur Vorbereitung der neuen 

Entscheidung herangezogen werden. Ein Entwurf für die neue Ent­

scheidung sind sie hingegen nicht. 
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Da § 4 Abs. 1 IFG keinen pauschalen Schutz fOr alle Unterlagen 

eines laUfenden Verfahrens bietet, gilt dies auch im wiederaUfge­

griffenen Veñahren. Die Bedeutung der Unterlagen aus dem alten 

Veñahren für die neue Entscheidung solita daher vorgetragen 

werden. 
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5. Belange Dritter (Datenschutz, Betriebs- 1 Geschiiftsge­

heimnisse) 

5.1 Unterstellt, die Betroffenen haben im Rahmen der Drittbe­

teiligung ausdrücklich nicht in eine Herausgabe der sie 

betreffenden lnformationen eingewilligt: Unter welchen 

Voraussetzungen sind lnformationen Dritter (z.B. auBer­

halb von behardlichen Anhorungen eingehende Schreiben 

von lnteressenverbanden, einzelnen Unternehmen oder 

auch Privaten an die Hausleitung) vom IFG-Zugang aus­

genommen? 

Personenbezogene Daten, in deren Herausgabe die betroffenen 

Dritten nicht eingewilligt haben, dürfen gemaB § 5 Abs. 1 Satz 1 

IFG nur dann herausgegeben werden, soweit das lnformationsin­

teresse des Antragstellers das schutzwürdige lnteresse des Dritten 

am Ausschluss des lnforrnationszugangs überwiegt. Bei besonde­

ren personenbezogenen Daten im Sinne des § 3 Abs. 9 BDSG ist 

der lnforrnationszugang gemaB § 5 Abs. 1 Satz 2 IFG allein auf­

grund der fehlenden Einwilligung ausgeschlossen. 

Personenbezogene Daten bestimmen sich im Rahmen des IFG 

nach der Legaldefinition in § 3 Abs. 1 BDSG166• Danach sind dies 

Einzelangaben über personliche oder sachliche Verhaltnisse einer 

bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person. Umfasst sind 

auch Einzelangaben über Handlungen, AuBerungen und sonstige 

Verhaltensweisen konkreter Personen. Geschützt wird die Verbin­

dung zwischen dem jeweiligen personenbezogenen Datum und 

dem Dritten. 

166 OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 1 7.06.201 2, Az. OVG 1 2  8 34. 10, Rn. 25; Gu­
ckelberger in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 201 4, § 5 IFG, Rn. 3; 
Schoch, IFG, 2009, § 5, Rn. 1 6. 
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Dabei betreffen personenbezogene Einzelangaben die Person 

selbst. Sie umfassen beispielsweise Namen, Alter, Familienstand, 

Konfession, Beruf, Staatsangehorigkeit, Gesundheitszustand oder 

Adresse, ebenso wie innere Einstellungen, Wünsch und Motive. 

Sachbezogene Einzelangaben betreffen den Bezug zwischen einer 

Person und einer Sache, beispielsweise Grundbesitz 167• 

Noch nicht abschlieBend gekl�rt ist, ob und in welchem Umfang 

personenbezogene Daten im Sinne des § 5 IFG auch Einzelanga­

ben zu juristischen Personen betreffen. Das VG Stuttgart168 und 

das VG Hamburg 169 haben dies bisher ausgeschlossen. Auch das 

OVG Nordrhein-Westfalen hat den Schutz durch § 5 Abs. 1 IFG 

nur für natürliche Personen angenommen und zuvor den Schutz 

juristischer Personen durch § 9 Abs. 1 Satz 1 UIG (Offenbarung 

personenbezogener Daten) i. V. m. § 3 Abs. 1 BDSG ausdrücklich 

abgelehnt170• Andererseits konnen nach Auffassung des BVerfG 

auch juristische Personen des privaten Rechts Tr�ger des Grund­

rechts auf informationelle Selbstbestimmung sein (Art. 2 i. V. m. 

Art. 1 9  Abs. 3 GG), allerdings nur soweit sie in ihrem grundrecht­

lich geschützten T�tigkeitskreis von der lnformationsherausgabe 

betroffen sind171 • Ob dies auf die Anwendung des § 5 Abs. 1 IFG 

auf juristische Personen durchschl�gt, bleibt abzuwarten. 

Wenn die Einzelangaben zur juristischen Person Rückschlüsse auf 

Arbeitnehmer oder Mitglieder zulassen, dann sind die Daten als 

personenbezogene Daten vom lnformationszugang ausgeschlos­

sen172. 

167 Guckelberger in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 2014 ,  § 5 IFG, Rn. 
3.1 . 

188 VG Stuttgart, Urteil vom 1 8.08.2009, Az. 8 K 1 01 1 .09, Rn. 31 . 
188 VG Hamburg, Urteil vom 07.05.2010, Az. 1 9  K288.1 0, Rn. 44. 
170 OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 01 .03.201 1 ,  Az. 8 A 3357.08, Rn. 1 42 und 

202. 
171 BVerfG, Urteil vom 1 3.06.2007, Az. 1 BvR 1 550.03, 1 BvR 2357.04, 1 BvR 603.05, 

Rn. 1 57. 
172 Guckelberger in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 2014, § 5 IFG, Rn. 

3.2. 
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Normzweck des § 5 I FG ist der Schutz personenbezogener Daten 

und damit des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung 

(Art. 2 Abs. 1 i. V. m. M. 1 Abs. 1 GG)173• Das Grundrecht gewahr­

leistet die Befugnis des Einzelnen, grundsatzlich selbst über die 

Preisgabe und Verwendung seiner personlichen Daten zu bestim­

men. Einschrankungen dieses Rechts sind nur im überwiegenden 

Allgemeininteresse durch eine verfassungsmaBige gesetzliche 

Grundlage zulassig. Voraussetzungen und Umfang der Beschran­

kung müssen darin hinreichend klar umschrieben und der Grund­

satz der VerhaJtnismaBigkeit beachtet sein174• Der Kembereich pri­

vater Lebensgestaltung muss unangetastet bleiben. 

Daher ist gemaB § 5 IFG der Zugang zu personenbezogenen Da­

ten grundsatzlich ausgeschlossen. Er darf nur unter den Voraus­

setzungen des § 5 Abs. 1 Satz 1 und 2 IFG dennoch erfolgen. 

5.1 .1 § 5 Abs. 1 Satz 1 IFG 

Bei fehlender Einwilligung ist dem lnformatioAsinteresse des An­

tragstellers das schutzwürdige lnteresse des Dritten am Aus­

schluss des lnformationszugangs gegenüberzustellen. Für einen 

Ausschluss des lnformationszugangs muss letzteres überwiegen. 

Daher dürfen keine Zweifel bestehen, dass die lnteressen des An­

tragstellers hoher zu bewerten sind, als die des Dritten. Bei 

Gleichwertigkeit von lnformationsinteresse und schutzwürdigem 

lnteresse des Dritten ist der Antrag abzulehnen. Damit wird die ge­

setzgeberische Wertung umgesetzt, wonach der Schutz perso­

nenbezogener Daten grundsatzlich Vorrang vor dem lnformations­

interesse des Antragstellers genieBt. Nur wenn die lnteressenlage 

173 BT -Drs. 1 5/4493, S. 13. 
174 BVerfG, Urteil vom 1 5.1 2. 1983, Az. 1 BvR 209.83, 1 BvR 269.83, 1 BvR 362.83, 1 

BvR 420.83, 1 BvR 440.83, 1 BvR 484.83, Leitsatz. 
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im Einzelfall anders zu bewerten ist, kann das lnformationsinteres­

se überwiegen175• 

5.1 .1 . 1 . Schutzwürdiges lnteresse des Dritten am lnformations­

ausschluss 

Bei der Ermittlung des schutzwürdigen lnteresses des Dritten am 

lnformationsausschluss ist nicht nur zu klaren, welche schützens­

werten Belange im Einzelfall berührt sind, sondern auch in wel­

chem MaBe diese schutzwürdig sind176• 

Das schutzwürdige lnteresse des Dritten an der Herrschaft über 

seine personenbezogenen Daten beruht auf dem Recht auf infor­

mationelle Selbstbestimmung. Es wird durch deren Weitergabe an 

AuBenstehende gegen seinen ausdrücklich erklarten Willen be­

rührt. 

Einzelangaben zu juristischen Personen sind jedenfalls nach bis­

heriger Rechtsprechung nicht vom Schutz personenbezogener 

Daten im Sinne des § 5 IFG eñasst. Daher muss bei der Ermittlung 

des schutzwürdigen lnteresses im Hinblick auf die im Beispielsfall 

genannten Schreiben von Unternehmen und lnteressenverbanden 

differenziert werden, welche der darin enthaltenen Angaben aus­

schlieBiich das Untemehrnen oder den Verband betreffen und wel­

che Daten Aufschluss über personliche oder sachliche Verhaltnis­

se des Veñassers octer anderer bestimmter oder bestimmbarer na­

türlicher Personen enthalten. 

Das MaB der Schutzwürdigkeit richtet sich nach der Art der her­

ausverlangten personenbezogenen Daten. Das Recht auf informa-

175 Schoch, IFG, 2009, § 5, Rn. 23; Guckelberger in Gersdorf/Paal, lnforrnations- und 
Medienrecht, 201 4, a.a.O. § 5 1FG, vor Rn. 1 ;  BT-Drs. 1 5/4493, S. 1 3  

178 Schoch, IFG, 2009, § 5, Rn. 35; Guckelberger in Gersdorf/Paal, lnformations- und 
Medienrecht, 2014,  § 5 I FG Rn. 1 1 .  
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tionelle Selbstbestimmung ist nicht schrankenlos geschützt. Es ist 

nicht ausschlieBiich dem Betroffenen im Sinne einer absoluten und 

uneinschránkbaren Herrschaft über seine Daten zugeordnet, son­

dern er muss Einschránkungen seines Rechts im überwiegenden 

Allgemeininteresse hinnehmen177• In welchem MaBe der Einzelne 

Einschrankungen hinnehmen muss, richtet sich daher auch im 

Rahmen der Abwagung gemaB § 5 IFG danach, inwieweit er als in 

der Gemeinschaft lebender Bürger in Kommunikation mit anderen 

tritt und durch sein Verhalten auf andere einwirkt und dadurch die 

personliche Sphare seiner Mitmenschen oder Belange der Ge­

meinschaft berührt178• Je rnehr die Sphare Anderer oder die Belan­

ge der Gemeinschaft tangiert sind, umso geringer ist seine 

Schutzwürdigkeit. 

Das OVG Berlin-Brandenburg179 und das VG Berlin180 greifen dem­

entsprechend in ihren Entscheidungen auf die vom BVeñG im 

Rahmen der Spharentheorie entwickelte Dreiteilung zurück. Sie 

sieht eine Staffelung in einen absolut geschützten Kernbereich pri­

vater Lebensgestaltung, die Privatsphare, bei der an die Rechtma­

Bigkeit von Eingriffen strenge Anforderungen gestellt werden, und 

die Sozialsphare mit geringer Belastungsintensitat vor 181 • 

Für die Frage, wann personenbezogene Daten der Privatsphare 

zuzuordnen sind, kann daher die Rechtsprechung des BVeñG her­

angezogen werden. Am Schutz der Privatsphare nimrnt danach 

die vertrauliche Kommunikation teil. Davon eñasst ist auch der 

Aspekt der Meinungskundgabe und die damit angestrebte Einwir­

kung auf die Meinungsbildung Dritter182• Allerdings bezieht sie sich 

auf Angelegenheiten, die wegen ihres lnformationsinhalts typi-

177 OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 20.03.2012, Az. OVG 1 2  B 27.1 1 ,  Rn. 25; 
BVerfG Beschluss vom 14.1 2.2001 , Az. 2 BvR 152.01 , Rn. 1 1  f. 

178 BVerfG, Beschluss vom 14.1 2.2001 , Az. 2 BvR 1 52.01 , Rn. 1 2. 
179 OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 20.03.201 2, Az. OVG 1 2  B 27 .1 1 ,  Rn. 26. 
180 VG Berlin,  Urteil vom 1 5.05.201 3, Az. 2 K 8.13, Rn. 25. 
181 Siehe hierzu ausführlich Di Fabio in Maunz-Dürig, Grundgesetz, 2001 , Art. 2 Rn. 

158-1 62. 
182 BVerfG, Beschluss vom 26.04.1 994, Az. 1 BvR 1 689.88, Rn. 22f. 
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scherweise als privat eingestuft werden183• Entscheidend ist die ln­

teraktion mit ausgewahlten Vertrauten, Freunden oder Familien­

mitgliedern 184• 

Schreiben Dritter an die Hausleitung sind daher nur dann der Pri­

vatsphare zuzurechnen, wenn sie ihrem lnhalt nach und aufgrund 

der vertrauten Beziehung zwischen Verfasser und Hausleitung ei­

nen personlichen Jnhalt haben. Solche Schreiben oder jedenfalls 

die privaten Teile eines solchen Schreibens werden jedoch in der 

Regel schon nicht als amtliche lnformation zu bewerten sein, weil 

es an einer amtlichen Zweckbestimmung gemaB § 2 Abs. 1 IFG 

fehlt. Sie sind bereits aus diesem Grund von einem lnformations­

zugang ausgeschlossen. Denkbar sind auch Schreiben, bei denen 

privater und beruflicher Anlass so miteinander verwoben sind, 

dass sie sich nicht ohne weiteres trennen lassen. Dies kann etwa 

bei Einladungen zu gesellschaftlichen Anlassen oder Glück­

wunschschreiben gegeben sein .  Solche Schreiben lassen sich 

nicht ausschlieBiich der Privatsphare zurechnen. Die Übergange 

zwischen den Spharen sind nach der Rechtsprechung des BVerfG 

jedoch nicht starr, sondern flieBend185• Dementsprechend ist der 

prívate Anteil bei der Beurteilung des Schutzwürdigkeitsgrades zu 

berücksichtigen. 

Schreiben von Dritten, die keinen personlichen lnhalt haben, geho­

ren nicht der Privatsphare an. 

Wendet sich der Dritte ausschl ieBiich mit einem unternehmeri­

schen Anliegen an die Behorde, dann ist der lnhalt - soweit es sich 

dabei um personenbezogene Daten handelt - der Sozialsphare zu­

zurechnen, wodurch unter dem Gesichtspunkt der informationellen 

Selbstbestimmung zunachst ein weniger hoher Grad an Schutz­

würdigkeit begründet wird. 

183 BVerfG, Urteil vom 1 5.1 2 .1999, Az. 1 BvR 653.96, Rn. 73. 
184 BVerfG, Beschluss vom 26.04.1 994, Az. 1 BvR 1 689.88, Rn. 22f. 
185 Di Fabio in Maunz-Oürig, Grundgesetz, 2001 ,  Art. 2 Rn. 1 61 .  
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Aber auch bei der Sozialsphare zugehorigen personenbezogenen 

Daten ist das Vertrauen darauf zu berücksichtigen, dass die per­

sonenbezogenen Daten nicht an AuBenstehende gelangen. 

Zur Beurteilung der Schutzwürdigkeit kommt es allerdings darauf 

an, inwieweit der Dritte Anlass hatte, darauf zu vertrauen. Dies 

wurde von der Rechtsprechung für Daten zur Teilnahme an elner 

vom Bundeskanzleramt ausgerichteten Geburtstagsfeier unter 

Verweis auf den wissentlichen Eintritt in den Bereich des offentli­

chen Meinungsaustausches abgelehnt186• Ebenso wurde im Rah­

men des IFG Bln die Schutzwürdigkeit des Vertrauens bei Verof­

fentlichung nicht gewahlter Kandidaten einer IHK Vollversammlung 

abgelehnt, und zwar trotz eines Beschlusses der Vollversammlung 

diese nicht bekannt zu geben. Zur Begründung führte das Gericht 

aus, der Beschluss habe sich nur auf die Bekanntgabe nach den 

Bestimmungen der Wahlordnung bezogen, nicht jedoch auf den 

lnformationszugang nach dem IFG Bln187• Diese sehr formalisti­

sche Herangehensweise wird der lnteressenlage nicht gerecht. Vor 

dem Hintergrund, dass die Vereinbarung der vertraulichen Be­

handlung von lnformationen im Sinne des § 3 Nr. 7 IFG auch kon­

kludent erfolgen kann, ist die Forderung, die Nichtbekanntgabe 

müsse sich ausdrücklich auch auf eine Herausgabe nach dem IFG 

Bln beziehen, überzogen. Welches Gewicht eine solche Vertrau­

lichkeitsabrede für das MaB der Schutzwürdigkeit und damit auch 

in der Abwagung hat, folgt aber letztlich nicht nur aus ihrer Exis­

tenz, sondern aus ihrer Begründung. 

lm Hinblick auf Schreiben Privater oder inhabergeführter Unter­

nehmen sind auch Konstellationen denkbar, in denen personliche 

politische Meinungen der Verfasser geauBert werden. Dabei han-

186 OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 20.03.2012,  k. OVG 12 8 27.1 1 ,  Rn. 26. 
187 VG Berlin, Urteil vom 1 5.05.2013, k. 2 K 8.13, Rn. 23-28. 
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delt es sich um besondere personenbezogene Daten gemaB § 3 

Abs. 9 BDSG188, namlich Angaben über 

• die rassische und ethnische Herkunft, 

• politische Meinungen, 

• religiosa oder philosophische Überzeugungen, 

• Gewerkschaftszugehorigkeit, 

• Gesundheit oder 

• Sexualleben. 

Sie dürfen gemaB § 5 Abs. 1 Satz 2 IFG nur mit ausdrücklicher 

Einwilligung des Betroffenen herausgegeben werden. 

Unter Umstanden kann es schwierig sein, zwischen einer politi­

schen Meinung des Verfassers und einer van unternehmerischen 

lnteressen geleiteten Situationseinschatzung zu trennen. In  einem 

solchen Fall dürfte es empfehlenswert sein, danach zu entschei­

den, welcher Anteil überwiegt. Wird das Schreiben vorrangig 

durch die politische MeinungsauBerung des Verfassers gepragt, ist 

der lnformationszugang gemaB § 5 Abs. 1 Satz 2 IFG ausge­

schlossen, wenn keine ausdrückliche Einwilligung erteilt worden 

ist. Handelt es sich im Wesentlichen um zweckgerichtete, im poli­

tischen und wirtschaftlichen Kontext vorgetragene Einschatzun­

gen, so ist das Schreiben nach § 5 Abs. 1 Satz 1 IFG zu beurteilen, 

aber bei der Ermittlung der Schutzwürdigkeit zu berücksichtigen, 

dass Rückschlüsse auf die politische Meinung des Verfassers 

moglich sind und daher ein hoher Grad an Schutzwürdigkeit ge­

geben ist. 

Laut Gesetzesbegründung ist zugunsten des Dritten der Verwen­

dungszusammenhang der Daten zu berücksichtigen, aus dem sich 

sowohl das Eigeninteresse der Behorde als auch das des Dritten 

selbst an der Geheimhaltung ergeben kann189• Die Gesetzesbe-

188 Schild in Wolff/Brink, Datenschutzrecht in Bund und Uindern, 201 3, § 3 BDSG 
Rn. 1 50. 

189 BT-Drs. 1 5/4493, S. 1 3. 
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gründung nennt insbesondere den sicherheitsbehordlichen Be­

reich. Der Verwendungszusammenhang ist dann von Bedeutung, 

wenn die Behorde die personenbezogen Daten aus eigenem lnte­

resse geheim halt, weil es zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendig 

ist190• Hinsichtlich der im Beispiel genannten Schreiben Dritter an 

die Hausleitung ist eine derartige lnteressenlage beispielsweise 

denkbar, wenn die darin enthaltenen personenbezogenen Daten 

zur Aufklarung von Missstanden in einem Unternehmen benotigt 

werden (,Whistleblower"). 

Das MaB der Schutzwürdigkeit richtet sich auch stets nach den 

Folgen, die eine Herausgabe personenbezogener Daten für den 

Dritten hat. Eine Stigmatisierung oder eine ldentifizierbarkeit und 

personliche Einschrankungen im privaten Umfeld begründen ein 

hohes MaB an Schutzwürdigkeit191 • Das VG Berlin hat jedoch be­

rufliche Nachteile durch Herausgabe der Namen von nicht in eine 

IHK Vollversammlung gewahlten Kandidaten verneint. Zum einen, 

weil die Ergebnisse auch anderweitig hatten in Erfahrung gebracht 

werden konnten, zum anderen weil die Nichtgewahlten selbst dies 

im Rahmen des Beteiligungsverfahrens nicht geauBert hatten192• 

Bei Schreiben von Unternehmen und lnteressenverbanden ist zwi­

schen den Folgen für das Unternehmen und den lnteressenver­

band und für die darin genannten natürlichen Personen zu diffe­

renzieren. Vom Schutzumfang des § 5 Abs. 1 IFG sind bisher wie 

oben dargestellt nur natürliche Personen erfasst. 

190 Schoch, IFG,  2009, § 5 Rn. 35; BVerwG, Beschluss vom 01 .12.201 5, Az.. 20 F 9.1 5, 
Rn. 8-1 0. 

191 OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 08.05.201 4, Az.. OVG 1 2  B 4.12, Rn. 36; 
Schoch, IFG, 2009, § 5 Rn. 35. 

192 VG Berlin, Urteil vom 15.05.201 3, Az.. 2 K 8.13, Rn. 28. 
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5.1 .1 .2 AbwAgung 

Die so ermittelten schutzwürdigen lnteressen am Ausschluss des 

lnformationszugangs sind einzelfallbezogen gegen das lnforma­

tionsinteresse abzuwagen. Für bestimmte personenbezogene Da­

ten geben § 5 Abs. 2 bis 4 1FG AbwagungsmaBstabe vor. 

§ 5 Abs. 3 und 4 IFG lassen in  Bezug auf Name, Titel, akademi­

schen Grad, Berufs- und Funktionsbezeichnung, Büroanschrift 

und Telefonnummer das lnformationsinteresse überwiegen, wenn 

es sich um Gutachter oder Sachverstandige handelt, die in einem 

Verfahren Stellungnahmen abgegeben haben oder um Bearbeiter 

und die weiteren dort genannten Voraussetzungen erfüllt sind. 

§ 5 Abs. 2 IFG betrifft Personaldaten und Berufsgeheimnisse, die 

nur selten Gegenstand entsprechender Schreiben sein dürften. 

Andernfalls ware ein lnformationszugang insoweit ausgeschlos­

sen. 

Darüber hinaus enthalt § 5 IFG keine Konkretisierung, welche Be­

langa im Einzelnen in die Abwagung einzustellen sind und wie sie 

im Verhaltnis zueinander zu gewichten sind. 

Nach der Gesetzesbegründung ist zugunsten des einzelnen An­

tragstellers auch das lnformationsinteresse der Allgemeinheit zu 

berücksichtigen. Gleichzeitig erfolgt die Klarstellung, dass der An­

spruch trotz der Berücksichtigung des offentlichen lnteresses an 

der Transparenz ausgeschlossen ist, wenn der Antragsteller über­

wiegend Privatinteressen verfolgt193• 

Bei der Gewichtung von schutzwürdigem lnteresse des Dritten 

gegenüber dem lnformationsinteresse muss dem grundrechtlichen 

193 BT-Drs. 1 5/4493, S. 13. 
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Schutz der informationellen Selbstbestimmung angernessen 

Rechnung getragen werden. Dafür ist auf die konkreten Umstande 

des Einzelfalls abzustellen194. Zusammenfassend lasst sich sagen, 

dass das Gewicht des schutzwürdigen lnteresses entsprechend 

dem Grad seiner Schutzwürdigkeit steigt. Aus der Rechtsprechung 

ist bisher folgende Gewichtung abzulesen: 

Überwiegen des lnformationsinteresses: 

• lnteresse an der Herausgabe von Einladungsadressverteiler, 

Gasteliste, Sitzordnung und einer Sammelrechnung der 

Kanzlerküche zum Zweck einer Untersuchung der Verflech­

tung von Politik und Wirtschaft überwiegt gegenüber dem 

Geheimhaltungsinteresse der geladenen Gaste, das aus 

den bereits beschriebenen Gründen als gering einzustufen 

sei1a5. 

• lnteresse an der Herausgabe eines Vorgangs, der die Be­

schwerde eines identifizierbaren lnformationsgebers über 

das Verhalten eines Wahlbeobachters bei einer OSZE Mis­

sien enthalt, durch den Wahlbeobachter selbst. Die gewich­

tigen Folgen, die aufgrund einer moglichen Gefahrlichkeit 

des ehemaligen Wahlbeobachters bestehen konnten, seien 

nicht ausreichend dargelegt worden. Die Berufung auf die 

subjektive Einschatzung des lnformationsgebers sei nicht 

ausreichend. Dem lnformationsinteresse kame aufgrund der 

Betroffenenstellung erhebliches Gewicht zu196. 

• lnteresse an der Herausgabe von Wahlergebnissen der 

Vollversammlung der IHK überwiegt gegenüber dem Ge-

194 OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 20.03.2012, Az.. 12  B 27.1 1 ,  Rn. 25. 
195 OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 20.03.2012, Az. 12 B 27.1 1 ,  Rn. 22-27; kritisch 

hierzu Kunze/Duhme, SMS der Bundeskanzlerin-lst die lnforrnationsfreiheit (fast) 
grenzenlos?, DVBI 2013, S. 837. 

198 OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 28.06.2013, Az. OVG 12  B 9.1 2, Rn. 41 . 
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heimhaltungsinteresse der nichtgewahlten Kandidaten zum 

Zweck einer groBeren Transparenz bei der Wahlauswertung 

und die Wahllegitimation in der Wahlgruppe. Das Geheim­

haltungsinteresse ist demgegenüber aus den oben bereits 

beschriebenen Gründen als gering einzustufen197• 

Überwiegen des Geheimhaltungsinteresses: 

• lnteresse an der Geheimhaltung überwiegt bei Werturteilen 

über Arbeit und Person externer Wissenschaftler gegenüber 

einem nicht naher spezifizierten lnformationsinteresse198• 

• lnteresse an der Geheimhaltung überwiegt, wenn die ,prí­

vate Lebensgestaltung" betroffen ist und aufgrund der lden­

tifizierbarkeit der betroffenen Personen nachteilige Folgen 

für ihre Lebensführung zu .befürchten sind199• 

5.1 .2 § 5 Abs. 1 Satz 2 IFG Besondere personenbezogene Da­

ten 

Wie bereits in Bezug auf die politische Meinung bereits erlautert, 

ist im Falle besonderer personenbezogener Daten im Sinne des 

§ 3 Abs. 9 BDSG der Zugang bereits aufgrund der Ablehnung 

durch die betroffenen Dritten gemaB § 5 Abs. 1 Satz 2 IFG zu ver­

sagen. 

5.1 .3 § 3 Nr. 7 IFG Vertrauliche lnformationen 

Amtliche lnformationen, unabhangig davon, ob es sich um perso­

nenbezogene Daten handelt oder nicht, konnen gemaB § 3 Abs. 7 

IFG vom lnformationszugang ausgeschlossen sein, wenn es sich 

197 VG Berlin, Urteil vom 15.05.201 3, Az. 2 K 8.1 3, Rn. 23-28. 
198 VG Berlin, Urteil vom 08.09.2009, Az. 2 A 8.07, Rn. 35f. 
199 OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 08.05.2014, Az. OVG 1 2  B 4.12, Rn. 36. 
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um vertraulich erhobene und ermittelte lnformationen handelt und 

das lnteresse des Dritten an der vertraulichen Behandlung noch 

fortbesteht. 

lnformationen sind ,vertraulich", wenn sie nicht für die Offentlich­

keit bestimmt sind. Ein gesteigerter materieller Gehalt etwa der 

Schutz verfassungsrechtlich geschützter Rechtsgüter oder ein be­

sondares Gewicht des Geheimhaltungsinteresses ist nicht erfor­

derlich200. 

Ob eine lnformation nicht für die Offentlichkeit bestimmt ist, hangt 

entscheidend davon ab, ob sie ohne die Zusicherung der Vertrau­

lichkeit dem Staat nicht zuganglich gemacht worden ware. Vo­

raussetzung hierfür ist zum einen die ausdrückliche oder konklu­

dente Übereinstimmung von lnformationsgeber und lnformations­

nehmer, dass die lnformation nicht an die Offentlichkeit gelangen 

soll und zum anderen ein objektiv schutzwürdiges lnteresse an der 

vertraulichen Behandlung der lnformation201 . 

Die Übereinstimmung, dass die lnformation nicht an die Offent­

lichkeit gelangen soll, kann sich etwa aus einer behordliche Zusi­

cherung, einer Kennzeichnung durch den Absender als ,vertrau­

lich" oder durch eine Vereinbarung zwischen Behorde und lnfor­

mant ergeben. 

Die Kennzeichnung als vertraulich stellt im Zweifelsfall ein wichti­

ges lndiz für die Schutzbedürftigkeit der lnformation dar. Gleich­

wohl müssen nach der Rechtsprechung weitere objektive Anhalts­

punkte für das Bestehen der Schutzwürdigkeit hinzutreten. 

Dadurch soll verhindert werden, dass die Schutzwürdigkeit zur 

Disposition der Beteiligten gestellt ist. Das OVG Nordrhein­

Westfalen führt hierzu aus: 

200 Schirmer in Gersdorf/ Paal, lnformations- und Medienrecht, 201 4, § 3 IFG Rn. 1 88. 
201 Schirmer in Gersdorf/ Paal, lnformations- und Medienrecht, 201 4, § 3 IFG Rn. 189; 

Schoch, IFG, 2009, § 3 Rn. 1 91f. 
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,Das lnteresse an der Vertraulichkeit muss objektiv be­
rechtigt sein. Andernfa/ls stünde der lnformationszugang 
zur Disposition der am lnformationsaustausch Beteilig­
ten. Er konnte sowohl einseitig durch den lnformations­
geber und die Behórde a/s auch durch eine gegenseitig 
vereinbarte Vertrau/ichkeit unterlaufen werden. Die An­
nahme eines derart weitreichenden Ausnahmetatbe­
stands ist dem tendenzie/1 restriktiven System des § 3 
IFG fremd'202• 

Die vorstehend zitierten Ausführungen vermogen nicht vollig zu 

überzeugen. Sie übersehen, dass eine Behorde auf Kontakte mit 

Bürgern angewiesen ist, die darauf vertrauen, dass ihre AuBerun­

gen ocler Eingaben vertraulich behandelt und nicht an Dritte wei­

tergegeben werden. 

MaBstab der Rechtsprechung dafür, wann objektive Umstande die 

Schutzwürdigkeit der Vertraulichkeit begründen, ist, da5s andern­

falls die ordnungsgemaBe Erfüllung der Verwaltungsaufgaben ge­

fahrdet ware. Die Vertraulichkeit muss also für die behordliche 

Aufgabenerfüllung qualitativ von herausgehobener Bedeutung 

sein203• 

Beide Voraussetzungen des Vertraulichkeitsschutzes müssen von 

der Behorde bezogen auf den konkreten Einzelfall nachvollziehbar 

dargelegt werden. 

Hinsichtlich der in der Fragestellung genannten Schreiben an die 

Hausleitung dürfte sich eine Vertraulichkeit nicht begründen las­

sen, wenn sich Unternehmen oder lnteressenverbande mit einem 

politischen oder wirtschaftlichen Anliegen an das Ministerium 

wenden. Anders waren Konstellationen zu bewerten, in denen auf 

Missstande im Unternehmen hingewiesen wird und das Bundes­

verkehrsministerium im Aahmen von AufklarungsmaBnahmen, die 

202 OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 02.06.2015, Az. 1 5  A 2062.12, Rn. 75. 
203 OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 02.06.201 5, 1 5  A 2062.12, Rn. 83; Schoch, 

IFG, 2009, § 3 Rn. 1 92. 
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in seinen Aufgabenbereich fallen, die übermittelten lnformationen 

benotigt. 

5.2 Unter welchen Umstanden kommt eine Aussonderung 

(Schwarzung) personenbezogener Daten von Behorden­

beschaftigten in Betracht, wenn man berücksichtigt, dass 

namentlich identifizierbare BehOrdenbeschAftigte insbe­

sondere über das Internet zunehmend pers6nlichen An­

feindungen ausgesetzt sind? Stünde bspw. - ohne dass 

etwa Betriebs-/Geschattsgeheimnisse im Raume stehen -

allein der Umstand einem IFG-Zugang entgegen, dass der 

Dritte nicht m&:hte, dass bekannt wird, dass er sich (und 

zu welchem Thema) an das BMVI gewandt hat (Stichwort: 

Recht auf informationelle Selbstbestimmung)? 

5.2.1 Unter welchen Umstanden kommt eine Aussonderung 

(Schwarzung) personenbezogener Daten von BehOrden­

beschaftigten in Betracht, wenn man berücksichtigt, dass 

namentlich identifizierbare Behordenbeschaftigte insbe­

sondere über das Internet zunehmend personlichen An­

feindungen ausgesetzt sind? 

GemaB § 5 Abs. 4 IFG sind die dort aufgeführten personenbezo­

genen Daten von Bearbeitern (Name, Titel, akademischer Grad, 

Berufs- und Funktionsbezeichnung, Büroanschrift und 

-telekommunikationsnummer) vom lnformationszugang nicht aus­

geschlossen. Dies soll allerdings nur soweit gelten, wie die Daten 

Ausdruck und Folge der amtlichen Tatigkeit sind und kein Aus­

nahmetatbestand erfüllt ist. 
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5.2.1 .1  Bearbeiter 

Wer dem Begriff des Bearbeiters unterfallt, ist in der Rechtspre­

chung noch nicht abschlieBend geklart. Allerdings hat das OVG 

Berlin-Brandenburg mehrfach entschieden, dass nur derjenige 

Amtstrager Bearbeiter im Sinne des § 5 Abs. 4 I FG ist, der einen 

bestimmten Vorgang bearbeitet hat. In seiner Entscheidung vom 

20.08.201 5 führt es dazu aus: 

,A uf diese Vorschrlft kann sich die K/ilgerln entgegen ih­
rem Vorbringen nicht berufen. Nicht jeder BehtJrdenmit­
arbeiter oder Amtstrliger ist schon wegen der Eigen­
schaft als Beschiiftigter auch Bearbeiter im Sinne der 
Vorschrlft. Wie das Verwaltungsgericht bereits zutref­
fend ausgeführt hat, wird eine derartig weite lnterpreta­
tion des Bearbeiterbegrlffs in § 5 Abs. 4 IFG weder dem 
Wortlaut noch Sinn und Zweck oder der Systematik des 
Gesetzes gerecht Nach der Wortbedeutung ist Bearbei­
ter nur, wer etwas, dh. einen bestimmten Vorgang, be­
arbeitet hat (vgl in diesem Sinne bereits Senatsbe­
schluss vom 31. Mal 201 1  - OVG 12 N 20. 10 -, juris Rn. 
14). Die Ausnahme zielt ersichtlich darauf, den lnforma­
tionszugang zu Sachinformationen aus Vorgiingen bei 
Erkennbarkelt des Bearbeiters von der Erforderlichkeit 
einer lnteressenabwilgung oder dessen Einwilligung un­
abhiingig zu machen und damit den sonst mit Schwar­
zungen verbundenen Aufwand in der Rege/ zu vermei­
den. Die Gesetzesbegründung verweist insoweit auf den 
Zusammenhang der Daten mit der dienstlichen Tiitigkeit 
und der amtlichen Funktion (vgl BT-Drucks. 15/4493, S. 
14). Systematisch spricht gegen einen über den engen 
Bearbeiterbegriff hlnausgehenden Ausschluss des 
Schutzes personenbezogener Daten, dass es sich um 
eine Ausnahmevorschrift zu § 5 Abs. 1 IFG handelt, de­
ren Gehalt sich insbesondere nicht mit der Regelung in 
§ 1 1  Abs. 2 IFG in Einklang brlngen liisst, wenn dort nur 
Organisationspliine, die keine personenbezogenen Da­
ten (der Mltarbeitetj enthalten, der Veroffentlichungs­
pflicht unterworfen werden. Diese Einschriinkung ware 
nicht notwendig, wenn der Begr/ff des Bearbeiters al/e 
Sachbearbeiter ohne Rücksicht auf ihre Betelllgung an 
einem konkreten Vorgang erfassen würde. 

Hiernach kann den Stimmen in Rechtsprechung und 
Schrintum, die abstrakt auf den weiten Begr/ff des 
Amtstrligers abstellen wollen (vgl VG Lelpzig, Urteil vom 
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10. Januar 2013. a.a.O., Rn. 35 ff.; VG GieBen, Urteil 
vom 24. Februar 2014, a.a.O., Rn. 32; Husein, LKV 2014, 
529, 531 l) nicht gefolgt werden. Bearbeiter im Sinne 
des § 5 Abs. 4 IFG sind vie/mehr nur so/che Amtstriiger, 
die mit einem bestimmten Vorgang befasst gewesen 
sind bzw. an ihm mitgewirkt haben (vgl. VG Neustadt 
a.d WeinstraBe, Urteil vom 4. September 2014 a.a.O., 
Rn. 43 ff.; VG Braunschweig, Urteil vom 26. Juni 2013 -
5 A 239. 10 - ,  juris Rn. 22; Schoch, IFG, 2009, Rn. 70 ff. 
zu § 5; Eichelberger, Kommunikation & Recht 2013, 211 
{212 m. w.N. ]; wohl auch OVG NW, Urteil vom 15. Janu­
ar 2014 - 8 A 467. 1 1  -, juris Rn. 1 19)'1?04. 

Andere OVGe oder das BVerwG haben hierzu noch keine Ent­

scheidung getroffen. Das OVG Nordrhein-Westfalen musste die 

Frage in seinem Urteil nicht entscheiden205. 

lm Beschluss vom 31 .05.201 1 auBert das OVG Berlin­

Brandenburg sogar Zweifel daran, ob unter Bearbeiter alle Amts­

trager zu verstehen sind, die an einem Verwaltungsvorgang mit­

gewirkt haben und gibt damit ein noch engeres Begriffsverstand­

nis zu erkennen206. 

Ein Behordenmitarbeiter, der für die Behorde an Verhandlungen 

teilgenommen hat, ist nach Auffassung des Verwaltungsgerichts 

Berlin kein Bearbeiter, weil die Verhandlungsteilnahme kein Vor­

gang sei. Er wird danach erst dann zum Bearbeiter, wenn er über 

den lnhalt der Verhandlung im Rahmen eines Vorgangs berich­

tet207. Für das Eingreifen von § 5 Abs. 4 I FG kommt es darauf an, 

worauf das lnformationsbegehren gerichtet ist, sowie darauf, wer 

Verhandlungsteilnehmer war oder wer ein bestimmtes Dokument 

bearbeitet hat. 

204 OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 20.08.201 5, Az.. OVG 1 2  8 22.14, Rn. 23. 
205 OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 1 5.01 .2014, Az.. 8 A 467.1 1 ,  Rn. 1 1 9. 
206 OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 31 .05.201 1 ,  Az.. OVG 12  N20.1 O, Rn. 14; VG 

Berlin, Urteil vom 02.07.2015, Az.. 2 K 1 1 4.14,  Rn. 18. 
207 VG Berlin, Urteil vom 02.07.201 5, Az.. 2 K 1 1 4. 14, Rn. 18. 
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5.2.1 .2 Ausdruck und Folge amtlicher Tatigkeit 

Die in § 5 Abs. 4 IFG aufgezahlten personenbezogenen Daten 

müssen Ausdruck und Folge amtlicher Tatigkeit sein. Erfasst sind 

daher nur solche Daten, die sich auf die amtliche Funktion des Be­

arbeiters beziehen. 

5.2.1 .3 Ausnahmen 

Der lnformationszugang zu solchen Daten kann ausnahmsweise 

ausgeschlossen sein, wenn ein Ausnahmetatbestand erfüllt ist. 

Dies soll nach der Gesetzesbegründung dann gegeben sein, wenn 

die personenbezogenen Daten im Sinne des § 5 Abs. 4 IFG aus­

nahmsweise Bestandteil der Personlichkeitsrechte des Bearbeiters 

sind208• 

Welche Konstellationen hiermit gemeint sein konnten, wird weder 

in der Literatur noch in der Rechtsprechung erortert. Vielmehr wird 

dieser Ausschlussgrund zusammen mit dem Vorliegen eines Aus­

nahmetatbestandes geprüft oder überhaupt nicht erwahnfO". 

Laut Gesetzesbegründung konnen sich Ausnahmen auch aus § 3 

IFG ergeben. Beispielhaft werden besonders umstrittene Ent­

scheidungen genannt, bei denen die personl iche Schutzwürdigkeit 

des Amtstragers entgegenstehen kann210• 

In der bisher vorliegenden Rechtsprechung wird der Ausschluss 

als deklaratorische Verweisung verstanden, wonach § 5 Abs. 4 1FG 

208 BT-Drs. 1 5/4493, S. 14. 
209 VG Karlsruhe, Urteil vom 05.08.201 1 ,  Az.. 2 K 765.1 1 ,  Rn. 33; VG Berlin, Urteil vom 

23.1 0.2013, Az.. 2 K 294.1 2, Rn. 51 ; Guckelberger in Gersdorf/Paal, lnformations- und 
Medienrecht, 201 4, § 5 IFG Rn. 27; Rossi, IFG, 2006, § 5 Rn. 32; Berger in Ber­
ger/Partsch/Roth/Scheel, IFG, 2. Aufl., § 5 Rn. 23. 

210 BT-Drs. 1 5/4493, S. 14. 
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nicht zur Anwendung kommt, weil bereits ein Ausschlusstatbe­

stand gemaB § 3 bis 6 1 FG eingreift211 .  In den entschiedenen Fallen 

wurde der lnformationsausschluss durch § 3 Nr. 2 I FG geprüft212. 

Von einem solchen Verstandnis der Ausnahmetatbestande geht 

auch der Bundesbeauftragte für Datenschutz und lnformations­

freiheit in seinem Bericht an den Bundestag aus213• In der Literatur 

wird die Problematik nur von Schoch erortert214. 

Einigkeit · besteht darüber, dass die Veroffentlichung dort ihre 

Grenze findet, wo die Verletzung von Rechtsvorschriften droht und 

damit eine Gefahr für die offentliche Sicherheit im Sinne des § 3 

Nr. 2 1FG gegeben isf15. Der Ausnahmetatbestand bezieht sich auf 

das Gefahrenabwehr- und Polizeirecht. Erfasst ist damit auch die 

Gefahrdung geschützter Rechtsgüter des Einzelnen. Dies ist bei­

spielsweise bei Gefahrdung der personlichen Sicherheit gege­

ben216. Eine Verletzung von Rechtsvorschriften liegt aber auch vor, 

wenn eine Stigmatisierung oder Prangerwirkung, beispielsweise 

durch Reaktionen im Internet, zu befürchten ist, die das allgemeine 

Personlichkeitsrecht des betroffenen Bearbeiters verletzt217• Wann 

eine solche Gefahr besteht, muss in jedem Einzelfall prognostiziert 

werden. Dies kann erhebliche Schwierigkeiten bereiten, weil eine 

Prognose hinsichtlich des Verbreitungsgrades und der Reaktion 

der Óffentlichkeit zu treffen ist. Da nicht jede MeinungsauBerung 

im Internet eine Prangerwirkung entfaltet, sondern nur solche, bei 

211 VG Berlin, Urteil vom 23.1 0.201 3, Az. 2 K 294.12,  Rn. 51 ; VG Karlsruhe, Urteil vom 
05.08.201 1 ,  Az. 2 K 765.1 1 ,  Rn. 33; VG Leipzig, Urteil vom 1 0.01 .2013, Az. 5 K 
Sl81 .1 1 ,  Rn. 41 . 

212 VG Berlin, Urteil vom 23.1 0.2013, Az. 2 K 294.12, Rn. 51 ; VG Karlsruhe, Urteil vom 
05.08.201 1 ,  Az. 2 K 765.1 1 ,  Rn. 33; VG Leipzig, Urteil vom 1 0.01 .2013, Az. 5 K 
981 .1 1 ,  Rn. 41 . 

213 BT-Drs. 1 7/9100, S. 52. 
214 Schoch, IFG, 2009, § 5 Rn. 75 
215 VG Berlin, Urteil vom 23.10.2013,  Az. 2 K 294.1 2, Rn. 51 ; VG Karlsruhe, Urteil vom 

05.08.201 1 ,  Az. 2 K 765.1 1 ,  Rn. 33; VG Leipzig, Urteil vom 1 0.01 .2013, Az. 5 K 
981 .1 1 ,  Rn. 41 ; Guckelberger in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 2014, 
§ 5 IFG Rn. 27; im Ergebnis auch Schoch, IFG, 2009, § 5 Rn. 74f. 

218 Guckelberger in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 2014, § 5 IFG 
Rn. 27; VG Karlsruhe, Urteil vom 05.08.201 1 ,  Az. 2 K 765.1 1 ,  Rn. 33. 

217 BVerfG, Kammerbeschluss vom 1 7.12.2002, Az. 1 BvR 755.99, 1 BvR 765199, 
Rn. 33. 
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denen die Abwagung zwischen dem allgemeinen Personlichkeits­

recht und dem Recht auf freie MeinungsauBerung zugunsten des 

Personlichkeitsrechts ausfallt218, muss auch dies im Rahmen der 

Prognose berücksichtigt werden. Zur Prüfung, wann eine Pran­

gerwirkung zu erwarten ist, kann auch auf die zivilgerichtliche 

Rechtsprechung zu Unterlassungsansprüchen gemaB §§ 1 004, 

823 BGB wegen Verletzung des Personlichkeitsrechts und auf die 

Rechtsprechung des BVerfG zurückgegriffen werden. 

Nach Auffassung des Verwaltungsgerichts Berlin sollen kritische 

AuBerungen der Fachoffentlichkeit zu einer bereits mehrere Jahre 

zurückliegenden Entscheidung keine Gefahr für die offentliche Si­

cherheit im Sinne des § 3 Nr. 2 1FG begründen219• 

Ein Aspekt, der im Hinblick auf den Ausnahmetatbestand im Sinne 

des § 5 Abs. 4 IFG zu berücksichtigen ist, liegt in die Funktionsfa­

higkeit der Verwaltung, die über § 3 bis 6 1FG geschützt ist. 

In welchem Umfang die Funktionsfahigkeit der Verwaltung im 

Rahmen des Schutzes der offentlichen Sicherheit nach § 3 Nr. 2 

IFG zu berücksichtigen ist, wird in der Rechtsprechung unter­

schiedlich beurteilt. Schutzgut der offentlichen Sicherheit sind 

auch die grundlegenden Einrichtungen und Veranstaltungen des 

Staates. Ein Teil der Rechtsprechung nimmt in den "Job Center­

Fallen", in denen es um die Herausgabe von Telefonlisten der 

Sachbearbeiter in den Job Centern geht, eine Gefahrdung dieses 

Schutzgutes an, wenn organisatorische Vorkehrungen staatlicher 

Stellen zur effektiven Aufgabenerledigung gestort werden und die 

Arbeit der betroffenen Amtstrager beeintrachtigt wird220• 

218 VG Berlin, Urteil vom 23.10.2013,  Az. 2 K 294. 12, Rn. 53. 
219 VG Berlin, Urteil vom 23.10.2013, Az. 2 K 294.1 2, Rn. 53. 
220 OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 16.06.201 5, Az. 8 A 2429.14, Rn. 62-70; VG 

Potsdam, Beschluss vom 03.09.2014, Az. 9 K 1 334.14, Rn. 4; VG Augsburg, Be­
schluss vom 06.08.2014, Az. Au 4 K 14.983, Rn. 1 9. 

97 



Ein anderer Teil der Rechtsprechung, darunter auch das OVG Ber­

lin-Brandenburg, lehnt dies ab und sieht die Unterbrechung van 

Arbeitsablaufen durch Anrufer als nicht ausreichend für die Ge­

fahrdung grundlegender Einrichtungen und Veranstaltungen des 

Staates an221• Dem hat sich auch der Bundesbeauftragte für Da­

tenschutz und lnformationsfreiheit angeschlossen222• 

Auch im BMVI dürfte die Unterbrechung der Arbeitsablaufe durch 

Anrufer eine Rolle spielen, wenn auch sicherlich nicht wie in den 

Job Centern. lm Hinblick auch auf andere Verwaltungsvorgange 

stellt sich die Frage, ob unter das Schutzgut der grundlegenden 

Einrichtungen und Veranstaltungen des Staates auch der Schutz 

effektiver Verwaltungsablaufe subsumiert werden kann, wie dies 

durch die Einbeziehung organisatorischer Vorkehrungen des Job 

Centers teilweise geschieht. Dann konnte § 3 Nr. 2 IFG als Auf­

fangtatbestand für jede Funktionsbeeintrachtigung herangezogen 

werden. Darüber würden letztlich die spezifischeren Regelungen 

zur Funktionsfahigkeit der Verwaltung, wie etwa § 3 Nr. 3 b) und 

§ 4 IFG leerlaufen. In diesem Sinne hat sich bereits das VG Leipzig 

geauBert223• In  der bisherigen Rechtsprechung wurde eine solch 

weite Auslegung des Schutzgutes von § 3 Nr. 2 IFG nur für die 

,Job Center-Falle" angenommen. 

Teilweise wird im Rahmen des § 5 Abs. 4 IFG auch ein Fürsor­

geanspruch aus § 78 BBG als Ausnahmetatbestand angenommen, 

dessen Schutzumfang jedoch unterschiedlich beurteilt wird224• Der 

Bundesbeauftragte für Datenschutz und lnformationsfreiheit halt 

eine Berücksichtigung im Rahmen des § 3 Nr. 2 IFG für ausrei-

221 OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 01 .1 2.201 4, Az.. OVG 1 2 M 55.14, nicht 
veroffentlicht; VG Leipzig, Urteil vom 1 0.01 .2013,  Az.. 5 K 981 . 1 1 ,  Rn. 41 ; VG GieBen, 
Urteil vom 24.02.2014, Az.. 4 K 291 1 .1 3.GI, Rn. 27. 

222 BT-Drs. 1 8/1 200, S. 82. 
223 VG Leipzig, Urteil vom 1 0.01 .2013, Az.. 5 K 981 .1 1 ,  Rn. 41 . 
224 Guckelberger in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 201 4, § 5 IFG Rn. 

27; Jastrow/Schlatmann, IFG, 2006, Rn. 48. 
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chend225• Eine gerichtliche Entscheidung liegt hierzu noch nicht 

vor. 

In engen Grenzen, die durch die vorstehend beschriebenen Aus­

nahmen bestimmt werden, kommt daher eine Aussonderung 

{Schwarzung) personenbezogener Daten von Behordenbeschaftig­

ten in Betracht, wobei allerdings die Ausnahmen substantiiert zu 

begründen sind. 

5.2.2 Stünde bspw. - ohne dass etwa Betriebs-/ GeschAftsge­

heimnisse im Raume stehen - allein der Umstand einem 

IFG-Zugang entgegen, dass der Dritte nicht m6chte, dass 

bekannt wird, dass er sich (und zu welchem Thema) an 

das BMVI gewandt hat (Stichwort: Recht auf informatio­

nelle Selbstbestimmung)? 

Aus dern soeben Gesagten ergibt sich, dass allein der Umstand, 

dass der Dritte nicht mOchte, dass seine Kontaktaufnahme zum 

BMVI und deren lnhalt bekannt wird, nur dann ausreicht, um die 

Herausgabe der lnformationen auszuschlieBen, wenn es sich um 

besondere personenbezogene Daten im Sinne des § 3 Abs. 9 

BDSG handelt. Dann ist der Zugang nach § 5 Abs. 1 Satz 2 I FG 

bereits deswegen ausgeschlossen. Dies kann besonders relevant 

sein bei politischen Meinungen, die Bürger gegenüber der Behor­

de auBern. Bei allen anderen personenbezogenen Daten richtet 

sich der Ausschluss des Zugangs nach § 5 Abs. 1 Satz 1 IFG. Er­

forderlich ist, dass ihre Schutzwürdigkeit ein hoheres Gewicht be­

sitzt als das lnformationsinteresse. 

5.3 lnwieweit und wie lange kann der lnhalt behOrdlicher Ak­

ten (Schreiben von oder an Dritte, Gesprtichsprotokolle, 

Vermerke, Vorlagen, technische Protokolle) geschützt 

225 Tatigkeitsbericht des Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die lnforrnati­
onsfreiheit (BfDI), BT-Drs. 1 7/91 00, S. 52. 

99 



sein als Betriebs- oder Geschattsgeheimnis? Welche An­

forderungen sind hierbei an die Stellungnahmen der Dritt­

beteiligten und die Darlegung der BehOrde zu stellen? 

5.3.1 lnwieweit und wie lange kann der lnhalt beh6rdlicher Ak­

ten (Schreiben von oder an Dritte, Gesprachsprotokolle, 

Vermerke, Vor1agen, technische Protokolle) geschützt 

sein als Betriebs- oder Geschiftsgeheimnis? 

Das IFG enthalt keine Legaldefinition des Begriffs Betriebs- und 

Geschaftsgeheimnis. Das BVerwG legt die vom BVerfG entwickel­

te Begriffsbestimmung zugrunde226• Diese wird von ihm auch im 

Rahmen des UIG verwendet. Als Betriebs- und Geschaftsgeheim­

nisse werden danach 

,al/e auf ein Unternehmen bezogenen Tatsachen, Um­
stiinde und Vorg/inge verstanden, die nicht offenkundig, 
sondem nur einem begrenzten Personenkreis zugiing-
1/ch sind und an deren Nichtverbreitung der Rechtstriiger 
ein berechtigtes lnteresse hat Betriebsgeheimnisse um­
fassen im Wesentlichen technisches Wissen; Ge­
schiiftsgeheimnlsse betreffen vornehmllch kaufmiinni­
sches WlsserP7• 

Für die Einordnung einer lnformation als Betriebs- und Geschafts­

geheimnis müssen daher kumulativ vier Voraussetzungen erfüllt 

sein: 

• Unternehmensbezogenheit der lnformation 

• fehlende Offenkundigkeit der lnformation 

• Geheimhaltungswille 

• berechtigtes lnteresse an der Geheimhaltung228• 

228 BVerwG, Urteil vom 28.05.2009, Az. 7 C 1 8.08, Rn. 1 2. 
227 BVerfG, Beschluss vom 14.03.2006, Az. 1 BvR 2087.03, 1 BvR 21 1 1 .03, Rn. 87; 

BVerwG, Urteil vom 28.05.2009, Az. 7 C 1 8.08, Rn. 12.  
228 Schoch, IFG, 2009, § 6 Rn. 45f.; Guckelberger in Gersdorf/Paal, lnformations- und 

Medienrecht, 2014, § 6 I FG Rn. 1 8; Klopfer/Greve, Das lnformationsfreiheitsgesetz 
und der Schutz von Betriebs- und Geschaftsgeheimnissen, NVwZ 201 1 ,  577, 580f. 
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5.3.1 .1 Untemehmensbezogenheit der lnformation 

Die lnformationen müssen bestimmte Aspekte eines konkreten 

Unternehmens betreffen. Dies konnen Kenntnisse, Tatsachen, Er­

eignisse, Absichten und Meinungen sein, die in Zusammenhang 

mit dem Geschaftsbetrieb stehen229• 

Am Unternehmensbezug fehlt es, wenn: 

• die lnformationen sich keinem konkreten Unternehmen zu­

ordnen lassen, sondern sie die allgemeinen Wirtschaftsver­

háltnisse zum Gegenstand haben oder sich auf die gesam­

te Wirtschaftsbranche beziehen230• 

• die lnformationen sich ausschlieBiich auf lnstitutionen be­

ziehen, die nicht erwerbswirtschaftlich tatig sind, bei­

spielsweise Untersuchungsergebnisse von Universitaten231 • 

Das VG Berlin hat dies für Sitzungsprotokolle der Stiftung 

zur Aufarbeitung der SED-Diktatur entschieden232• Zu be­

achten ist aber, dass bei staatlichen Forschungseinrichtun­

gen Daten mit Bezug zu einem Unternehmen vorliegen 

konnen, die bei Vorliegen der weiteren Voraussetzungen 

§ 6 Satz 2 IFG unterfallen233• 

• die lnformationen sich nicht auf das Unternehmen, sondern 

nur auf mit ihm verbundene Personen beziehen. Daten aus 

dem personlichen Lebensbereich eines Unternehmensin-

2211 Schoch, IFG, 2009, § 6 Rn. 46; Guckelberger in Gersdorf/Paal, lnformations- und 
Medienrecht, 2014, § 6 IFG Rn. 20; Klopfer/Greve, Das lnformationsfreiheitsgesetz 
und der Schutz von Betriebs- und Geschaftsgeheimnissen, NVwZ 201 1 ,  577, 580. 

230 Guckelberger in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 201 4,  § 6 IFG Rn. 
20; Jastrow/Schlatmann, IFG, 2006; § 6 Rn. 42. 

231 VG Berlín, Urteil vom 07.08.2013, Az. 2 K 273.12,  Rn. 33; Guckelberger in Gers­
dorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 201 4, § 6 IFG Rn. 20; KIOpfer/Greve, Das 
lnformationsfreiheitsgesetz und der Schutz von Betriebs- und Geschaftsgeheimnis­
sen, NVwZ 201 1 ,  577, 580. 

232 VG Berlín, Urteil vom 07.08.2013,  Az. 2 K 273.1 2, Rn. 33. 
233 VG Berlín, Urteil vom 07.08.2013,  Az. 2 K 273.1 2, Rn. 33. 
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habers oder von Mitarbeitern sind personenbezogene Da­

ten234. 

5.3.1 .2 Fehlende Offenkundigkeit der lnformation 

Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse dürfen nicht offenkundig 

sein. Daran fehlt es, wenn sie Dritten bekannt oder leicht zugang­

lich sind. Es reicht aus, wenn die lnformation durchschnittlichen 

Fachleuten bekannt ist oder diese sich auf einfache Weise davon 

Kenntnis verschaffen konnen oder mit Kenntnisnahme interessier­

ter Fachkreise zu rechnen isf35• Ein. Beispiel hierfür ist die Ableh­

nung der Geheimniseigenschaft für die Uranbelastung von abge­

füllten Mineralwassern. Diese konnten nach dem Verlassen des 

Unternehmens von jedermann durch einfache Messung analysiert 

werden236. 

Die lnformation darf nur einem begrenzten Personenkreis bekannt 

oder zuganglich sein. Dabei kommt es nicht auf die GroBe des 

Personenkreises an, sondern darauf, ob das Unternehmen den 

Kreis der Geheimnistrager unter Kontrolle halten kann237. Anhalts­

punkte hierfür sind beispielsweise Vertraulichkeitsverpflichtungen 

oder -vereinbarungen238. 

Eine Veroffentlichung, mit der der eng begrenzte Personenkreis 

aufgegeben wird, macht die lnformation offenkundig. Selbst wenn 

sie nicht standig und für jedermann zuganglich ist, reicht es aus, 

234 Rossi, IFG, 2006, § 6 Rn. 68; Guckelberger in Gersdorf/Paal, lnformations- und Me­
dienrecht, 201 4, § 6 Rn. 20. 

235 Guckelberger in Gersdorf/Paal , lnformations- und Medienrecht, 201 4, § 6 Rn. 21 ; 
Schoch, I FG, 2009, § 6 Rn. 49; Klopfer/Greve, Das lnformationsfreiheitsgesetz und 
der Schutz von Betriebs- und Geschiiftsgeheimnissen, NVwZ 201 1 ,  577, 581 . 

238 VG Magdeburg, Urteil vom 1 8.07.2006, Az.. 5 A 383.05, Rn. 1 8, in Bezug auf § 9 
Abs. 1 Nr. 3 UIG; VG München, Urteil vom 28.07.2010, Az. M 18  K 08.5934, Rn. 32. 

237 Guckelberger in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 201 4, § 6 Rn. 21 ; 
Schoch, I FG, 2009, § 6 Rn. 49; Klopfer/Greve, Das lnformationsfreiheitsgesetz und 
der Schutz von Betriebs- und Geschaftsgeheimnissen, NVwZ 201 1 ,  577, 581 . 

238 Schoch, IFG, 2009, § 6 Rn. 49. 
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dass das Unternehmen keine Kontrolle mehr über den Kreis der 

Geheimnistrager hat. Unerheblich ist, auf welche Weise die lnfor­

mation zustande gekommen ist239• Auch eine nicht vom Unter­

nehmen veranlasste · Presseveroffentlichung lasst das Geheimnis 

entfallen. Dies wurde vom BGH im Zusammenhang mit der Zer­

schlagung der Kirch-Gruppe für das Kreditengagement einer Bank 

und dessen Absicherung durch Pfandrechte entschieden240• 

Keine Offenkundigkeit wird durch die Preisgabe gegenüber Be­

horden, beispielsweise im Rahmen eines Genehmigungsverfah­

rens, hervorgerufen. Der Kreis der damit befassten Behordenmit­

arbeiter ist überschaubar und das Unternehmen darf sich auf die 

Einhaltung ihrer Verschwiegenheitspflicht verlassen. Demgegen­

über führt die offentliche Auslegung von Unterlagen im Rahmen 

eines Genehmigungsverfahrens zur Offenkundigkeit241 • 

5.3.1 .3 Geheimhaltungswille 

Um das Geheimnis von der unbekannten Tatsache abzugrenzen 

muss ein Geheimhaltungswille vorhanden und nach auBen hin er­

kennbar geworden sein. Daran werden jedoch keine hohen Anfor­

derungen gestellt. Es reicht aus, wenn sich der Geheimhaltungs­

wille aus den Umstanden oder der Natur der Sache ergibt. Es gilt 

danach die Vermutung, dass für betriebsinterne Tatsachen, Um­

stande und Vorgange ein Geheimhaltungswille besteht242• 

239 Guckelberger Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 201 4, § 6 Rn. 21 ; 
Schoch, IFG, 2009, § 6 Rn. 50; Klopfer/Greve Das lnformationsfreiheitsgesetz und 
der Schutz von Betriebs- und Geschaftsgeheimnissen, NVwZ 201 1 ,  577, 581 . 

240 BGH, Urteil vom 24.01 .2006, Az.. XI ZR 384.03, Rn. 83. 
241 Schoch, IFG, 2009, § 6 Rn. 49. 
242 Schoch, IFG, 2009, § 6 Rn. 49; KIOpfer/Greve Das lnformationsfreiheitsgesetz und 

der Schutz von Betriebs- und Geschaftsgeheimnissen, NVwZ 201 1 ,  577, 582; Gu­
ckelberger in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 201 4, § 6 Rn. 24. 
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5.3.1 .4 Berechtigtes lnteresse an der Geheimhaltung 

Neben dem Geheimhaltungswillen muss ein berechtigtes wirt­

schaftliches lnteresse an der Geheimhaltung der lnformationen 

gegeben sein. Entscheidend hieñür ist ihre Wettbewerbsrele­

vanz243. Die Prüfung obliegt der Behorde. Sie muss das Vorliegen 

der Voraussetzungen gegebenenfalls nach Einholung einer Stel­

lungnahme des betroffenen Unternehmens gemaB § 8 IFG auch 

darlegen. 

Nach der Rechtsprechung des BVerwG ist ein berechtigtes wirt­

schaftliches lnteresse an der Geheimhaltung der lnformationen 

anzunehmen, wenn: 

,die Offenlegung der lnformation geeignet ist, exklusives 
technisches oder kauflnlnnisches Wissen den Markt­
konkurrenten zugling/ich zu machen und so die Wett­
bewerbsposition des Unternehmens nachteilig zu beein­
nussen. "244 

Dafür reicht die Verbesserung der Konkurrenzfahigkeit von Wett­

bewerbern aus245. 

Ob die lnformation geeignet ist, die Marktposition des Unterneh­

mens zu schwachen, beurteilt die Rechtsprechung insbesondere 

anhand der Frage, ob die Kenntnis bestimmter Daten Rückschlüs­

se auf wettbewerbsrelevante Umstande zulasst246. 

Dabei umfassen Betriebsgeheimnisse nach der Rechtsprechung 

im Wesentlichen technisches Wissen. Dies betrifft insbesondere 

technische, produkt- und produktionsbezogene lnformationen. 

243 OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 02.1 0.2007, Az. OVG 12 B 1 2.07, Rn. 40. 
244 BVerwG, Urteil vom 28.05.2009, Az.. 7 e 1 8.08, Rn. 13. 
245 OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 1 9.03.2013, Az. 8 A 1 1 72.1 1 ,  Rn. 131 .  
246 BVerwG, Urteil vom 28.05.2009, Az. 7 e 1 8.08, Rn. 1 4; OVG Berlin-Brandenburg, 

Urteil vom 02.10.2007, Az. OVG 1 2  8.07, Rn. 40. 
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Geschaftsgeheimnisse betreffen vomehmlich kaufmannisches 

Wissen. Hierzu werden nach der Rechtsprechung des BVerfG 

,etwa Umslitze, Ertragslagen, Geschliftsbüqher, Kun­
denlisten, Bezugsquellen, Konditionen, Marktstrategien, 
Unterlagen zur Kreditwürdigkeit, Ka/kulationsunterlagen, 
Patentanmeldungen und sonstige Entwicklungs- und 
Forschungsprojekte gezlihlt, durch welche die wirt­
schaftlichen Verhiiltnisse eines Betriebs maBgeblich be­
stimmt werden konnen. 247" 

Daraus ergibt sich, dass nichtwirtschaftliche lnteressen kein Be­

triebs- und Geschaftsgeheimnis sind. Das offentliche Ansehen des 

Untemehmens begründet kein berechtigtes lnteresse an der Ge­

heimhaltung248. 

Für das Vorliegen eines berechtigten Geheimhaltungsinteresses 

kommt auf den Zeitpunkt der Entscheidung über die Antragstel­

lung an. Es fehlt, wenn die lnformation für den Geschaftsbetrieb 

nicht mehr relevant ist. 

• Dies kann im Falle der lnsolvenz eines Untemehmens der 

Fall sein, wenn feststeht, dass das Untemehmen nicht wei­

tergeführt wir�49• 

• Dies gilt femer, wenn die lnformation einen lange zurücklie­

genden Sachverhalt betrifft undloder nur einen verschwin­

dend geringen Teil der Geschaftstatigkeit erfasst250. 

Geschaftsgeheimnisse konnen allerdings auch noch nach langer 

Zeit geschützt sein. Dann trifft die Behorde jedoch eine erhohte 

Darlegungslast hinsichtlich des Geheimhaltungsinteresses251 . 

247 8VerfG, Urteil vom 14.03.2006, Az. 1 8vR 2087.03, 1 8vR 21 1 1 .03, Rn. 87. 
248 OVG 8erlin-8randenburg, Urteil vom 27.08.2015, Az. 12 8 35. 14, Rn. 34. 
248 VG 8erlin, Urteil vom 04.06.2015, Az. 2 K 84. 13, Rn. 28f. ; VG 8erlin, Urteil vom 

1 2.1 0.2009, Az. 2 A 20.08, Rn. 43. 
250 VG Berlin, Urteil vom 1 9.06.2014,  Az. 2 K 221 . 13, Rn. 51 ; Hessischer VGH, 8e­

schluss vom 02.08.2012, Az. 27 F 96.1 1 ,  Rn. 14 .  
251 OVG 8erlin-8randenburg, Urteil vom 1 6.01 .14, Az. OVG 1 2  8 50.08, Rn. 51f. 
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Ein Geheimhaltungsinteresse kann auch deshalb entfallen, weil 

dies nach gesetzlichen Vorschriften ausgeschlossen ist oder je­

denfalls gegen deren Sinn und Zweck verstoBt. 

• Ausdrücklich keine Geschafts- oder Betriebsgeheimnisse 

sind beispielsweise die in § 1 7a Abs. 2 GenTG genannten 

lnformationen. 

• Kein Geheimhaltungsinteresse besteht nach der Recht­

sprechung des BVerwG an Unterlagen, die in einem immis­

sionsschutzrechtlichen Genehmigungsveñahren der Offent­

lichkeit zuganglich gemacht wurden, selbst wenn für die 

Anlage kein formliches Genehmigungsveñahren durchzu­

führen ist. Das BVerwG führt zur Begründung aus, dass die 

Offentlichkeit diese für das Vorhaben wesentlichen Daten 

kennen sollte252• 

Auch vom Untemehmen rechtswidrig erlangte lnformationen un­

teñallen nicht dem Betriebs- und Geschaftsgeheimnis253• 

Ein berechtigtes Geheimhaltungsinteresse fehlt femer dann, wenn 

die begehrten lnformationen verschiedene Posten umfassen, die 

nicht so voneinander getrennt werden konnen, dass sie Rück­

schlüsse auf wettbewerbsrelevante Untemehmensdaten zulassen. 

• Angaben über die Hohe von wahrend drei Jahren erhalte­

ner Agrarsubventionen, solange keine detaillierten Angaben 

zu den konkreten Betrieben und den von ihnen produzier­

ten Produkten gemacht werden254• 

• Die Preisangabe für einzelne Produkte wird als nicht aus­

reichend angesehen, um Rückschlüsse auf das allgemeine 

Preisgebaren des Untemehmens zuzulassen, da bei dem 

Preisangebot von einer Mischkalkulation des Untemeh-

252 BVerwG, Urteil vom 24.09.2009, Az.. 7 C 2.09, Rn. 52. 
253 VG Berlin, Urteil vom 10.05.2006, Az.. 2 A 72.04, Rn. 1 9. 
254 OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 01 .03.201 1 ,  Az.. 8 A 3357.08, Rn. 1 51f. 
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mens auszugehen sei. Gegenteiliges müsste die Behorde 

darlegen255• 

• Ein Anspruch auf lnformation über den Mietzins wurde ver­

neint, wenn der Mietzins nur einen geringen Teil der Be­

triebskosten und der Gesamtverbindlichkeiten eines Unter­

nehmens ausmacht256• Mietvertrage sind allerdings grund­

satzlich als Geschaftsgeheimnisse geschützt, wenn ihnen 

in Kombination mit weiteren offentlich zuganglichen lnfor­

mationen wettbewerbsrelevante Rahmenbedingungen ent­

nommen werden konnen, denen ein Unternehmen unter­

worfen isf57• 

5.3.2 Welche Anforderungen sind hierbei an die Stellungnah­

men der Drittbeteiligten und die Darlegung der Behorde 

zu stellen? 

Aus der Stellungnahme des drittbeteiligten Unternehmens und der 

Darlegung der Behorde muss sich das Vorliegen jedes der vier 

Tatbestandsmerkmale des Geschafts- und Betriebsgeheimnisses 

konkret und nachvollziehbar ergeben. Besonderes Gewicht kommt 

dabei dem berechtigten Geheimhaltungsinteresse zu. Anhand der 

Darlegung der Wettbewerbsrelevanz muss nachvollziehbar sein, 

warum die begehrte lnformation eventuell in Verbindung mit ande­

ren, allgemein bekannten Tatsachen für die Stellung des Unter­

nehmens im Wettbewerb von Bedeutung ist258• Gerade weil das 

Verhaltnis der begehrten lnformation oft erst in der Zusammen­

schau mit anderen Unternehmensdaten die Wettbewerbsrelevanz 

begründet, kann eine Darlegung, die keine Rückschlüsse auf die 

geschützte lnformation zulasst, im Einzelfall sehr schwierig sein. 

255 OVG 8erlin-8randenburg, Urteil vom 07.06.2012,  Az.. OVG 12 8 34.10, Rn. 38. 
256 OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 1 8.1 2.2013, Az.. 5 A 413.1 1 ,  Rn. 155. 
257 OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 1 8.1 2.2013, Az.. 5 A 413.1 1 ,  Rn. 155. 
258 OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 07.06.2012, Az. OVG 12 B 34.1 0, Rn. 38; Urtei l 

vom 27.08.201 5, 1 2  8 35.14,  Rn. 45. 
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6. UnverhaltnismaBiger Verwaltungsaufwand 

6.1 Ab wann ist ein für die Aussonderung/Schwarzung von 

teilweise zuganglich zu machenden lnformationen entste­

hender Verwaltungsaufwand unverhiiltnismaBig im Sinne 

von § 7 Abs. 2 Satz 1 ,  2. Fall IFG mit der Folge, dass die 

BehOrde den lnformationszugang insgesamt versagen 

dañ? 

6.1 . 1  Grundsatz 

§ 7 Abs. 2 Satz 1 I FG regelt nach seinem ausdrücklichen Wortlaut 

(nur) den Fall ,  dass ein Anspruch auf lnformationszugang zum Teil 

besteht: 

nBesteht ein Anspruch auf lnformationszugang zum Tei/, 
ist dem Antrag in dem Umfang stattzugeben, in dem der 
lnformationszugang ohne Preisgabe der geheimhal­
tungsbedOrftigen lnformationen oder ohne unverhiilt­
nismiiBigen Verwa/tungsaufwand mtiglich ist " 

Damit wird also das (teilweise) materiell-rechtliche Bestehen eines 

Anspruchs vorausgesetzt und die teilweise Stattgabe nur als 

Rechtsfolge normiert259• Dabei besteht der Anspruch auf teilweisen 

lnformationszugang aus verwaltungspraktischen Gründen bzw. 

zum Schutz der Funktionsfahigkeit der Behorde unter dem Vorbe­

halt unverhattnismaBigen Verwaltungsaufwandes260• Es handelt 

sich um eine Klarstellung dessen, was aufgrund des Verhaltnisma­

Bigkeitsgrundsatzes ohnehin gilt, dass namlich nicht aufgrund 

2511 Rossi, IFG, 2006, § 7 Rn. 28. 
260 Berger in Berger/Partsch/Roth/Scheel, IFG, 2. Aufl., § 7 Rn. 13; Rossi, IFG, 2006, § 

7 Rn. 30; VG Koln, Urteil vom 24.07.2014, Az.. 1 3  K 3784.1 2, Rn. 55. 
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teilweisen Nichtbestehens des lnformationsanspruchs der Antrag 

im Ganzen abzulehnen ist261 • 

Damit tragt die Vorschrift dem ÜbermaBverbot Rechnung262 und 

dient der VerhattnismaBigkeit und Transparenz263• Es handelt sich 

jedoch um eine verfahrensrechtliche Norm, deren Zweck darin 

liegt, verfahrensrechtlich abzusichern, was materiell-rechtlich 

gilf84• 

Ein Fall des teilweisen Anspruchs liegt insbesondere dann vor, 

wenn ein Ausschlussgrund nach den §§ 3-6 1FG sich nur auf einen 

Teil der gewünschten lnformation beziehf65 oder dem Zugangs­

begehren aus anderen Gründen des materiellen Rechts nicht voll 

entsprochen werden kann266• Dass in einem Vorgang auch ge­

heimhaltungsbedürftige lnformationen enthalten sind, reicht damit 

allein zur vollstandigen Verweigerung des lnformationszugangs 

nicht aus; vielmehr bleibt die Behorde grundsatzlich zur Stattgabe 

des Antrags in dem Umfang verpflichtet, wie dies ohne Preisgabe 

von geheimhaltungsbedürftigen lnformationen oder ohne unver­

haltnismaBigen Verwaltungsaufwand moglich ist267• 

§ 7 Abs. 2 Satz 1 1 FG ist nach seinem ausdrücklichen Wortlaut 

(,oder'') so zu verstehen, dass die Verknüpfung der Tatbestandsal­

ternativen ,Preisgabe geheimhaltungsbedürftiger lnformationen" 

und ,unverhattnismaBiger Verwaltungsaufwand" alternativ zu ver­

stehen ist, es also nicht darauf ankommt, ob der unverhaltnisma­

Bige Verwaltungsaufwand zum Schutz geheimhaltungsbedürftiger 

261 Rudkowski, Geschaftsgeheimnisse des Versicherers, Bd. 39 der VerOffentlichungen 
der Hamburger Gesellschaft zur FOrderung des Versicherungswesens, 201 2, S. 89. 

262 Berger in Berger/Partsch/Roth/Scheel, IFG, 2. Aufl. ,  § 7 Rn. 13; Schoch, IFG, 2009, 
§ 7 Rn. 47. 

263 Fluck in Fluck!Theuer, lnformationsfreiheitsrecht, § 7 IFG Rn. 1 00. 
284 Schoch, IFG, 2009, § 7 Rn. 7 f., 47; Sicko in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medi-

enrecht, 201 4, § 7 IFG Rn. 1 ,  44. 
265 Ftuck in Fluck!Theuer, lnformationsfreiheitsrecht, § 7 IFG Rn. 1 00. 
266 Hessischer VGH, Beschluss vom 02.03.201 0, 6 A 1684.08, Rn. 23. 
2117 Berger in Berger/Partsch/Roth/Scheel, IFG, 2. Aufl., § 7 Rn. 13; Rossi, IFG, 2006, 

§ 7 Rn. 27. 
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lnformationen aufgewendet werden muss268• Erganzend kann auf 

die Rechtsprechung des VG Berlín verwiesen werden, welches § 7 

Abs. 2 Satz 1 IFG unabhangig vom Schutz geheimhaltungsbedürf­

tiger lnformationen und der Tatbestandsvoraussetzung des nur 

teilweise bestehenden Anspruchs direkt zur Anspruchsablehnung 

herangezogen hat269• 

§ 7 Abs. 2 Satz 1 IFG wird i n  der Praxis als normativa Basis für ei­

nen (potentiell) umfassenden Verweigerungsgrund gesehen270• 

Dies ist jedoch nach dem Wortlaut der Norm zweifelhaft, weil § 7 

Abs. 2 Satz 1 IFG als Tatbestandsvoraussetzung einen (nur) teil­

weise bestehenden Anspruch voraussetzt271 , was nur dann der Fall 

sein kann, wenn Teile der lnformationen gemaB §§ 3-6 IFG ge­

heimhaltungsbedürftig sind oder der Anspruch aus anderen rnate­

riell-rechtlichen Gründen nur teilweise besteht. 

Gleichwohl besteht aus Sicht der Verwaltung der Bedarf für ein 

entsprechendes Korrektiv, da es in der Praxis auch ohne das Er­

fordernis einer Separierung geheimhaltungsbedürftiger lnformatio­

nen zu einem besonders erheblichen Verwaltungsaufwand kom­

men kann. Zwar dürften solche Falle selten sein, weil in den aller­

meisten Fallen zumindest geringe Teile der lnformationen auszu­

sondern sein dürften. Wie die Fallkonstellation ,Zugang zu den Ak­

ten ,Privatisierung Leuna/Minol' und ,Sonder-Task-Force Leu­

na/Minol"'272 zeigt, ist ein uneingeschranktes Einsichtsrecht, dem 

materielle Ausschlussgründe nicht entgegenstehen, aber auch bei 

graBen Aktenbestanden nicht ausgeschlossen. Tatsachlich ist 

268 Hessischer VGH, Beschluss vom 02.03.201 O, 6 A 1 684.08, Rn. 24 und Beschluss 
vom 28.04.201 0, 6 A 1 767.08, Rn. 24; Schoch, IFG, 2009, § 7 Rn. 51 ; Rudkowski, 
Gesch�ftsgeheimnisse des Versicherers, 201 2, S. 90; a.A. Rossi, IFG, 2006, § 7 Rn. 
29.; Fluck in Fluck/Theuer, lnformationsfreiheitsrecht, § 7 IFG Rn. 102. 

268 VG Berlin, Urteil vom 12.10.2009, 2 A 20.08, Rn. 44, 48 ff., 65. 
270 Schoch, Aktuelle Entwicklungen im lnformationsfreiheitsrecht im IFG des Bundes, 

NVwZ 201 3, 1037. 
271 OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 1 6.01 .2014, OVG 12  B 50.09, Rn. 57. 
272 VG Berlin, Urteil vom 1 2.1 0.2009, 2 A 20.08, Rn. 44 ff.; OVG Berlin-Brandenburg, 

Urteil vom 1 6.01 .201 4, OVG 1 2  B 50.09, Rn. 57. 
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auch in solchen Fallen ein aus dem Rahmen fallender Verwal­

tungsaufwand denkbar, der weder durch eine Verweisung des An­

tragstellers auf eine andere Art des lnformationszugangs noch 

durch organisatorische MaBnahmen ausreichend reduziert und nur 

unter unvertretbaren Kosten und auBergewohnlichem Personalein­

satz zu leisten ware. 

Ob § 7 Abs. 2 Satz 1 IFG über seinen Wortlaut hinaus - oder all­

gemein der Ausschlussgrund ,unverhaltnismaBiger Verwaltungs­

aufwand" - auch auf Falle anwendbar ist, in denen ein Anspruch 

auf lnformationszugang nicht nur teilweise, sondern in vollem Um­

fang besteht, ist jedoch bisher nicht geklart. Dafür konnte zwar 

sprechen, dass das Ausschlusskriterium des ,unverhaltnismaBigen 

Verwaltungsaufwandes" auch von EuGH und EuG angewendet 

wird, obwohl es im positiven EU-Recht keine Grundlage dafür gibt 

und dies nur auf Verhaltnisma.Bigkeitserwagungen gestützt wircf73• 

Das OVG Berlin-Brandenburg hat diese Fraga mit Urteil vom 

1 6.01 .201 4274 aber ausdrücklich offen gelassen. Klarung ist inso­

fern durch das BVerwG275 zu erwarten, nachdem dieses die gegen 

das OVG-Urteil gerichtete Revision u. a. zur Klarung des Anwen­

dungsbereichs des § 7 Abs. 2 Satz 1 IFG zugelassen hat. 

6.1 .2 Verwaltungsaufwand 

Was als , Verwaltungsaufwand" einzustufen ist, wird im IFG nicht 

definiert und ergibt sich auch nicht aus dessen Begründung. Damit 

dürfte jedoch der gesamte Arbeits- und Kostenaufwand für die 

behordlichen Tatigkeiten, die den lnformationszugang ermaglichen 

sollen, gemeint sein278• Nicht berücksichtigungsfahig ist nach An­

sicht der Bundesregierung der Verwaltungsaufwand für verwal-

273 Krajewski/Rt>sslein in Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der EU, Art. 1 5  AEUV Rn. 
15; EuG, Urteil vom 1 3.04.2005, Az. T-2.03. 

274 OVG 1 2  8 50.09 -, Rn. 57. 
275 Beschluss vom 28.01 .201 5, 7 B 20. 14, 7 B 20.14 (7 C 2.1 5). 
278 Rudkowski, Geschaftsgeheimnisse des Versicherers, 201 2, S. 93. 
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tungsinterne Abstimmungen über das Vorliegen oder Nichtvorlie­

gen eines Ablehnungsgrundes277• 

Nach einer Ansicht ist allein der Aufwand maBgeblich, der gerade 

durch die Aussonderung, Unkenntlichmachung oder Anonymisie­

rung der geheimhaltungsbedürftigen Teile der lnformationen ent­

steht, der vorgelagerte Aufwand einer Drittbeteiligung o. a. sei da­

gegen nicht relevant278• Daran ist zwar zutreffend, dass das Vorlie­

gen von geheimhaltungsbedürftigen lnformationen naturgemaB 

Einfluss auf den Verwaltungsaufwand haben kann - je mehr ge­

heimhaltungsbedürftige lnformationen vom Zugangsgesuch be­

troffen sind, desto groBer wird der Urnfang der eñordertichen Aus­

sonderung - und in den maBgeblichen Verwaltungsaufwand einzu­

stellen ist. Hierauf dürfte der Verwaltungsaufwand aber nicht zu 

beschranken sein. Denn § 7 Abs. 2 IFG enthalt keine derartige Ein­

schrankung. Auch bringt diese Definition ein kumulatives Ver­

standnis der Tatbestandsalternativen des § 7 Abs. 2 Satz 1 IFG 

zum Ausdruck279, das mit dem Wortlaut jedoch nicht zu vereinba­

ren ist (s. o.). SchlieBiich ist nicht ersichtlich, warum der aus Dritt­

beteiligungen folgende Aufwand nicht zu berücksichtigen sein soll .  

Dementsprechend hat auch das VG Berlin den Aufwand für die 

Durchführung des Beteiligungsveñahrens als grundsatzlich be­

rücksichtigungsfahig eingestuft280• 

Zu berücksichtigen ist mithin samtlicher Verwaltungsaufwand in 

Gestalt von Personal- und Kostenaufwand, der voraussichtlich für 

277 Bundesregierung, BT-Drs. 1 7/5807, S. 4; Ziekow/Debus/Musch u.a., Evaluation des 
Gesetzes zur Regelung des Zugangs zu lnformationen des Bundes - lnformations­
freiheitsgesetz des Bundes {IFG), 201 2, S. 21 1 ;  Sicko in Gersdorf/Paal, lnformations­
und Medienrecht, 2014, § 7 1FG Rn. 52. 

278 Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die lnformationsfreiheit {BfDI), An­
wendungshinweise zum lnformationsfreiheitsgesetz {IFG), Überarbeitete Fassung 
{Stand 01 .08.2007), Anmerkungen zu § 7 IFG, Ziffer 5; lgstadt, Die Versagung des 
teilweisen lnformationszugangs wegen unverhAitnismaBigen Verwaltungsaufwands 
nach § 7 Abs. 2 Satz 1 IFG, in: Dix/FranBen/Kioepfer/Schaar/Schoch, lnformations­
freiheit und lnformationsrecht, Jahrbuch 201 1 ,  285, 288 {Fn. 1 O). 

279 Sicko in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 201 4, § 7 IFG Rn. 52. 
280 VG Berlin, Urteil vom 05.06.2014, Az. 2 K 252.1 3, Rn. 2. 
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die teilweise Erfüllung des lnformationsbegehrens anfallt. Soweit 

es dabei trotz organisatorischer Vorkehrungen in Richtung einer 

effizienten und auskunftsfreundlichen Gestaltung der Arbeitsablau­

fe der Behorde281 einer Einschaltung externer Berater undloder 

Sachverstandiger bedarf, dürfte auch dieser Aufwand Berücksich­

tigung finden konnen. 

6.1 .3 UnverhaltnismaBig 

Ab wann ein prognostizierter Verwaltungsaufwand ,unverhaJtnis­

maBig" ist, ergibt sich weder aus dem IFG selbst noch aus dessen 

Begründung282• lnsofern liegt jedoch bereits sprachlich eine Unter­

scheidung zum ,deutlich hoheren Verwaltungsaufwand" in § 1 

Abs. 2 Satz 2 IFG vor (der ja nicht die Versagung insgesamt recht­

fertigt, sondern nur eine andere Art der Zugangsgewahrung), so 

dass an das Vorliegen eines unverhaltnismaBigen Verwaltungs­

aufwandes hohere Anforderungen zu stellen sind283. Eine auf § 7 

Abs. 2 Satz 1 IFG gestützte Ablehnung darf daher nur im Ausnah­

mefall erfolgen, es handelt sich um einen nach objektiven MaBsta­

ben zu betrachtenden Ausnahmetatbestand84• An die Feststellung 

eines unverhaltnismaBigen Verwaltungsaufwands sind zur Verhin­

derung einer Umgehung der Gesetzesziele strenge MaBstabe an­

zulegen285. 

281 Sicko in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medienrecht, 201 4, § 7 IFG Rn. 53; Rossi, 
Staatliche Daten als lnformationsrohstoff, NVwZ 2013, 1 265; Sydow, Vorwirkungen 
von Ansprüchen auf datenschutzrechtliche Auskunft und lnformationszugang, NVwZ 
201 3, 470 mit Hinweis auf BSG, Urteil vom 13.1 1 .201 2, Az.. B 1 KR 13.12 .  

282 lgstadt, Die Versagung des teilweisen lnformationszugangs wegen unverhaltnisma­
Bigen Verwaltungsaufwands nach § 7 Abs. 2 Satz 1 IFG, in: 
Dix/FranBen/Kioepfer/Schaar/Schoch, lnformationsfreiheit und lnformationsrecht, 
Jahrbuch 201 1 , 285, 289. 

283 Schoch, IFG, 2009, § 7 Rn. 59; Sicko in Gersdorf/Paal, lnformations- und Medien­
recht, 2014, § 7 IFG Rn. 53. 

284 Schoch, IFG, 2009, § 7 Rn. 60; Sicko in Gersdorf/Paai-Sicko, lnformations- und 
Medienrecht, 201 4, § 7 1FG Rn. 53. 

285 Berger in Berger/Partsch/Roth/Scheel., IFG, 2. Aufl., § 7 Rn. 1 3. 
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Wann ein Verwaltungsaufwand unverhaltnismaBig288 ist, ist eine 

Frage des Einzelfalls und somit variabel287• lm Grundsatz ist der 

Verwaltungsaufwand unverhaltnismaBig, der nicht in einem ange­

messenen Verhaltnis zu den abzuwagenden Kriterien steht288• Die 

Frage, welche Kriterien dabei auf Seiten des Antragstellers und auf 

Seiten der Behorde mit jeweils welchem Gewicht in die Abwagung 

einzustellen sind, ist eine solche des Einzelfalls, die in Rechtspre­

chung und Literatur nicht einheitlich beantwortet wird und deren 

Beantwortung sich unter anderem danach richtet, welche Schutz­

richtung (Missbrauchs- oder Schutzklausel) der Norm zugespro­

chen wird289• Grundsatzlich kommen dabei insbesondere die fol­

genden Kriterien in Betracht: 

• Umfang und Komplexitat des begehrten lnformationszu­

gangs, 

• der mit dem lnformationszugang verfolgte Zweck und mog­

liche Erkenntnisgewinn des Antragstellers oder der Allge­

meinheit 

• GraBe, Ausstattung, Aufgaben und Auslastung der zur 

Auskunftserteilung verpflichteten Behorde, 

• Haufigkeit der Belastung der Behorde mit umfangreicheren 

und inhaltlich schwierigen lnformationszugangsantragen, 

286 lgstadt, Die Versagung des teilweisen lnformationszugangs wegen unverhaltnisma­
Bigen Verwaltungsaufwands nach § 7 Abs. 2 Satz 1 IFG, in: 
Dix/FranBen/Kioepfer/Schaar/Schoch, lnformationsfreiheit und lnformationsrecht, 
Jahrbuch 201 1 ,  285, 289 ff. differenziert dabei zwischen der UnverhaltnismaBigkeit im 
engeren Sinne bei unprazise gefassten Antragen und der UnverhaltnismaBigkeit im 
weiteren Sinne wegen unzumutbarer Belastung der Behorde. 

287 VG Berlin, Urteil vom 01 .06.2012, Az. 2 K 1 77.1 1 ,  Rn. 35; Rudkowski, Geschaftsge­
heimnisse des Versicherers, 201 2, S. 94 f. 

288 Nach Rudkowski, Geschaftsgeheimnisse des Versicherers, 201 2, S. 94 ist der Ver­
waltungsaufwand unverhaltnismaBig, der unangemessen ist im Verhaltnis zu einem 
naher zu bestimmenden Bezugsobjekt. Nach lgstadt, Die Versagung des teilweisen 
lnformationszugangs wegen unverhaltnismaBigen Verwaltungsaufwands nach § 7 
Abs. 2 Satz 1 IFG, in: Dix/FranBen/Kioepfer/Schaar/Schoch, lnformationsfreiheit und 
lnformationsrecht, Jahrbuch 201 1 ,  285, 289, wird mit der Anknüpfung an den Begriff 
der VerhaltnismaBigkeit eine bewertende Beziehung zum lnhalt des Zugangsgesuchs 
hergestellt. 

289 Rudkowski, Geschaftsgeheimnisse des Versicherers, 201 2, S. 94 und Zie­
kow/Debus/Musch u.a., Evaluation des Gesetzes zur Regelung des Zugangs zu ln­
formationen des Bundes - lnformationsfreiheitsgesetz des Bundes (IFG), 2012,S. 212 
jeweils mit weiteren Nachweisen. 
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• die entstehenden Personalkasten und sanstigen nicht 

durch Auslagen gedeckten Sachkasten (auch in Relatian 

zur Hochstgebühr), 

• MaBnahrnen der Behorde (ergriffene und unterlassene) zur 

Reduzierung des Verwaltungsaufwandes im Einzelfall und 

im Allgemeinen, · 

• Varhandensein ader Fehlen eines Dakumentatiansverfah­

rens, in dem lnfarmatianen bereits beim EingaOQ oder der 

Erstellung erfasst, qualifiziert ader eingeordnet werden, 

• Varhandensein ader Fehlen einer Aktenführung nach dem 

Trennungsprinzip. 

Dass die lnfarmatianserteilung nicht innerhalb des Monatszeit­

raums nach § 7 Abs. 5 Satz 2 IFG erfolgen kann, ist hingegen von 

varnherein nicht in die Betrachtung einzubeziehen290• Denn hierbei 

handelt es sich - entgegen dem Gesetzesentwurf - um eine Saii­

Varschrift, die bei einem Antrag auf Zugang zu einem sehr um­

fangreichen Dakument oder zu einer sehr graBen Zahl van Daku­

menten, verlangert werden kann2i1 • 

Dabei kann sich zwar die UnverhattnismaBigkeit bereits aus der 

Unangemessenheit des Verwaltungsaufwandes in Bezug zu einem 

der aben aufgelisteten Bezugsabjekte ergeben. Dies ergibt sich 

daraus, dass sawohl das VG Berlin als auch das OVG Berlin­

Brandenburg Aufgabenwahrnehmung und Erkenntnisgewinn als 

alternativa Bezugsobjekte nennen: 

"Ein unverhiiltnismii.Biger Verwaltungsaufwand ist anzu­
nehmen, wenn die Behorde als Ganzes - nicht nur die 
m/t dem Antrag auf lnfonnationszugang befasste Stelle -
durch den fraglíchen Antrag auf Gewiihrung von lnfor-

290 Andere Ansicht Fluck in Fluck/Theuer, lnformationsfreiheitsrecht, § 7 IFG Rn. 106. 
291 So auch EuG, Urteil vom 13.04.2005, Az. T -2.03, Rn. 1 1  zum europ�ischen Recht; 

lgstadt, Die Versagung des teilweisen lnformationszugangs wegen unverh�ltnism�Bi­
gen Verwaltungsaufwands nach § 7 Abs. 2 Satz 1 IFG, in: 
Dix/FranBen/Kioepfer/Schaar/Schoch, lnformationsfreiheit und lnformationsrecht, 
Jahrbuch 201 1 , 285, 295. 
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matlonsgewilhrung gehindert wlrd, lhre eigentllchen 
Aufgaben ordnungsgemiJB zu erfOI/en (vgl Hess. VGH, 
Beschluss vom 30. April 2010 - 6 A 1341.09 -, juris 
Rdnr. 61 ff., 70). Darüber hinaus 1/egt ein unverhiJ/tnls­
miJB/ger Verwaltungsaufwand vor, wenn der technlsch­
organisatorische Aufwand der lnformationsgewlihrung in 
einem MissverhiJitnis zu dem zu erwartenden Erkennt­
nisgewinn der Allgemeinheit bzw. des Einzelnen 
steht'�292 

"Die Suche darf die VerwaHung nicht an ihrer eigent/1-
chen Aufgabenwahrnehmung hindem oder vollig auBer 
Verhilltnis zum rntJglichen Erkenntnisgewinn stehen. •1!93 

Gleichwohl sollten grundsatzlich alle moglichen Bezugspunkte in 

die Betrachtung einbezogen werden und die Betrachtung vor dem 

Hintergrund, dass es grundsatzlich keines berechtigten lnteresses 

an einem lnforrnationszugang bedarf!94, nur zurückhaltend auf den 

moglichen Erkenntnisgewinn abstellen. 

6.2 Wo liegt die Grenze des Zumutbaren? Welche Auswir­

kungen auf die übrigen Dienstgeschafte sind hinzuneh­

men oder hat die Behorde sich darauf verweisen zu las­

sen, sie müsse genug Personal vorhalten? 

Ein für die Aussonderung/Schwarzung von teilweise zuganglich zu 

machenden lnformationen entstehender Verwaltungsaufwand ist 

unverhaltnismaBig im Sinne von § 7 Abs. 2 Satz 1 ,  2. Fall IFG mit 

der Folge, dass die Behorde den lnformationszugang insgesamt 

versagen darf, wenn die Behorde trotz personeller, organisatori­

scher und sachlicher Vorkehrungen im Falle einer ordnungsgema­

Ben Erfüllung ihrer lnformationspflicht nach dem IFG daran gehin­

dert ware, ihre eigentlichen (Kem-) Aufgaben · ordnungsgemaB zu 

292 VG Berlin, Urteil vom 1 9.06.2014, Az. 2 K 21 2.13, Rn. 52. 
293 OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 07.06.2012, Az. OVG 1 2  B 34.10, Rn. 41 . 
284Nach lgstadt, Die Versagung des teilweisen lnformationszugangs wegen unverhalt-

nismMigen Verwaltungsaufwands nach § 7 Abs. 2 Satz 1 IFG, in: 
Dix/FranBen/Kioepfer/Schaar/Schoch, lnformationsfreiheit und lnformationsrecht, 
Jahrbuch 201 1 , 285, 292, sind weder die BehOrde noch das Gericht dazu befugt, eine 
Vorbeurteilung des Nutzens für den Antragsteller oder fOr die Offentlichkeit vorzu­
nehmen. 
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erfüllen oder der technisch-organisatorische Aufwand der lnforma­

tionsgewahrung in einem Missverhaltnis zu dem zu erwartenden 

Erkenntnisgewinn der Allgemeinheit bzw. des Einzelnen stehf95. 

Welche personellen, organisatorischen und sachlichen Vorkehrun­

gen dazu zu ergreifen sind, kann nicht pauschal beantwortet wer­

den. Die entsprechende Ausstattung der Behorde muss jedoch 

darauf ausgerichtet sein, neben ihren Kernaufgaben auch solche 

lnformationsbegehren zu erfüllen, mit denen sie typischerweise 

konfrontiert wird. Eine Aktenführung nach dem Trennungsprinzip, 

d. h. die Ergreifung organisatorischer MaBnahmen, damit geheim­

haltungsbedürftige lnformationen maglichst ohne unverhaltnisma­

Bigen Aufwand abgetrennt werden konnen, ist dazu für Bundesbe­

horden nicht zwingend erforderlich, weil im IFG - anders als teil­

weise im Landesrechf96 - eine entsprechende Bestimmung fehlt. 

Zwar kann nach Ansicht von Schoch297 ein fehlendes Bemühen ei­

ner Bundesbehorde um eine den Verwaltungsaufwand reduzieren­

de Aktenführung dem UnverhaltnismaBigkeitseinwand entgegen­

stehen. Dem steht aber entgegen, dass eine grundsatzliche Tren­

nung nach dem Trennungsprinzip für die Verwaltung insgesamt 

mehr Aufwand verursachen würde als eine lnforrnationstrennung 

im Einzelfall eines IFG-Antrags. Denn dies würde die Verwaltung 

zwingen, vorbeugend und unabhangig von einem spateren IFG­

Antrag denjenigen Aufwand zur ldentifizierung geheimhaltungsbe­

dürftige lnhalte zu betreiben, der ohne Trennungsprinzip nur dann 

anfallt, wenn IFG-Zugang begehrt wird. Zudem müsste die Ein­

schatzung zu einem Zeitpunkt getroffen werden, der im spateren 

Zeitpunkt eines IFG-Antrags eventuell schon sachlich überholt ist. 

Die Behorde muss daher ohne Verpflichtung zur Aktenführung 

295 Schoch, Aktuelle Entwicklungen im lnformationsfreiheitsrecht im IFG des Bundes, 
NVwZ 2013, 1 033, 1 037; lgstadt, Die Versagung des teilweisen lnformationszugangs 
wegen unverhaltnismaBigen Verwaltungsaufwands nach § 7 Abs. 2 Satz 1 IFG, in: 
Dix!FranBen/Kioepfer/ Schaar/Schoch, lnformationsfreiheit und lnformationsrecht, 
Jahrbuch 201 1 ,  285, 288 ff. 

296 Vgl. § 1 O Abs. 2 IFG NW und § 1 5  IFG SH. 
297 Schoch, IFG, 2009, § 7 Rn. 66. 
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nach dem Trennungsprinzip die Moglichkeiten zur Verringerung 

des Verwaltungsaufwandes ausschopfen298 und sollte dies vor­

sorglich in geeigneter Art und Weise dokumentieren. 

Zudem muss geprüft werden, ob der Aufwand durch eine andere 

Wahl der Zugangsart vermindert werden kann. Wenn dies meglich 

ist und der so entstehende Aufwand nicht mehr unzumutbar ist, 

muss dem Antrag in dieser modifizierten Form stattgegeben wer­

den299 (Abweichung von begehrter lnformationszugangsart vor 

vollstandiger Ablehnung). 

Weiter ergibt sich aus der Rechtsprechung, dass es grundsatzlich 

nicht auf die Auslastung und Arbeitsf�higkeit einer einzelnen Abtei­

lung, sondern diejenige der ganzen Behórde ankommt und im Ein­

zelfall für ein einziges Gesuch mehrere Mitarbeiter für mehrere 

Monate abzustellen sind. So muss eine Bundesoberbehorde wie 

das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) 

mit ca 1 1  00 Mitarbeitern nach Ansicht des VG Koln in der Lage 

sein, ein bis zwei Vollzeitkr�fte für zwei Monate abzustellen, um 

das lnformationsbegehren eines einzelnen Anspruchstellers zu er­

füllen300. Nach Ansicht des VG Berlín muss es die Kassenarztliche 

Bundesvereinigung (KBV) mit zwar insgesamt 302 Mitarbeitern 

aber nur 1 ,  7 Vollzeitstellen im maBgeblichen Bereich hinnehmen, 

dass eine Vollzeitkraft 40 Arbeitstage für die Sichtung des Daten­

materials und weitere zwei Monate für die Aufbereitung des Mate­

rials einschlieBiich Schwarzen und Kopieren allein für ein lnforma­

tionsbegehren benotigf01 • Hingegen konnte es der sich in Abwick­

lung befindlichen Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonder­

aufgaben (BvS) mit 2,5 Mitarbeitern nach Ansicht des VG Berlín 

nicht zugemutet werden, einen Mitarbeiter mehr als sieben Jahre 

298 Schoch, Aktuelle Entwicklungen im lnformationsfreiheitsrecht im IFG des Bundes, 
NVwZ 2013, 1033, 1 037. 

298 Schoch, IFG, 2009, § 7 Rn. 65; Rossi, IFG, 2006, § 7 Rn. 30. 
300 VG Koln, Urteil vom 24.07.2014, Az. 13 K 3784.1 2, Rn. 58. 
301 VG Berlin, Urteil vom 01 .06.201 2,Az. 2 K 1 77.1 1 ,  Rn. 36. 
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allein für die Sichtung einzusetzen302• Derngegenüber stellte das 

OVG Berlin-Brandenburg303 im Berufungsverfahren darauf ab, dass 

der Anspruch auf Akteneinsicht im konkreten Fall uneingeschrankt 

bestehe und es der Behorde daher auch zustehe, dem Klager 

freien Zugang zum Aktenbestand zu gewahren, ohne sich zuvor 

inhaltlich mit diesem auseinandersetzen zu müssen. In Anbetracht 

der damit lediglich beizustellenden Aufsicht sei kein unverhaltnis­

maBiger Verwaltungsaufwand gegeben. Das BVerwG304 hat die 

Revision zugelassen, u. a. zur Klarung des Anwendungsbereichs 

des § 7 Abs. 2 Satz 1 IFG. 

Auch wenn die Behorde sich grundsatzlich darauf verweisen las­

sen muss, sie müsse genug Personal vorhalten, muss berücksich­

tigt werden, dass dann, wenn erforderliche Stellen im Haushalts­

plan . trotz entsprechender Hinweise der Behorde nicht vorgesehen 

sind, dies der Behorde nicht entgegengehalten werden kann. Ob 

ein solches Argument den Anforderungen der Rechtsprechung 

genügt, kann nur im Einzelfall entschieden werden. 

6.3 Welche Kriterien sind für die Frage der Unzumutbarkeit 

des Verwaltungsaufwandes heranzuziehen (nur Personal­

aufwand oder auch finanzieller oder Ressourcenaufwand, 

bspw. für exteme Berater zur ldentifikation von Betriebs­

geheimnissen)? Welche Kriterien sind hierzu in der Recht­

sprechung entwickelt worden? In welchen Fallen hat die 

Rechtsprechung § 7 Absatz 2 Satz 1 ,  2. Fall IFG als Ver­

sagungsgrund akzeptiert? Wie ist die Erfolgsquote bei 

den bekannten Gerichtsentscheidungen? 

302 VG 8erlin, Urteil vom 12.10.2009, Az. 2 A 20.08, Rn. 48. 
303 OVG 8erlin-8randenburg, Urteil vom 1 6.01 .2014, Az. OVG 12  8 50.09. 
304 8VerwG, 8eschluss vom 28.01 .201 5, Az. 7 8 20.1 4. 
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6.3.1 Welche Kriterien sind für die Fraga der Unzumutbarkeit 

des Verwaltungsaufwandes heranzuziehen (nur Personal­

aufwand oder auch finanzieller oder Ressourcenaufwand, 

bspw. für externa Berater zur ldentifikation von Betriebs­

geheimnissen)? 

Als Kriterien für die Frage der Unzumutbarkeit des Verwaltungs­

aufwandes sind heranzuziehen: 

• Umfang und Komplexitat des begehrten lnformationszu­

gangs, 

• der mit dem lnformationszugang verfolgte Zweck und mog­

liche Erkenntnisgewinn des Antragstellers oder der Allge­

meinheit, 

• GraBe, Ausstattung, Aufgaben und Auslastung der zur 

Auskunftserteilung verpflichteten Béhorde, 

• Haufigkeit der Belastung der Behorde mit umfangreicheren 

und inhaltlich schwierigen lnformationszugangsantragen, 

• die entstehenden Personalkosten und sonstigen nicht 

durch Auslagen gedeckten Sachkosten (auch in Relation 

zur Hachstgebühr), 

• MaBnahmen der Behorde (ergriffene und unterlassene) zur 

Reduzierung des Verwaltungsaufwandes im Einzelfall und 

im Allgemeinen, 

• Vorhandensein oder Fehlen eines Dokumentationsverfah­

rens, in dem lnformationen bereits beim Eingang oder der 

Erstellung erfasst, qualifiziert oder eingeordnet werden, 

• Vorhandensein oder Fehlen einer Aktenführung nach dem 

Trennungsprinzip. 

lrrelevant ist, ob der Verwaltungsaufwand im Falle einer Trennung 

von Anfang an - die aber tatsachlich nicht vorgenommen wurde -

zumutbar ware. Denn eine Verpflichtung, lnformationsbestande so 

zu verwahren, dass eine Trennung sehr einfach moglich ist, be­

steht nach dem I FG nicht; die Aktenführung muss nicht zur Er-
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leichterung eines lnforrnationszugangs nach Betriebs- oder Ge­

schaftsgeheimnissen ausgerichtet werden305. 

Die Behorde muss den aus ihrer Sicht bestehenden unverhaltnis­

maBig hohen Verwaltungsaufwand hinreichend substantiieren306 

und dabei darlegen, dass sie trotz zumutbarer Vorkehrungen und 

Anstrengungen307 überfordert und dadurch in ihrer Aufgabenerfül­

lung nachhaltig behindert ware308. Allein der Hinweis auf die inso­

weit anfallenden Kosten "in mittlerer dreistelliger Hohe" genügt 

den Anforderungen nicht309• Ein bloBer Hinweis auf eine Zahl von 

Seiten reicht für sich allein nicht aus, um den durch eine konkrete 

und individuelle Prüfung bedingten Arbeitsaufwand zu beurtei­

len310. Vielmehr sollte dargelegt werden, dass alle anderen - konk­

ret zu benennenden - denkbaren Losungen untersucht wurden 

und aus welchen Gründen diese verschiedenen Losungen gleich­

falls zu einem unverhaltnismaBigen Arbeitsaufwand führen wür­

dens, , .  

6.3.2 In welchen Fallen hat die Rechtsprechung § 7 Abs. 2 

Satz 1 ,  2. Faii iFG als Versagungsgrund akzeptiert? 

In - soweit bekannt -bisher sieben Entscheidungen haben die Ge­

richte § 7 Abs. 2 Satz 1 ,  2. Fall IFG bzw. unabhangig davon einen 

unverhaltnismaBigen Verwaltungsaufwand als Versagungsgrund 

akzeptiert: 

305 Jastrow/Schlatmann, IFG, 2006, § 6 Rn. 49; Mecklenburg/Poppelmann, IFG, 2006, 
§ 7 Rn. 30. 

308 OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 31 .07.201 2, OVG 1 2  S 95.1 1 ,  Rn. 10. 
307 lnsbesondere die BaFin musste sich mehrfach vorwerfen lassen, die Moglichkeiten 

zur Reduzierung des Verwaltungsaufwandes nicht ausgeschopft zu haben, vgl. 
Schoch NVwZ 201 3, 1037 unter Hinweis auf Rechtsprechung des Hessischen VGH. 

306 VG Minden, Urteil vom 05.08.201 5, Az.. 7 K 2267.13, Rn. 54. 
309 VG Minden, Urteil vom 05.08.2015,  Az. 7 K 2267.13, Rn. 54. 
310 EuG, Urteil vom 13.04.2005, Az.. T-2.03, Rn. 1 1 7. 
31 1 EuG, Urteil vom 1 3.04.2005, Az.. T-2.03, Rn. 1 1 5. 
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• VG Berlin, Urteil vom 26.02.2002, Az. 23 A 202.00, Rn. 39 

ff.: 

Die Beh6rde müBte sonst auch bei umfangreichen Akten 
stets für jede einze/ne Seite entscheiden, welche einzel­
nen Wotter und Siitze sie unkenntlich macht. Das Ver­
waltungsgerlcht seinerseits wiire im AnschluB berufen, 
im Rahmen des ln-camera-Verfahrens über die Berech­
tigung jeder einzelnen Unkenntlichmachung oder Ab­
trennung zu befinden und sich m6glicherweise zu meh­
reren hundert getrennt zu betrachtenden Einzelpunkten 
sine Ansicht zu bilden. Das Recht auf Akteneinsicht 
kann in so/chen Fallen in einer Weise ausufem, die im 
MiBverhiiltnis zu dem Erkenntnisgewinn der A/lgemein­
heit steht 

Die hiernach erforderliche Abwiigung zwischen dem 
durch die Akteneinsicht entstehenden Verwaltungsauf­
wand zum einen und dem lnformationsinteresse des 
Kliigers zum anderen hat zum &gebnis, daB in Bezug 
auf den Dienstaufsichtsbeschwerdevorgang die Abtren­
nung der von der Ver6ffentlichung ausgesch/ossenen 
personenbezogenen Daten und die nachfo/gende Ver6f­
fentlichung der verbleibenden lnformationen untun/ich 
ist. 

Der zur Vorbereitung der Akteneinsicht entstehende 
Verwahungsaufwand ist erheblich. Wie ausgeführt, be­
treffen die personenbezogenen Daten den Kem des 
Dienstaufsichtsbeschwerdevorgangs. Damit ist das Er­
fordemis umfangreicher Unkenntlichmachung verbun­
den. 

• VG Frankfurt, Urteil vom 1 9.03.2008, Az. 7 E 4067/06, 

Rn. 55: 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass sich die Antriige eles 
Kliigers in seinem Hauptantrag zum Teil auf Zeitrliume 
seit dem Jahr 2001 erstrecken. Die Bek/agte hat hierzu 
vorgetragen, dass der gesamte Aktenbestand über die 
Beigeladene seit dem Jahr 2001 insgesamt 182 Biinde 
mit geschiitzten 25.000 bis 30.000 Seiten umfasst. Die 
vom Kliiger begehtten lnformationen wiiren nach ent­
sprechender Durchsicht des Gesamtbestandes zu sepa­
rieren und anschlieBend die geheimhaltungsbedürftlgen 
lnformationen, insbesondere Betriebs- und Geschiifts­
geheimnisse sowie personenbezogene Daten Dritter, zu 
schw/Jrzen. Eine vorherige Se/ektion der begehtten ln­
formationen ist an Hand des Aktenplans nur bedingt 
m6glich. Das für die Beaufsichtigung der Beigeladenen 
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zustiindige Fachreferat schiitzt den Umfang der für das 
Antragsbegehren des Kliigers relevante Akten auf 94 
Biinde mit ca. 15.000 bis 20.000 Se/ten. Selbst die vor­
herige Selektion einzelner Aktenbiinde aus dem Ge­
samtbestand würde nicht zu einer signlfikanten Reduzie­
rung des erforderlichen Verwaltungsaufwandes führen, 
der eine teilweise Einsichtnahme der begehrten lnforma­
tionen rechtfertigen konnte. /m Gegenteil wiire die Sepa­
rierung der begehrten lnformationen mit einem erhebli­
chen Personal- und Zeitaufwand verbunden. Dieser Zeit­
und Personaufwand liegt darin, dass im Anschluss an 
die Durchsicht des gesamten Aktenbestandes und die 
Separierung der für das Antragsbegehren relevanten Ak­
tenbestiinde, die darin enthaltenen Dokumente zuniichst 
kopiert und dann Seite für Seite, Satz für Satz und Wort 
für Wort auf eine m6gliche Geheimhaltungsbedürftigkeit 
durchgesehen werden müssten. Für jeden Fa// wiire zu 
prüfen und zu entscheiden, welche Ausnahmetatbe­
stiinde einschliigig sind Ansch/ie8end wiiren die betref­
fenden lnformationen zu schwiirzen. Dabei wiire darauf 
zu achten, dass sich aus der jeweiligen Begründung 
weder Rücksch/üsse auf die geschützten lnformationen 
ziehen lieBen noch dass die zu offenbarenden lnformati­
onen vertiilscht würden. SchlieB/Ich wiiren die betreffen­
den Seiten emeut zu kopieren um sicherzustellen, dass 
die geschwiirzten Stellen nicht doch lesbar sind Selbst 
wenn nur 50 % der in den voraussichtlich relevanten Ak­
tenblinden (94 Stück) enthaltenen Dokumente vom Ein­
sichtsbegehren des 1</iigers erfasst wiiren, würde dies 
bedeuten, dass - vorsichtig geschiitzt - ca. 7.500 Se/ten 
entsprechend dem oben genannten Verfahren zu bear­
beiten wiiren. Dieser · von der Beklagten geschilderte 
Verwa/tungsaufwand zur Sicherstellung eines teilweisen 
lnformationszugangs übersteigt auch unter Berücksich­
tigung dessen, dass die Anforderungen an diese 
Schutzklausel zu Gunsten der Behorde im lnteresse der 
grundsiitzlichen lnformationszugangsfreiheit nicht zu 
niedrig gestellt werden dürfen, das, was von einer Be­
h6rde mit angemessenem Personal- und Zeitaufwand 
geleistet werden kann. 

• VG Frankfurt, Urteil vom 05. 12.2008, Az. 7 E 1 780/07, 

Rn. 71 : 

Die Beklagte hat hierzu vorgetragen, dass der gesamte 
Aktenbestand über die Beigeladene in dem genannten 
Zeitraum insgesamt 62 Biinde mit geschlltzten 9.520 
Seiten umfasst Die vom Kliiger begehrten lnformationen 
wiiren nach entsprechender Durchsícht des Gesamtbe­
standes zu separieren und anschlieBend die geheimhal­
tungsbedürftigen lnformationen, insbesondere Betriebs-
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und Geschiiftsgeheimnisse sowie personenbezogene 
Daten Dritter, zu schwiirzen. Die Separierung der be­
gehrten lnformation wiire mit einem erheblichen Perso­
nal- und Zeitaufwand verbunden. Dieser Zeit- und Per­
sonalaufwand liegt darin, dass im Anschluss an die 
Durchsicht des gesamten Aktenbestandes und die Se­
parierung der für das Antragsbegehren relevanten Ak­
tenbestiinde, die darin enthaltenen Dokumente zuniichst 
kopiert und dann Seite für Seite, Satz für Satz und Wort 
für Wort auf eine miigliche GeheimhaHungsbedürftigkeit 
durchgesehen werden müssten. Für jeden Fa// wiire zu 
prüfen und zu entscheidsn, welche Ausnahmetatbe­
stiinde einschliigig sind. AnschlieBend wiire die betref­
fenden lnformationen zu schwlirzen. Dabei wiire darauf 
zu achten, dass sich aus der jeweiligen Begründung 
weder Rückschlüsse auf die geschützten lnformationen 
ziehen lieBen noch dass die zu offenbarenden lnformati­
onen verfiilscht würden. SchlieB/ich wiiren die betreffen­
den Seiten emeut zu kopieren um sicherzustellen, dass 
die geschwiirzten Stellen nicht doch /esbar sind. 

Dieser von der Bek/agten geschilderte Verwa/tungsauf­
wand zur Sicherstellung eines teilweisen lnformations­
zugangs übersteigt auch unter Berücksichtigung des­
sen, dass die Anforderungen an diese Schutzk/ausel zu 
Gunsten der Behtirde im lnteresse der grundsiitzlichen 
lnformationszugangsfreiheit nicht zu niedrig gestellt 
werden dürfen, dass, was von einer Behorde mit ange­
messenem Personal- und Zeitaufwand geleistet werden 
kann. 

• VG Frankfurt, Urteil vom 28.01 .2009, Az. 7 K 4037/07. F, 

Rn. 69 f.: 

Nach MaBgabe dieser Ausführungen steht vorliegend 
dem eingeschriinkt berechtigten lnformationszugangs­
begehren der Kliiger ein unverhilltnismliBiger Verwal­
tungsaufwand auf Seiten der Beklagten entgegen. 

Hierbe/ ist in erster Linie auf den Umfang der Akten ab­
zustellen, der sich insbesondere hinsichtlich des Haupt­
antrags Buchstabe h} auf insgesamt 22 Aktenstücke mit 
etwa 5. 000 Seiten nach Auskunft der Beklagten beziffern 
liisst Hinzu kiimen zusiitzlich die in den Antriigen nach 
Buchstabe e), d}, e}, g) und i) noch zusammenzustellen­
den Aktenstücke, deren Umfang sich nur annlihernd 
schiitzen liisst Auch wenn man davon ausgehen kann, 
dass teilweise Unter/agen zu Sachkomp/exen, die Ge­
genstand eines einzelnen Auskunftsbegehrens sind, sich 
mit den lnhalten der Aktensammlungen, die Gegenstand 
des Auskunftsbegehrens zu Buchstabe h) sind, decken, 
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liegt die Annahme nahe, dass die Anzahl der schon be­
zifferten Seiten hierdurch erheblich steigen wird Die 
Kammer stellt auch in Rechnung, dass sich durch diese 
Antragsgestaltung und der hierdurch ausgeliJsten Erfor­
schung, welche Akteninhalte zu den einzelnen Sach­
komplexen sich gegenseitig decken, ein zusatzlicher 
Verwaltungsaufwand aufgeliJst wird. Die Klager haben 
zwar auf Hinweis der Kammer in der mündlíchen Ver­
handlung insbesondere die Zeitriiume, ínnerha/b derer 
Einsicht in schriftliche Unterlagen gewahrt werden sol/, 
prilzisiert Síe haben hlerdurch jedoch den zu unterstel­
lenden und seitens der Kammer nur zu schiitzenden 
Verwaltungsaufwand der 8eklagten nicht entscheídend 
vermindert. Auch in Ansehung der naturgemliB umfang­
relchen Sachkomplexe geht die Kammer angesichts 
dieser Antragsgestaltung davon aus, dass für die 8e­
klagte mit der Zusammenstellung dleser lnformationen 
ein unverhaltnismaBiger Verwaltungsaufwand verbunden 
ware, der vorliegend dem lnformationszugangsbegehren 
entgegensteht. 

• VG Frankfurt, Beschluss vom 07.05.2009, Az.. 7 L 676/09.F, 

Rn. 20: 

Es ist davon auszugehen, dass es der Antragsgegnerln 
angesíchts des betreffenden Aktenbestands im Umfang 
von ca. 1 O. 000 Se/ten nícht zugemutet werden kann, 
diesen gewissenhaft darauf zu sichten, ob sonstige 
schützenswerte Daten enthalten und gegebenenfalls zu 
schwiirzen sind, um dem Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung Dritter und dem gebotenen Schutz 
der 8etriebs- und Geschaftsgeheimnisse der im Antrag 
benannten F/nanzinstitute gerecht zu werden. Die An­
tragsgegnerin hat zumíndest für das Eilverfahren über­
zeugend dargelegt, dass die im Antrag genannten 8e­
hiJrdenakten der Antragsgegnerin zu einem erheblichen 
Anteil schützenswerte 8etriebs- und Geschiiftsgeheim­
nisse (u.a. 81/anzen, Finanz- und Anlagestrategíen, Sa­
nierungskonzepte etc.) enthalten. 

• VG Berlin, Urteil vom 12 .1 0.2009, Az. 2 A 20.08, Rn. 48: 

Gemessen hieran steht der durch die begehrte Akten­
einsicht entstehende Verwaltungsaufwand bei der Sich­
tung von 4.255 Ordnem in keinem Verhiiltnis mehr zu 
dem vom K/ager dargelegten lnteresse an den begehr­
ten lnformationen. Jeder der 4.255 Ordner enthalt circa 
300 8/att (insgesamt 1.276.500 8/att). Die Ordner enthal­
ten jeweils ein Vorblatt mit Angaben zum Sachbearbei­
ter, 8earbeitungszeitraum und Unternehmen, auf wel-
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ches sich die Akte bezieht. Darüber hinaus enthiilt das 
Vorblatt Stichworte, die Aufsch/uss über den lnhah der 
Akte geben; diese Stichworte wurden vom jeweiligen 
Sachbearbeiter der Akten vergeben. Die Angaben auf 
den Vorbliittem sind e/ektronisch erfasst und insoweit 
der elektronischen Recherche zugiinglich. Der restliche 
Aktenbestand liegt nur in Papierform vor; eine e/ektroni­
sche Recherche spezie/1 nach 8etriebs- und Geschiifts­
geheimnissen ist nicht mtJglich. Die Beklagte, die sich in 
der Abwicklung befindet und persone// mit nur noch 2,5 
Mltarbeitem ausgestattet ist, müsste al/e 4255 Ordner 
durchsehen, die zu schützenden 8etriebs- und Ge­
schiiftsgeheimnisse suchen, die jewei/igen Se/ten her­
ausnehmen oder die betreffende Se/te kopíeren, das 
Geheimnis schwiirzen und die so aufbereitete Seíte wie­
der zu den Akten nehmen. Geht man mit der 8ek/agten 
davon aus, dass ein Mitarbeiter in sechs Stunden 500 
8/att síchten kann, bentitigte man - allein für die Sích­
tung - für 1.276.500 8/att insgesamt 15.318 Stunden, 
das sind be/ einem Arbeitstag mit acht Stunden 1.914,74 
Arbeitstage bzw. be/ fünf Arbeitstagen in der Woche 
382,95 Wochen, a/so mehr als sieben Jahre. 

• VG Frankfurt, Urteil vom 23.04.2013, Az. 7 K 1 29/1 0.F, 

Rn. 42 ff: 

Nach dem von dem K/iiger nicht substantiiert angegríf­
fenen Vortrag der 8eklagten beliiuft sich der Umfang der 
einsch/iiglgen die 8eigeladene betreffenden Akten auf 
ca. 45.000 Se/ten. Dies ist plausibel und in vollem Um­
fang nachvol/zlehbar. Denn allein die zu den Gerichtak­
ten gereichte inhaltliche AuDistung der Aufsichtsakten 
für den Zeitraum vom 14.07.2006 bis zum 02.03.2009 
erstreckt sich auf 128 Se/ten. Die hiindisch erstellte Auf-
1/stung des vor dem genannten Zeitraum angefallenen 
Akteninhalts umfasst ca. 160 Se/ten. Pro Seite sind teil­
weise mehr als fünfzig Einzelposltionen aufgeführt. Allein 
das Erstellen dieser Übersichten hat nach dem Vortrag 
der Beklagten einen Arbeitsaufwand von 2.605 Stunden 
und einen Kostenaufwand von ca. 1 OO. 000 € verursacht, 
wobei für die entsprechende Berechnung der Arbeits­
einsatz eines Tarifbeschiifligten des mittleren Dienstes 
zu Grunde gelegt worden sei. Nachvollziehbar haben die 
Beauftragten der 8eklagten auch ausgeführt, dass allein 
das Erste/len einer Spen-erkliirung 80 Monate dauem 
würde, sofern eine Person damit befasst werde, oder 
aber einen Monat, wenn 80 Personen damit beauftragt 
würden. Zusiitzlicher Personalaufwand würde noch 
dadurch anfallen, weil auch die Rechtsabteilung einge­
bunden werden müsse. 
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Ein so/ches zu bewaltigendes Arbeitsvolumen ste/lt auch 
unter BerOcksichtigung der einschlaglgen Rechtspre­
chung des Hessischen Verwahungsgerlchtshofs (Be­
schluss vom 02.03.2010 - 6 A 1684/09, NVwZ 201a 
1 036) und des erkennenden Gerichts (vgl Beschluss 
vom 07.05.2009 - 7 L 676/09, NVwZ 2009, 1 182) einen 
unverhliltnismii8/gen Verwahungsaufwand im Sinne des 
§ 7 Abs. 2 Satz 1 IFG dar, der dem klagerischen Begeh­
ren entgegensteht. 

Darüber hinaus hat der Bundesbeauftragte für den Datenschutz 

und die lnformationsfreiheit (BfDI) in einem dokumentierten Fa11312 

einen unverhaltnismaBigen Verwaltungsaufwand anerkannt und 

dazu ausgeführt: 

Das Luftfahrt-Bundesamt (LBA) erhielt eine Anfrage, mit 
der ein BOrger um statistische lnformationen zu Leicht­
nugzeugen bat lnsgesamt stellte der Antragsteller neun 
Fragen zu Zulassungsstatistiken der Luftfahrzeugklasse 
·E . . .  

Das LBA verfügt über Unterlagen aller zuge/assener 
Luftfahrzeuge der angefragten Klasse. Die Zulassungs­
akfen ehthalten neben Angaben zum Luftfahrzeug aber 
auch lnformationen über deren Besitzer. Die Drittbe­
troffenen wliren daher gem. § 5 Absatz 1 IFG i. V. m. § 8 
Absatz 1 IFG entsprechend zu beteiligen gewesen, es 
sei denn. der Antragste/ler hlitte einer Schwiirzung die­
ser Daten zugestimmt In diesem Fa// wlire grondslitzlich 
ein teilweiser lnformationszugang gemiJB § 7 Absatz 2 
IFG in Betracht gekommen. Nach dieser Vorschrift ist 
dem Antrag in dem Umfang stattzugeben, in dem der ln­
formatlonszugang ohne Preisgabe der geheimhahungs­
bedOrftlgen lnformationen oder ohne unverhliltnismllBi­
gen Verwaltungsaufwand rnOglich ist Den Angaben des 
LBA zufolge sind in der Kennzeichenklasse E etwa 6800 
Luftfahrzeuge zuge/assen. Damit wliren insgesamt 
knapp 7000 Akfen zu überprOfen, die entsprechenden 
Daten zu schwlirzen oder die Dritten zu beteillgen gewe­
sen. Die Zusammenstellung bzw. Betei/lgung der Dritt­
betroffenen hiitte m.E in Anbetracht der hohen Anzahl 
in einem groben Missverhii/tnis zum Erkenntnisgewinn 
gestanden. Der Gesetzgeber hat einen teilweisen lnfor­
mationszugang u.a. an die Voraussetzung geknOpft, 
dass er ohne unverhiiltnismllB/gen Verwaltungsaufwand 
moglich ist. Bei einer engen Aus/egung dieser Ausnah-

312 BT-Drs. 1 7/1350 S. 83. 
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merege/ung muss der Bearbeitungsaufwand derart groB 
sein, dass die Wshrnehmung der originaren Aufgaben 
durch die Anfrage in unzumutbarer Weise beeintriichtigt 
ware und durch den GebOhrenrahmen in keiner Weise 
mehr aufgefangen werden konnte. Diese Umstande sah 
ich in diesem E/nze/fa/1 als gegeben. Auch elne andere 
Art des lnformationszuganges (z. B. Einsichtnahme) kam 
nicht in Betracht. 

6.3.3 Wie ist die Erfolgsquote bei den bekannten Gerichtsent­

scheidungen? 

Zum Versagungsgrund des unverhaltnismaBigen Verwaltungsauf­

wandes im Bereich von lnformationsfreiheitsansprüchen (1 FG­

Bund und IFG-LAnder) sind - soweit ersichtlich - insgesamt 29 

Entscheidungen veroffentlicht, die entscheidungserheblich auf -

bejahten313 oder verneinten314 - unverhaltnismaBigen Verwaltungs­

aufwandes abstellen. 

Dabei wurde der Versagungsgrund ausschlieBiich vom VG Berlin 

und vom VG Frankfurt in den unter 6.3.2 aufgeführten Verfahren 

bejaht. Einer Überprüfung durch die nachsthOhere lnstanz erfolgte 

nur in drei Fallen: Der vom VG Berlin mit Urteil vom 1 2.1  0.2009, 

313 VG Berlin, Urteil vom 26.02.2002, Az. 23 A 202.00, Rn. 39; Urteil vom 1 2.1 0.2009, 
Az. 2 A 20.08, Rn. 48; VG Frankfurt, Urteil vom 1 9.03.2008, Az.. 7 E 4067.06, Rn. 55; 
Urteil vom 05.12.2008, Az. 7 E 1 780.07, Rn. 68; Urteil vom 28.01 .2009, Az. 7 K 
4037.07.F, Rn. 64; Urteil vom 07.05.2009, Az. 7 L 767.09.F, Rn. 1 8; Urteil vom 
23.04.2013, Az. 7 K 129.1 0.F, Rn. 42. 

314 OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 07.06.2012, Az. 12 B 34.1 0, Rn. 41 ; Beschluss 
vom 31 .07.2012,  Az. OVG 12  S 95.1 1 ,  Rn. 10; Urteil vom 16.01 .201 4, Az. OVG 12  B 
50.09, Rn. 57; Hessischer VGH,  Beschluss vom 02.03.201 O, Az. 6 A 1684.08, Rn. 23; 
Beschluss vom 28.04.201 0, Az. 6 A 1 767.08, Rn. 22; Beschlúss vom 30.04.2010, Az. 
6 A 1 341 .09, Rn. 14; Urteil vom 29.1 1 .201 3, Az. 6 A 1 293.13, Rn. 55; Urteil vom 
29.1 1 .201 3, Az. 6 A 1426.13, Rn. 43; VG Berlin, Urteil vom 22.04.201 O, Az. 2 K 98.09, 
Rn. 20; Urteil vom 1 1 .1 1 .201 0, Az. 2 K 35. 10, Rn. 36; Urteil vom 01 .06.201 2, Az. 2 K 
1 77.1 1 ,  Rn. 34; Urteil vom 05.06.2014, Az. 2 K 252.13, Rn. 29; Urteil vom 1 9.06.2014, 
Az. 2 K 21 2.13, Rn. 51 ; VG Frankfurt, Urteil vom 12.03.2008, Az. 7 E 5426.06, Rn. 67; 
Beschluss vom 1 8.05.2010, Az.. 7 K 1 645.09.F, Rn. 27; VG Koln, Urteil vom 
24.07.2014, Az.. 13  K 3784.12, Rn. 50; VG Minden, Urteil vom 24.03.2004, Az.. 3 K 
1 965.02, Rn. 42; Urteil vom 05.08.201 5, Az.. 7 K 2267.13, Rn. 48; VG Münster, Urteil 
vom 1 3.09.2013, Az. 1 K 331 2.12, Rn. 40; VG des Saarlandes, Urteil vom 24.04.2013, 
Az. 3 K 1 544.1 1 ,  Rn. 33; VG Stuttgart, Urteil vom 1 7.05.201 1 ,  Az.. 13 K 3505.09, Rn. 
99; EuG, Urteil vom 13.04.2005, Az. T-2.03, Rn. 94; Urteil vom 09.06.2010, Az.. T-
237.05, Rn. 1 64. 
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Az. 2 A 20.08, zunachst bejahte Versagungsgrund wurde mit Urteil 

des OVG Berlin-Brandenburg vom 1 6.01 .201 4, Az. OVG 1 2  B 

50.09, abgelehnt. Ebenso folgte der Hessische VGH der Einschat­

zung des VG Frankfurt im Urteil vom 28.01 .2009, Az. 7 K4037/07.F 

nicht und wies den UnverhaltnismaBigkeitseinwand mit Beschluss 

vom 30.04.201 O, Az. 6 A 1 341 .09, zurück. In dem vom VG Frank­

furt mit Urteil vom 23.04.2013, Az. 7 K 1 29.1 0, entschiedenen Fall 

konnte der Hessische VGH die Frage in seinem Urteil vom 

1 1 .03.201 5, Az. 6 A 1 598.1 3, offenlassen315, weil der Anspruch da­

nach bereits materiell-rechtlich insgesamt zu versagen war. 

Daraus ergibt sich hinsichtlich dieses Einwandes eine Erfolgsquote 

von etwa 1 7  %. Allerdings ist der Wert einer solchen statistischen 

Beurteilung letztlich wenig aussagekraftig, denn es kommt nicht 

nur auf die Umstande des Einzelfalls, sondern auch auf deren 

überzeugende Aufbereitung und Darlegung im gerichtlichen Ver­

fahren an. 

07/21 936 

315 Ebenso im Urteil des Hessischen VGH vom 1 "1 .03.20"1 5, Az. 6 A 1071 .13, Rn. 43. 
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